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Von der Konfrontation zur Weltmarktwirtschaft 
Der Standpunkt der Deutschen Bundesregierung zur neuen Wirtschaftsordnung 

Die 7. Außerordentliche Tagung der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen hatte zum alleinigen Thema >Entwicklung 
und internationale wirtschaftliche Zusammenarbeite Die Ta­
gung fand in New York am Sitz der Weltorganisation vom 
1. bis 16. September 1975 statt. Der Bundesminister des Aus­
wärtigen, Hans-Dietrich Genscher, trug den deutschen grund­
sätzlichen Standpunkt und die deutschen Vorschläge zur 
weltwirtschaftlichen Lage und Entwicklung am 2. September 
vor. Seine Ausführungen sind nachstehend wiedergegeben. 
Über den allgemeinen Konferenzverlauf gibt unser New 
Yorker Korrespondent auf Seite 151 ff. einen ersten kurzen 
Bericht. Am Schluß der Konferenz wurde zur Sache eine neue 
umfangreiche Entschließung verabschiedet; sie ist auf den 
Seiten 157 ff. in vollem Wortlaut in deutscher Übersetzung 
wiedergegeben. Eine erste Analyse der Konferenz und der 
Abschlußentschließung enthalten die Seiten 135 ff. Weitere 
Beiträge über die internationale wirtschaftliche Entwicklung 
werden folgen. 

I 
Die Siebte Sondergeneralversammlung der Vereinten Natio­
nen — über Entwicklung und internationale wirtschaftliche 
Zusammenarbeit — tri t t vor dem Hintergrund der schwersten 
wirtschaftlichen Rezession seit 1930 zusammen: 
Zum ersten Mal in der Nachkriegszeit ist das weltwirtschaft­
liche Wachstum ins Stocken geraten, zum ersten Mal werden 
Welthandel und Weltsozialprodukt voraussichtlich sogar zu­
rückgehen. Zum ersten Mal droht unter dem Druck sich auf­
türmender Zahlungsbilanzdefizite in vielen Entwicklungs­
ländern die Entwicklung zu einem Stillstand zu kommen. 
Wachstumsverfall und Arbeitslosigkeit belasten viele Indu­
striestaaten. Sie sind die Folge weltweiter Inflation, die nicht 
unwesentlich darauf zurückzuführen ist, daß vor allem in den 
Industriestaaten eine Inflation der Ansprüche an das Sozial­
produkt vorausging. Es wurde mehr ausgegeben als erarbei­
tet. 
Es wird der engen Zusammenarbeit aller Staaten bedürfen, 
u m die Weltwirtschaft wieder zu einem kontinuierlichen rea­
len Wachstum zurückzuführen. Bundeskanzler Schmidt hat 
auf die Notwendigkeit abgestimmten Verhaltens und koor­
dinierter Anstrengungen zur Uberwindung der Rezession 
immer wieder hingewiesen und Vorschläge dafür vorgelegt: 
Anregungen und Vorschläge, die sich nicht nur auf die Be­
mühungen innerhalb der Europäischen Gemeinschaft bezie­
hen, sondern die weltweit abgestimmtes Handeln zum Ziel 
haben. Die Bundesregierung hat in der vergangenen Woche 
ein Programm verabschiedet, das zusätzliche öffentliche Aus­
gaben für Investitionen verbindet mit einer strukturellen 
Verbesserung der öffentlichen Haushalte auf der Ausgaben-
und der Einnahmenseite. 
Wir alle wissen, was es bedeutet, wenn wir der Rezession 
nicht Herr würden: Auf Wachstum und Entwicklung gründet 
nicht nur die Stabilität unserer Volkswirtschaften; auf ihnen 
gründet ebenso die Stabilität unserer sozialen und politi­
schen Strukturen, gründet letztlich die Stabilität auch des 
internationalen Friedens. Die Rezession ha t jedem von uns zu 
Bewußtsein gebracht, welches Ausmaß die wirtschaftliche 
Interdependenz der Staaten erreicht hat. Hier zeigt sich eine 
Folgewirkung des beispiellosen Wachstums der Weltwirt­
schaft: die ebenso beispiellos gestiegene Abhängigkeit der 
einzelnen Volkswirtschaften von Entwicklungen und Ent­
scheidungen außerhalb ihrer Grenzen. 

H A N S - D I E T R I C H G E N S C H E R 

Interdependenz bestimmt heute auch die Beziehungen zwi­
schen Industr ie- und Entwicklungsländern: Brauchen die In ­
dustrieländer Rohstoffe und öl der Entwicklungsländer, so 
brauchen diese Kapital, Technologie und Getreide der Indu­
strieländer. Jede Seite braucht für den Absatz ihrer Produkte 
den Markt der anderen. Von den Exporten der Entwicklungs­
länder nehmen 75 Prozent allein die OECD-Länder auf; 20 
Prozent sind Austausch zwischen den Entwicklungsländern 
selbst; 5 Prozent gehen in die Staatshandelsländer. 
Das bedeutet: Die Wachstumsraten der marktwirtschaft­
lichen Industrieländer und die Wachstumsraten der Entwick­
lungsländer stehen in unauflösbarem Zusammenhang. Ver­
langsamung des Wachstums in den OECD-Ländern führt 
über den Rückgang der Einfuhren automatisch auch zur Ver­
langsamung des Wachstums in den Entwicklungsländern. 
Wenn es dafür eines Beweises bedarf, so liefert ihn die ge­
genwärtige Lage. 
Beide Seiten also können entweder gemeinsam expandieren 
oder sie müssen gemeinsam stagnieren. Wer die Wachstums­
chancen des anderen nicht berücksichtigt, gefährdet auch das 
eigene Wachstum. Wer durch seine Politik das Wachstum des 
anderen gar beeinträchtigt, schadet mit Sicherheit im End­
effekt auch sich selbst. 
Für die praktische Politik bedeutet das: Keine Seite kann ge­
winnen, wenn sie Ansprüche durchsetzt, die mit einem kon­
tinuierlichen Wachstum der Weltwirtschaft unvereinbar sind. 
Umverteilung vorhandener Güter in einer stagnierenden 
Wirtschaft führt nicht weiter; Entwicklung läßt sich dauer­
haft nur beschleunigen innerhalb einer expandierten Welt­
wirtschaft. In einer interdependenten Welt führen Konfron­
tation und einseitiges Handeln ohne Rücksicht auf den 
anderen unausweichlich dazu, daß am Ende alle Parteien 
verlieren. Interdependenz heißt also Zwang zu Zusammen­
arbeit und gemeinsamer Verantwortung. Sie bringt aber 
ebenso eine große Chance: Durch Kooperation können wir 
heute gemeinsam wirtschaftliches Wachstum und sozialen 
Fortschritt für alle erreichen. Kooperation muß deshalb heute 
wie für die Zukunft die Grundlage des Zusammenlebens auf 
dieser Erde sein. 
Das hoffnungsvollste Moment in der gegenwärtigen Situation 
ist, daß sich — anders als 1930 — die Regierungen dieses Zu­
sammenhangs bewußt sind. Eine ununterbrochene Serie von 
Wirtschaftsgesprächen und -konferenzen in den letzten bei­
den Jahren legt dafür Zeugnis ab. Wirtschaftsfragen sind ins 
Zentrum der internationalen Diplomatie gerückt. Der Aus­
gleich wirtschaftlicher Interessenkonflikte ist zum Text 
außenpolitischer Staatskunst geworden. Die OECD-Länder 
entwickelten Regeln für kooperatives Verhalten in der R e ­
zession. Sie verpflichteten sich insbesondere, trotz ernster 
Zahlungsbilanzschwierigkeiten nicht zu Handelsbeschränkun­
gen Zuflucht zu nehmen. 
Die beiden Jahre der Rezession sahen ein erstes, zukunfts­
weisendes Beispiel für eine vom Geist der Interdependenz 
getragene Zusammenarbeit von Industr ie- und Entwicklungs­
ländern: nämlich das Abkommen von Lome zwischen der 
Europäischen Gemeinschaft und 46 afrikanischen, kar ibi-
schen und pazifischen Staaten. Niemals zuvor hat eine so 
große Gruppe von Industr ie- und Entwicklungsländern den 
Versuch unternommen, in völliger Gleichberechtigung Rah­
menbedingungen für die künftige Zusammenarbeit festzu­
legen. Das Abkommen verwirklicht neue Konzeptionen: 
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> Es gibt zum einen den AKP-Staaten praktisch freien Zu­
gang zum europäischen Markt, während die Europäische 
Gemeinschaft ihrerseits auf Gegenseitigkeit verzichtet. 
Diese Konzeption der einsei t igen Freihandelszone^ die 
von der Bundesrepublik Deutschland von Anfang an mit 
Nachdruck vertreten wurde, trägt dem Unterschied im 
Entwicklungsstand zwischen den beiden Par tnern Rech­
nung. 

> Das Abkommen errichtet außerdem ein System für die 
Stabilisierung der Rohstofferlöse der Vertragspartner 
Afrikas, der Karibik und des Pazifik. 

> Es geht schließlich neue Wege in der Förderung der indu­
striellen Kooperation. 

Die vor uns liegende Aufgabe ist nunmehr, den Geist gemein­
samer Verantwortung, wie er in dem Abkommen von Lome 
zum Ausdruck kommt, auf die weltweiten Kooperationsver­
handlungen zwischen Industr ie- und Entwicklungsländern zu 
übertragen. Es gilt, für die Zusammenarbeit in einer inter-
dependenten Weltwirtschaft eine Struktur zu schaffen, die 
ausgewogener und gerechter ist. Außenminister Rumor hat 
sich gestern im Namen der neun Mitgliedstaaten der Euro­
päischen Gemeinschaft zu diesem Ziel bekannt und die aktive 
und konstruktive Mitwirkung der Gemeinschaft bei seiner 
Verwirklichung zugesagt. Die Bundesregierung steht zu die­
ser Zusage. Das Ziel der Zusammenarbeit zwischen Industr ie-
und Entwicklungsländern ist ein doppeltes: Wir müssen zum 
einen die Weltwirtschaft aus der Rezession heraus- und auf 
den Pfad des realen Wachstums zurückführen. Nationale Be­
mühungen allein reichen dafür nicht mehr aus. Die Synchro­
nisierung der Konjunkturzyklen bedeutet vielmehr, daß 
Wachstum der eigenen Volkswirtschaft wie Wachstum der 
Weltwirtschaft insgesamt nur mehr in gemeinsamer Anstren­
gung und enger Abstimmung zu erreichen ist. 
Wir müssen zum anderen — und dies ist von entscheidender 
Bedeutung — den Wachstumspfad so legen, daß er für die 
Entwicklungsländer steiler als in der Vergangenheit in die 
Höhe führt. Die Weltwirtschaft muß nicht nur wachsen, sie 
muß so wachsen, daß sich die Kluft zwischen Industr ie- und 
Entwicklungsländern stetig verringert. Die Überwindung die­
ser Kluft ist die große Aufgabe unserer Zeit. An der Bereit­
schaft und Fähigkeit, diese Aufgabe anzugehen und zu mei­
stern, werden wir gemessen werden: heute und morgen. 
Ob wir die Aufgabe lösen, wird letztlich auch davon abhän­
gen, ob die Entwicklungsländer selbst alle Anstrengungen 
unternehmen, ihre Produktivkräfte zu mobilisieren und sie 
effizient einzusetzen. Aber auch die Industrieländer können 
und müssen Hilfe auf allen Gebieten leisten und gemeinsam 
mit den Entwicklungsländern das Weltwirtschaftssystem so 
gestalten, daß es dem Ziel beschleunigter Entwicklung mög­
lichst förderlich ist. Die Fortentwicklung der Weltwirtschafts­
ordnung steht im Zentrum unserer Debatte. Ihr Ziel ist ein 
gerechter Interessenausgleich, ist eine Ordnung, die die Ent ­
wicklungsländer voll in die Weltwirtschaft integriert und 
ihnen endlich den Platz einräumt, der ihnen gebührt. Fort­
entwicklung setzt Bewahrung des Erreichten voraus. 
Niemand sollte übersehen: Die in den ersten Nachkriegs jäh­
ren geschaffene Ordnung hat der Welt ein in der Geschichte 
beispielloses Wachstum von Produktion und Handel gebracht, 
und sie hat dieses Wachstum nicht nur den Industrieländern, 
sondern ebenso den Entwicklungsländern ermöglicht. Zwi­
schen 1960 und 1974, also seit Beginn der ersten Entwick­
lungsdekade, erzielten die Entwicklungsländer eine jährliche 
Wachstumsrate von fast sechs Prozent, also eine Rate, die 
über der Zuwachsrate der Industrieländer in dieser Periode 
liegt. Allerdings, das Ziel, den Abstand im Pro-Kopf-Ein­
kommen der reichen und armen Länder zu vermindern, wur ­
de nicht erreicht. Der Aufholeffekt des stärkeren Wachstums 
der Dritten Welt wurde durch die Bevölkerungsexplosion 

überkompensiert. Die Bemühungen vieler Entwicklungslän­
der u m eine Verlangsamung des Bevölkerungswachstums 
werden sicherlich mittelfristig eine positive Wirkung zeigen. 
Zugleich jedoch müssen wir alle Anstrengungen unterneh­
men, um ein noch schnelleres Wachstum der Wirtschaft in 
den Entwicklungsländern zu erreichen. Hinzu kommt, daß 
die Wachstumsrate von sechs Prozent eine Durchschnittsrate 
ist, die die großen Unterschiede zwischen den Raten der e in­
zelnen Entwicklungsländer verdeckt. Insbesondere die am 
wenigsten entwickelten Länder konnten die Wachstumschan­
cen nur ungenügend nutzen. Auch das muß sich ändern. 
Die Lösung dieser Aufgaben jedoch liegt in der Verbesserung 
des Wirkens der Marktmechanismen, nicht in der Flucht in 
einen weltweiten bürokratischen Dirigismus. Die Weltwirt­
schaftsordnung hat die Aufgabe, die Arbeitsteilung zwischen 
über 150 Staaten zu koordinieren — souveränen Staaten mit 
unterschiedlichen Wirtschaftssystemen. Diese komplexe Auf­
gabe läßt sich allein mit Hilfe des marktwirtschaftlichen Len­
kungsprinzips lösen. Es wäre eine gefährliche Utopie, sie 
durch internationalen Dirigismus lösen zu wollen. Der Ver­
such, dies zu tun, könnte nur in Lähmung und Ressourcenver­
schwendung enden. Auch in der Bundesrepublik Deutschland 
gab es, als wir aus den Trümmern des Krieges eine neue 
Wirtschaft aufbauen mußten, eine Diskussion, ob wir den 
Weg des Marktes gehen sollten, oder ob nicht angesichts der 
desolaten Verhältnisse dirigistische Lösungen vorzuziehen 
seien. Wenn wir heute eine hochentwickelte Wirtschaft und 
eine ausgewogene Sozialstruktur besitzen, so haben wir dies 
nicht zum wenigsten dem Umstand zu verdanken, daß wi r 
uns damals für den Markt entschieden haben. Nicht zuletzt 
aus dieser Erfahrung heraus sagt die Bundesregierung ein 
uneingeschränktes >ja< zur Reform des Weltwirtschafts­
systems, aber sie warnt davor, mit dirigistischen Exper imen­
ten die Leistungskraft der Weltwirtschaft zu lähmen. Das 
würde Industriestaaten und Entwicklungsländer treffen. G e ­
meinsamer Nenner für unser Bemühen kann allein die R e ­
form der bestehenden marktwirtschaftlichen Ordnung sein, 
unabhängig davon, für welches Wirtschaftssystem sich die 
Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen im Inneren entschie­
den haben. Denn allein diese Ordnung respektiert die Sou­
veränität aller Staaten und sie allein macht weltweite gleich­
berechtigte Partnerschaft möglich. 
Die Reformaufgabe lautet also, die Effizienz des Marktes zu 
erhalten, aber sie mit wirksamer Hilfe für die Schwachen zu 
verbinden, es gilt, den Mißbrauch des Marktes durch die 
Mächtigen zu verhindern, und es gilt, die Chancen der Schwa­
chen zu vergrößern. Was wir erreichen müssen, ist eine Welt­
marktwirtschaft, die die Forderung nach gerechtem In te r ­
essenausgleich erfüllt. Der Weg dazu führt über ein zusam­
menhängendes Programm marktkonformer Reformen. Wie 
sieht dieses Programm aus? Ich nenne die wichtigsten Ele­
mente : 
1. Wir müssen die Märkte der Industrieländer stärker als 

bisher für die Produkte der Entwicklungsländer öffnen; 
dies gilt besonders auch für die Verarbeitungsprodukte. 

2. Wir müssen die Rohstoffexporterlöse der einzelnen Ent ­
wicklungsländer stabilisieren; dies gilt speziell für die am 
wenigsten entwickelten und von der Krise am härtesten 
betroffenen Länder. 

3. Wir müssen übermäßige Preisschwankungen bei Rohstof­
fen verhindern. 

4. Wir müssen im Interesse der Funktionsfähigkeit und des 
Wachstums der Weltwirtschaft eine kontinuierliche Roh­
stoffversorgung sicherstellen. 

5. Wir müssen durch industrielle und technische Kooperation 
die Industrialisierung der Entwicklungsländer beschleuni­
gen. 

6. Wir müssen den Technologietransfer von den Industr ie-
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ländern an die Entwicklungsländer erleichtern und ver­
bessern. 

7. Wir müssen die Nahrungsmittelproduktion in den Ent ­
wicklungsländern nachhaltig steigern. 

8. Wir müssen den Kapitaltransfer in die Entwicklungslän­
der, und insbesondere in die ärmsten unter ihnen, mit 
allen Mitteln verstärken. 

9. Wir müssen das Weltwährungssystem so ordnen, daß es 
dem Wachstum von Welthandel und Weltwirtschaft und 
der Erhaltung des Geldwertes möglichst förderlich ist. 

II 
Zu diesen Vorschlägen im einzelnen: 
Öffnung der Märkte 
Die Öffnung der Märkte der Industrieländer soll den Ent­
wicklungsländern einen steigenden Anteil am Welthandel 
sichern. Die Bundesregierung setzt sich deshalb für einen 
Abbau tarifärer und nicht-tarifärer Handelshemmnisse ein 
und wirkt im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft bei 
den laufenden GATT-Verhandlungen darauf hin, den Zu­
gang der Entwicklungsländer zu den Importmärkten der In ­
dustrieländer weiter zu verbessern. Ich weise in diesem Zu­
sammenhang darauf hin, daß mein Land in den Pro-Kopf-
Einfuhren aus den Entwicklungsländern in der Spitzengruppe 
der marktwirtschaftlichen Länder liegt und daß diese Ein­
fuhren das Zehnfache der entsprechenden Pro-Kopf-Einfuh­
ren der Staatshandelsländer betragen. 
Der dynamischste Sektor des Welthandels ist der Austausch 
von Industriegütern. Hier liegen die größten Chancen für die 
Steigerung der Exporte der Entwicklungsländer, und hier 
insbesondere müssen sich die Märkte der Industrieländer für 
die Entwicklungsländer noch weiter als bisher öffnen. Es ist 
nicht länger vertretbar, daß trotz vieler Verbesserungen die 
bestehenden Zollsätze in den Industrieländern im allgemei­
nen niedriger für Rohstoffe sind als für Halb- und Fert ig­

waren. Das benachteiligt die Fertigwarenausfuhren der Ent ­
wicklungsländer. Ein wichtiges Ziel muß es daher sein, diese 
progressiv gestaffelten Zölle abzubauen. Darüber hinaus gilt 
es, die Präferenzen für die Industriegütereinfuhren aus den 
Entwicklungsländern weiter auszubauen und zu verbessern. 
Die Bundesrepublik Deutschland war und ist bei der Öff­
nung der Märkte zugunsten der Verarbeitungsprodukte der 
Entwicklungsländer Vorreiter. Als dynamische Volkswirt­
schaft sieht sie die Intensivierung der internationalen Ar ­
beitsteilung als auch im eigenen Interesse liegend an. Die 
Bundesrepublik Deutschland ist daher in der Öffnung der 
Märkte für die Industriegüter der Entwicklungsländer stets 
mit eigenem Beispiel vorangegangen. Ihre Einfuhren von 
Halb- und Fert igwaren aus den Entwicklungsländern stiegen 
1973 um nicht weniger als 56 Prozent. Sie stiegen zugleich 
wesentlich schneller als die entsprechenden Einfuhren aus 
den Industrieländern; der Anteil der Entwicklungsländer an 
den Gesamteinfuhren von Verarbeitungsprodukten verdop­
pelte sich zwischen 1972 und 1974. 
Diese Marktöffnung — eben nicht nur für Rohstoffe, sondern 
gerade auch für Verarbeitungsprodukte der Dritten Welt — 
ist nach Ansicht der Bundesregierung eine der wirksamsten 
Hilfen, die die Industrieländer den Entwicklungsländern lei­
sten können. Alle Industrieländer, gleich welcher Wirtschafts­
ordnung sie angehören, sollten alles tun, um diese Öffnung 
zu verwirklichen. Die Europäische Gemeinschaft ha t als erstes 
Wirtschaftsgebiet ein allgemeines Zollpräferenzsystem für 
die Verarbeitungsprodukte der Entwicklungsländer einge­
führt und dieses System ständig erweitert und verbessert. 
Die Gemeinschaft ist entschlossen, diesen Weg konsequent 
weiterzugehen. Sie hält es ferner für notwendig, das Präfe­
renzsystem über 1980 hinaus fortzuführen. 
Stabilisierung der Rohstoffexporterlöse 
Die meisten Entwicklungsländer sind für ihre Deviseneinnah­
men und für ihre Haushaltseinnahmen von Rohstoffexpor-

Die 30. Generalversammlung, die gegenwärtig für voraus­sichtlich drei Monate am Hauptsitz der Vereinten Na­tionen in New York tagt, wählte den luxemburgi­schen Ministerpräsidenten und Außenminister Gaston E. Thorn (Mitte) zu ihrem Präsidenten. Gaston Thorn wurde am 3. September 1928 in Luxemburg geboren, er studierte in Frankreich und der Schweiz Jura und pro­movierte auch in dieser Dis­ziplin. Seine berufliche Tä­tigkeit erfolgte fast aus­schließlich in öffentlichen Ämtern verschiedener Art, bis er schließlich 1968 in die Regierung eintrat und 1974 die Ministerpräsidentschaft übernahm. Thorn ist mit der bekannten Journalistin Liliane Thorn-Petit verhei­ratet; sie haben einen Sohn. Das Bild zeigt links neben dem Präsidenten General­sekretär Dr. Kurt Waldheim und rechts den Untergene­ralsekretär für Angelegen­heiten der Generalversamm­lung Bradford Morse. 
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ten abhängig. Stabilität und Steigerung der Rohstoffexport­
erlöse sind für diese Länder deshalb ein vitales Ziel. Die 
Bundesrepublik Deutschland ist sich der Bedeutung dieses 
Ziels bewußt und unterstützt es. Die Bundesregierung hält es 
für erforderlich, insbesondere den am wenigsten entwickelten 
und den von der Krise am meisten betroffenen Ländern zu 
stabileren Exporterlösen zu verhelfen. Sie hat deshalb — wie 
bekannt — im Rahmen einer Sondersitzung des Bundeskabi­
netts am 9. Jun i 1975 den inzwischen vom Internationalen 
Währungsfonds akzeptierten Vorschlag unterbreitet , einen 
Teil des IWF-Goldes zu verkaufen und den Verkaufserlös zu 
verwenden, um diesen Ländern Kredite zu günstigen Bedin­
gungen zur Verfügung zu stellen, wenn die Erlöse aus ihren 
Rohstoffexporten zurückgehen. Die Bundesregierung sieht in 
der Bereitstellung von einem Sechstel des IWF-Goldes einen 
ersten Schritt in der richtigen Richtung. Sie hält den Umfang 
angesichts der vor uns stehenden Probleme noch nicht für 
ausreichend. Sie wird sich deshalb um eine Ausweitung des 
Volumens bemühen. Eine flexible Handhabung dieses Ins t ru­
ments würde seine Wirksamkeit erhöhen. Dies gilt für die 
Kreditbedingungen ebenso wie für die Laufzeit und die Mög­
lichkeit, unter besonderen Voraussetzungen die Rückzahlung 
zu erlassen. 
Maßnahmen der Erlösstabilisierung haben bei Rohstoffen, 
die sowohl von Entwicklungsländern wie von Industrielän­
dern ausgeführt werden, den Vorteil der Zielgenauigkeit. Sie 
kommen allein den Entwicklungsländern zugute und vermei­
den so den widersinnigen Effekt, daß rohstoffexportierende 
Industrieländer auf Kosten rohstoffimportierender Länder — 
Industr ie- ebenso wie Entwicklungsländer — zusätzliche Ein­
nahmen erhalten. 
Die Bundesregierung setzt sich ferner dafür ein, das beste­
hende System der kompensatorischen Finanzierung des Inter­
nationalen Währungsfonds quantitativ und qualitativ zu ver­
bessern. 
Verhinderung übermäßiger Preisschwankungen 
Neben dem Ziel der Erlösstabilisierung bei Rohstoffen unter ­
stützt die Bundesregierung auch das Ziel, übermäßige 
Schwankungen der Rohstoffpreise zu verhindern. Dies liegt 
ebenso im Interesse der Verbraucher wie der Erzeuger. Die 
Bundesregierung ist daher bereit, internationale Rohstoff­
abkommen dort ins Auge zu fassen, wo sie 
> sich zur Vermeidung übermäßiger Preisschwankungen auf 

einem Rohstoffmarkt eignen, 
> wo sie Preise halten, die geeignet sind, Angebot und Nach­

frage langfristig auszugleichen und 
> wo die Kosten in einem vertretbaren Verhältnis zum Nut­

zen stehen. 
Die Bundesrepublik Deutschland ist Mitglied aller Rohstoff­
abkommen und hat an allen entsprechenden Verhandlungen 
aktiv mitgewirkt. Die Bundesregierung wird dies auch wei­
terhin tun. Sie ist an einem Höchstmaß an Wirksamkeit der 
Abkommen interessiert und begrüßt es deshalb, daß jetzt 
Hoffnung besteht, daß der Kreis der Teilnehmerstaaten an 
den bestehenden Abkommen größer wird. Ziel unserer Be­
mühungen ist ein Preis, der lohnend für die Erzeuger und 
angemessen für die Verbraucher ist und der auf diese Weise 
ein langfristiges Gleichgewicht zwischen einem expandieren­
den Angebot und einem expandierendem Verbrauch herbei­
führt. Die Bundesregierung akzeptiert langfristig steigende 
Preistendenz, wenn diese der Entwicklung von Angebot und 
Nachfrage entsprechen. Sie würde aber den Versuch für be­
denklich halten, Rohstoffpreise künstlich über dem langfristi­
gen Gleichgewichtspreis zu fixieren. Ein solch überhöhter 
Preis bedeutet Überproduktion und läßt sich daher nur durch 
Produktions- und Exportbeschränkung aufrechterhalten. Eine 
solche Nichtausnutzung oder gar Stillegung von Kapazitäten 

ist jedoch in einer Welt der Knappheit globalökonomisch 
nicht sinnvoll. 
Bei den meisten der zur Debatte stehenden Rohstoffe scheint 
es darüber hinaus fraglich, ob sich überhöhte Preise länger­
fristig überhaupt für die Produzenten selbst auszahlen, denn 
überhöhte Preise bedeuten: Rückgang der Nachfragen, Sub-
stition durch Ausweichprodukte, Eintr i t t neuer Produzenten 
in die Märkte, und das heißt oft: neuer Produzenten auch 
und gerade aus den Industrieländern. Am Ende könnten für 
die ursprünglichen Produzenten sinkende, nicht steigende 
Exporterlöse stehen und für die Weltwirtschaft insgesamt die 
Verdrängung kostengünstiger durch kostenungünstige Pro ­
duktion. Rohstoffe schließlich werden auch von Entwick­
lungsländern importiert, direkt und — in Form von Fert ig­
waren— indirekt. Umgekehrt sind bei vielen Rohstoffen auch 
Industrieländer Exporteure und sogar Hauptexporteure. Res­
sourcentransfer über überhöhte Rohstoffpreise würde also 
auch Entwicklungsländer belasten und einige Industrieländer 
in großem Umfang begünstigen. 
Die hier angedeuteten Probleme würden in voller Schärfe 
ebenso bei der Indexbindung der Rohstoffpreise an die Im­
portpreise der Entwicklungsländer auftreten. Auch dies wäre 
ja ein Versuch, Preise unabhängig vom langfristigen Markt­
gleichgewichtspreis festzulegen. Dabei würden zusätzliche 
Probleme entstehen: die Aufgabe, eine gerechte Indexformel 
zu finden, ist schon in der Theorie nicht lösbar. In der Praxis 
würde der Versuch, die indexierten Preise durchzusetzen, 
eine Lawine dirigistischer Maßnahmen nach sich ziehen. Eine 
globale Indexformel würde zudem die relativen Preise der 
einzelnen Rohstoffe ohne Rücksicht auf die Produktivitäts­
entwicklung zementieren. 
Aus all diesen Überlegungen heraus ist die Bundesregierung 
überzeugt, daß das Ziel, die Rohstoffexporterlöse der En t ­
wicklungsländer zu steigern, nicht durch administrierte P re i ­
se, sondern auf marktwirtschaftlichem Weg verwirklicht wer ­
den muß: nämlich über die Steigerung der Produktivität und 
damit des Gewinns, über die Steigerung des Absatzes, über 
vermehrte Einschaltung in die Vermarktung, über das Hin­
eingehen in die ersten Verarbeitungsstufen, und schließlich da 
— wo die Kostenstruktur des Erzeugerlandes keine lohnende 
Produktion mehr zu Marktgleichgewichtspreisen zuläßt — 
über entschlossene Diversifizierung. In diesen Bereichen l ie­
gen für viele Entwicklungsländer große, noch ungenutzte 
Möglichkeiten. Die Bundesregierung ist bereit und interes­
siert, bei ihrer Nutzung tatkräftige Hilfe zu leisten. Sie wird 
insbesondere auch die Verarbeitung der Rohstoffe an Ort und 
Stelle fördern. 

Sicherung der Rohstoffversorgung 
Das Problem, die Rohstoffversorgung zu sichern, dürfen wir 
auch in der jetzigen Situation der Stagnation und des rück­
läufigen Rohstoffverbrauchs nicht aus dem Auge verlieren. 
Denn die von uns angestrebte Expansion der Weltwirtschaft 
und eine rapide wachsende Bevölkerung führen zu steigen­
dem Rohstoffverbrauch. Wir müssen deshalb rechtzeitig für 
ausreichende Produktionskapazitäten sorgen. Das bedeutet 
Exploration neuer Rohstoffvorkommen, Erschließung dieser 
Vorkommen und Schaffung der Infrastruktur, um sie zum 
Markt transportieren zu können. Diese Aufgabe einer kont i ­
nuierlichen Rohstoffversorgung kann nur durch Kooperation 
zwischen Industriestaaten und Entwicklungsländern gelöst 
werden. Kooperation heißt Partnerschaft. Kooperation ve r ­
hindert, daß die Rohstoffe eines Entwicklungslandes von ei­
nem anderen Land ausgebeutet werden, ohne daß das Ur­
sprungsland dadurch in seiner Entwicklung tatsächlich ge­
fördert wird. 
Das Problem einer kontinuierlichen Rohstoffversorgung könn­
te für eine Reihe von Rohstoffen, und nicht nur für Getreide, 
in der Tat zur entscheidenden Frage werden. Wie wir die not-
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wendige Zusammenarbeit zwischen Industriestaaten und En t ­
wicklungsländern in finanzieller und organisatorischer Hin­
sicht organisieren können, wie wir dafür neue geeignete For­
men schaffen, das sollte nach Ansicht der Bundesregierung in 
den Rohstoffgesprächen zwischen Industrieländern und Ent ­
wicklungsländern einen angemessenen Platz erhalten. Gegen­
stand dieser Gespräche muß auch sein, wie eine parallele Ent ­
wicklung von Rohstoffproduktion und Industrialisierung in 
den Entwicklungsländern erreicht werden kann. Ohne eine 
solche Parallelität der Entwicklung stehen die Entwicklungs­
länder ständig vor der Gefahr schwerer wirtschaftlicher Rück­
schläge — dann nämlich, wenn ihre Rohstoffquellen versiegen 
oder wenn die technologische Entwicklung ihren Rohstoff 
überflüssig macht. 
Beschleunigung der Industrialisierung 
Auf der zweiten UNIDO-Konferenz in Lima hat sich die Bun­
desregierung zu dem Ziel bekannt, die Industrialisierung der 
Entwicklungsländer zu beschleunigen. Sie wird an der Ver­
wirklichung dieses Ziels aktiv mitarbeiten. Industrialisierung 
der Entwicklungsländer bedeutet Strukturwandel der Welt­
wirtschaft. Für strukturschwache Branchen in den Industr ie­
ländern heißt dies oft schmerzhafte Anpassung. Jede Regie­
rung muß darauf bedacht sein, diese Anpassung in geordne­
ten Bahnen ablaufen zu lassen. Die Bundesregierung war j e ­
doch stets davon überzeugt, daß marktbedingter S t ruk tur ­
wandel nicht durch Erhaltungssubventionen aufgehalten wer ­
den darf. Er ist vielmehr zu erleichtern, indem Arbeitskräf­
ten und Investoren Hilfe dabei gegeben wird, von s t ruktur ­
schwachen in zukunftsweisende Branchen überzuwechseln. 
Ich brauche nicht zu betonen, daß diese Aufgabe für eine 
wachsende Wirtschaft leichter zu lösen ist als für eine rezes­
sive. Auch in diesen Bereichen hängen Wachstum der Indu­
strieländer und Verwirklichung der Ziele der Entwicklungs­
länder eng zusammen. 

Verbesserung des Technologietransfers 
Im Zusammenhang mit der Industrialisierung der Dritten 
Welt und mit der Beschleunigung des Entwicklungsprozesses 
überhaupt ist sich die Bundesregierung der bedeutenden Rol­
le bewußt, die Wissenschaft und Technologie bei der Ver­
wirklichung dieser Ziele übernehmen müssen. 
Die Bundesregierung ist daher bemüht, in partnerschaftlicher 
Zusammenarbeit im bilateralen wie multilateralen Rah­
men die wissenschaftlich-technologische Infrastruktur der 
Entwicklungsländer zu stärken. Diese Stärkung der Infra­
s t ruktur soll die Aufnahmefähigkeit der Entwicklungsländer 
für Technologie erweitern. Sie soll die Entwicklungsländer 
vor allem auch in die Lage versetzen, übernommene Techno­
logie kreativ weiterzuentwickeln und sie an die Gegebenhei­
ten der eigenen Volkswirtschaft anzupassen. In vielen Berei­
chen wird es dabei darauf ankommen, kapitalintensive P r o ­
duktionsmethoden der Industrieländer durch ebenso moder­
ne, aber arbeitsintensive Methoden zu ersetzen. 
Die Bundesregierung ist ferner bestrebt, die Rahmenbedin­
gungen für den Technologietransfer zu verbessern. Sie wird 
im Rahmen der Welthandelskonferenz an der Ausarbeitung 
eines internationalen Verhaltenskodexes für den Technolo­
gietransfer konstruktiv mitwirken. 
Beschleunigung der Industrialisierung und Verstärkung des 
Technologietransfers — beide Ziele werden häufig allein 
durch industrielle Kooperation zwischen Entwicklungsländern 
und Firmen der marktwirtschaftlichen Industrieländer zu 
verwirklichen sein. In einem Teil der Fälle wird dabei eine 
finanzielle Beteiligung der Firmen an gemeinsamen Unter­
nehmungen auch von den Entwicklungsländern gewünscht 
werden. Die Bundesregierung fördert diese industrielle Ko­
operation durch finanzielle und steuerliche Hilfen und durch 
die Übernahme von Garantien. Entscheidend aber ist letztlich, 

welche Bedingungen die Entwicklungsländer selbst für diese 
Zusammenarbeit schaffen. Es kommt hierbei vor allem auf 
zwei Dinge an: Gegenseitiges Vertrauen und langfristige 
Rechtssicherheit, und das heißt Sicherheit durch Völkerrecht. 
Formen für die industrielle Kooperation zu schaffen, die bei­
den Bedingungen gerecht werden, ist eine Aufgabe von en t ­
scheidender Wichtigkeit für das Entwicklungsziel. 
Ich erinnere in diesem Zusammenhang an einen Vorschlag, 
den der damalige Bundesfinanzminister und heutige Bundes­
kanzler Helmut Schmidt schon 1974 gemacht ha t : die Ausar ­
beitung von Leitlinien über die Tätigkeit von multinationalen 
Gesellschaften und für ihre Zusammenarbeit mit den Regie­
rungen der Gastländer. Die notwendigen Arbeiten dafür soll­
ten bald aufgenommen werden. 
Steigerung der Nahrungsmittelproduktion 
Die Steigerung der Nahrungsmittelproduktion der Entwick­
lungsländer muß insbesondere für Länder mit Nahrungsmit­
teldefizit vorrangiges Ziel sein. 
Nach den der Welternährungskonferenz vorgelegten Schätzun­
gen wird der Bedarf an Nahrungsmitteln in den Entwick­
lungsländern um jährlich 3,6 Prozent zunehmen, ihre Produk­
tion dagegen nu r um 2,6 Prozent. Angesichts dieser beängsti­
genden Zukunftsperspektive müssen Industrieländer und En t ­
wicklungsländer intensiv zusammenarbeiten, um als Nahziel 
zu erreichen, daß sich die bereits gegenwärtig unzureichende 
Nahrungsmittelversorgung der Menschen in der Drit ten Welt 
zumindest nicht noch weiter verschlechtert. Die Ernährungs­
probleme der Defizitländer können auf Dauer nur durch Aus­
dehnung der eigenen Nahrungsmittelproduktion gelöst wer ­
den. Die Bundesregierung räumt deshalb der Hilfe für die 
Produktionssteigerung Vorrang ein. Sie wird darüber hinaus 
ihre Nahrungsmittelhilfe fortsetzen. 
Die Bundesregierung bekennt sich auch zu den von der FAO 
vorgeschlagenen Grundsätzen für eine >Internationale Ver­
pflichtung zur Sicherung der Welternährung<. Sie t r i t t daher 
dafür ein, daß bereits vorhandene oder gegebenenfalls zu 
schaffende nationale Getreidevorratslager im Rahmen inter­
nationaler Vereinbarungen koordiniert werden, u m voraus­
sehbare größere Versorgungslücken schließen zu helfen. Wich­
tige Voraussetzung für die Welternährungssicherung ist j e ­
doch, daß die zu erwartenden Ernteergebnisse sowie die Ein­
fuhrbedürfnisse für Grundnahrungsmittel rechtzeitig bekannt 
werden, denn nur dann lassen sich gezielte Maßnahmen er­
greifen, um Versorgungsengpässe zu vermeiden. Die Bundes­
regierung hat daher ihre Teilnahme an dem weltweiten In ­
formations- und Frühwarnsystem für Ernährung und Land­
wirtschaft zugesagt. Sie würde es begrüßen, wenn die siebte 
Sondergeneralversammlung dazu aufforderte, daß alle Län­
der sich an diesem System beteiligen und ebenso die i n t e r ­
nationale Verpflichtung zur Sicherung der Welternährung< 
unterzeichnen. 
Verstärkung des Kapitaltransfers 
Auch wenn in der künftigen Entwicklungsstrategie dem Han­
del eine noch bedeutendere Stellung zukommen wird als b is­
her, so wird doch der direkte Kapitaltransfer weiterhin ein 
unentbehrliches und zentrales Element in der Zusammenar­
beit zwischen Industrieländern und Entwicklungsländern blei­
ben. 
Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß eine Verstärkung 
des Kapitalzuflusses — und zwar aus öffentlichen wie aus 
privaten Mitteln — eine wesentliche Voraussetzung dafür ist, 
daß die Entwicklungsländer die nötigen Wachstumsraten er ­
reichen können. Dies gilt ganz besonders für die am wenig­
sten entwickelten Länder, die von den Verbesserungen im 
Handelsbereich in der Regel begrenzteren Nutzen ziehen wer ­
den als jene Länder, die reich an wichtigen Rohstoffen sind 
oder bereits über eine industrielle Basis verfügen. 
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Die öffentlichen Leistungen der Bundesrepublik sind auch in 
dem schwierigen J a h r 1974 gestiegen. Die Bundesregierung 
wird auch in Zukunft ihrer Verantwortung gerecht werden. 
Aber wir alle müssen wissen: Die Möglichkeit der Leistungs­
steigerung hängt für die Bundesrepublik Deutschland und 
auch für die anderen Industrieländer weitgehend ab von e i ­
ner Überwindung der Weltrezession. Hilfezusagen der Bun­
desrepublik Deutschland haben dank der entschlossenen Sta­
bilitätspolitik der Bundesregierung einen stabilen Wert. So 
stieg der Index der deutschen Exportpreise in diesem J a h r 
nur wenig an. Unsere Stabilitätspolitik kommt damit auch 
den Entwicklungsländern zugute. 
In den beiden letzten Jahren sind die ölländer als wichtige 
neue Geberländer aufgetreten. Die Mobilisierung von Invest i­
tionskapital dieser Länder kann für die angestrebte Steige­
rung der Gesamthilfe einen ganz wesentlichen Beitrag leisten. 
Für die Effizienz dieses Beitrags könnte eine Zusammenarbeit 
von ölländern und Industrieländern von Nutzen sein, die den 
Zweck hätte, Projekte gemeinsam zu finanzieren und gemein­
sam ihre technische Planung und Durchführung zu überneh­
men. In einigen Ländern wurden für eine solche Dreiecksko­
operation bereits erste Formeln entwickelt. Wir würden es be­
grüßen, wenn es gelänge, hier die Zusammenarbeit noch zu 
intensivieren. 
Neben der Steigerung des Volumens müssen auch die Bedin­
gungen des Kapitaltransfers weiter verbessert werden. Die 
Kredite der Bundesrepublik Deutschland hat ten 1974 einen 
Zinssatz von durchschnittlich 1,85 Prozent. Die Bundesregie­
rung vergibt dabei ihre Kredite an die von der wirtschaftli­
chen Krise am meisten betroffenen Länder zu IDA-Bedin-

Der deutsche Bundesaußenminister Hans-Dietrich Genscher (zwischen Generalsekretär Waldhelm (mit Brille) und Eric Suy (Belgien) am­tiert als Präsident der VII. Sondergeneralversammlung, die vom 1. bis 16. September 1975 in New York stattfand. Genscher leitete die Ver­sammlung, als der Außenminister der DDR, Oskar Fischer, in der Generaldebatte sprach (am Rednerpult). 

gungen, das heißt also zu einem Zinssatz von 0,75 Prozent und 
einer Laufzeit von 50 Jahren. 
Neuordnung des internationalen Währungssystems 
Als ein wichtiges Problem betrachtet die Bundesregierung 
auch die Neuordnung des internationalen Währungssystems. 
Sie t r i t t dafür ein, die Sonderziehungsrechte des Weltwäh­
rungsfonds in zunehmendem Maße zum Mittelpunkt des Wäh-
.rungssystems zu machen und die Rolle nationaler Währungen 
und des Goldes als Reservemedien entsprechend zu ver r in­
gern. 
Die internationale währungspolitische Zusammenarbeit muß 
auf der Grundlage einer ausgewogenen Verteilung von Rech­
ten und Pflichten aller Staaten ruhen. Die Bundesregierung 
begrüßt deshalb die geplante Verdoppelung des Quotenanteils 
der ölländer am Weltwährungsfonds von 5 auf 10 Prozent. 
Diese Verdoppelung entspricht der stark gestiegenen Bedeu­
tung und Verantwortung dieser Länder für das Weltwäh­
rungssystem. Der Quotenerhöhung entspricht eine Reduzie­
rung der Quote der Industrieländer. Der Einfluß der Entwick­
lungsländer insgesamt im internationalen Währungsfonds 
vergrößert sich so. Die Bundesregierung wird ferner zu der 
Zinsverbilligung der ölfazilität des Internationalen Wäh­
rungsfonds beitragen. An der ölfazilität selbst beteiligt sich 
die Deutsche Bundesbank mit 300 Millionen Sonderziehungs­
rechten. 

I I I 
Die Schaffung von Wirtschaftsbeziehungen zwischen den En t ­
wicklungsländern und den Industriestaaten, die ausgewoge­
ner und gerechter sind, kann nicht auf einen Schlag in einer 
Konferenz erreicht werden. Sie ist ein Prozeß, der die Welt­
politik auch in den kommenden Jah ren bestimmen wird. Die 
Bundesregierung beteiligt sich an diesem Prozeß mit dem 
aufrichtigen Willen zu Partnerschaft und Zusammenarbeit. 
Sie wünscht und sie fördert den Dialog zwischen Industr ie­
ländern und Staaten der Dritten Welt mit dem Ziel, einen 
gerechten Interessenausgleich zu erreichen. Wir wollen über 
den Dialog hinaus zu gemeinsamen konkreten Aktionen kom­
men. Nutzen wir alle unsere Möglichkeiten, nutzen wir unse­
re bilateralen Beziehungen, nutzen wir die Zusammenarbeit 
in den internationalen Organisationen, nutzen wir alle Begeg­
nungen zwischen unseren Völkern, um die Irrtümer der Ver­
gangenheit zu überwinden und weltweit eine bessere Ord­
nung der ökonomischen Beziehungen zu finden. In dieser 
Ordnung müssen wir uns alle als gleichberechtigte Par tner 
verstehen. Erkennen wir vor allen Dingen, daß in einem Zu­
stand gegenseitiger Abhängigkeit nicht nur der eigene Vor­
teil und das eigene Wohlergehen wichtig sind, sondern auch 
der Vorteil und das Wohlergehen der anderen. 
Wirtschaftliche Macht ist immer wieder mißbraucht worden, 
nicht anders als politische und militärische Macht auch. Es ist 
Aufgabe der Vereinten Nationen, solchen Mißbrauch in allen 
seinen Formen zu überwinden. Wer Macht besitzt, darf nicht 
auch die Freiheit besitzen, sie unbeschränkt auszuüben. Eine 
auf faire Zusammenarbeit ausgerichtete Ordnung der Welt­
wirtschaft bedarf deshalb klarer Spielregeln und vor allem 
der Möglichkeiten, sie auch durchzusetzen. 
Die ökonomische Leistungsfähigkeit aller Staaten der Erde 
zusammengenommen, so groß sie auch sein mag, ist doch nicht 
unbegrenzt. Vielleicht reicht sie gerade aus, um die großen 
Probleme der Menschheit am Ende des 20. Jahrhunder t s zu 
lösen, und das heißt Unterentwicklung, Hunger, Krankhei t 
und Armut zu überwinden. 
Aber eines steht fest: Unsere gesamte wirtschaftliche Lei­
stungsfähigkeit wird nicht ausreichen, wenn die einzelnen 
Staaten ihr ökonomisches Potential gegeneinander einsetzen, 
statt füreinander und für eine gemeinsame friedliche Ent­
wicklung. Wir haben in dieser Sondergeneralversammlung 
den Schlüssel zu einer besseren Zusammenarbeit in der Hand. 
Lassen wir diese Chance nicht ungenützt vorübergehen. 
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Zwischen Planwirtschaft und Dirigismus 
Zur Abschlußresolution der 7. Sondergeneralversammlung NORBERT J O H A N N E S PRILL 

Vorgeschichte 
Die Ordnung der Weltwirtschaft ist zu einem vorrangigen 
Thema der Vereinten Nationen geworden. Das schlägt sich 
auch in der Thematik der Außerordentlichen Tagungen der 
Generalversammlung nieder. Die bisherigen — seit 1947 — 
galten friedenssichernden und ähnlichen Themen. 1973 be ­
schloß die Generalversammlung, sich in einer Sondertagung 
mit Entwicklung und internationaler wirtschaftlicher Zu­
sammenarbe i t zu befassen. Der >ölschock< war vorausgegan­
gen. Die 4. Konferenz der Staats- bzw. Regierungschefs der 
blockfreien Staaten (5.—9. 9.1975 in Algier) hat te bereits die 
Einberufung einer Sondertagung verlangt. Der 7. Außeror­
dentlichen Tagung der Generalversammlung über > Entwick­
lung und Internationale wirtschaftliche Zusammenarbeit^ die 
in New York vom 1. bis zum 16. September stattfand, ging im 
April 1974 die 6. Sondergeneralversammlung über Rohstoffe 
und Entwicklung voraus. Die 6. Sondertagung erwies sich mit 
der Proklamation einer >Neuen Welt wir tschaftsordnung< als 
Wendemarke. Die entwickelten Industriestaaten wurden von 
der neugewonnenen Selbstsicherheit der Entwicklungsländer 
überrascht. Diese t ra ten als Anspruchsinhaber auf. Ihr mili­
tantes Selbstbewußtsein verstärkte sich in der Folgezeit. Ein 
Höhepunkt — auch der Solidarität untereinander — war die 
Rohstoffkonferenz in Dakar (3.—8. 2.1975). Das dort ve rab­
schiedete Aktionsprogramm wiederholt die Maximalforderun­
gen der Entwicklungsländer und bekennt sich mit allem Nach­
druck zu der Strategie einer Interessenwahrnehmung durch 
Erzeugerkartelle. Die Konferenz erklärte sich in mehreren 
Resolutionen mit bereits bestehenden Zusammenschlüssen 
dieser Art solidarisch, namentlich mit OPEC und CIPEC. 
Dennoch kam es auf der 2. UNIDO-Konferenz wenige Wochen 
später (12.—27. 3.1975 in Lima) nicht zum Eklat. Unbeschadet 
fortbestehender Uneinigkeit in Grundsatzfragen wurde die 
Konferenz vielmehr der Beginn eines ernsthaften Dialogs. Die 
Entwicklungsländer wichen zwar von ihren Grundsatzpositio­
nen auch danach nicht ab, vermieden es jedoch, kompromiß­
lose Härte zur Schau zu tragen und dadurch die angesetzte 
7. Sondergeneralversammlung von vornherein zu belasten. 
Deren Ausgang sollte nicht vorweggenommen werden. Die 
Ausichten für einen sachlichen Verlauf der 7. Sondertagung 
der Generalversammlung waren mithin eher günstig. So 
konnte denn auch ein Konsens — wie mühevoll und einge­
schränkt auch immer — erzielt werden. Doch um welchen 
Preis? 
Die Resolution: Neue Akzente 
Schon kurz nach der Annahme der Schlußresolution 3362 
(S-VII), zu der allein die Vereinigten Staaten substantielle 
Vorbehalte angemeldet hatten, setzte der Streit darüber ein, 
ob es sich dabei um einen Kompromiß oder um eine Kapi tu­
lation der entwickelten Industriestaaten vor den Entwick­
lungsländern handele. Die Resolution läßt sich leichter e in­
ordnen, wenn sie zum einen den bedeutsamsten Debattenbei­
trägen und früheren nationalen Äußerungen gegenüberge­
stellt, zum anderen an den wichtigsten ihrer Vorgängerinnen 
gemessen wird: der Deklaration und dem Aktionsprogramm 
über die Errichtung einer Neuen Weltwirtschaftsordnung, 
(A/Res.3201 und 3202(S-VI) vom 1. Mai 1974), im folgenden: 
Deklaration, Aktionsprogramm; der Charta der wirtschaft­
lichen Rechte und Pflichten der Staaten (A/Res.3281(XXIX) 
vom 12. Dezember 1974) im folgenden: Charta; sowie der De­
klaration und dem Aktionspian über industrielle Entwicklung 
und Zusammenarbeit von Lima, Beschluß der zweiten UNI­

DO-Konferenz vom 26. März 1975, im folgenden: Lima-De­
klaration. 
Die Resolution zeichnet sich — trotz ihrer Länge — durch 
weitgehenden Verzicht auf Wortreichtum sowie durch insge­
samt nüchternen, unpolemischen Ton aus. Sie verwendet die 
Verbkonjugation »should«, also die empfehlende Sollform, 
läßt mithin von dem anweisenden »shall« und der Postulie­
rung von Rechten und Pflichten ab, welche weite Passagen 
der Charta beherrscht und auch noch in die Lima-Deklara­
tion Eingang gefunden hatten. Sie gestattet sich eine einzige 
Ausnahme: Der 4. UNCTAD-Tagung (3—28.5.1976 in Nairobi) 
wird mit Blick auf die Schuldenlast der Entwicklungsländer 
der kaum übersetzbare Auftrag erteilt »(to) consider the need 
for a possibility of convening . . . a conference of major donor, 
creditor and debtor countries« (Punkt II 5). Ungewohnt ist, 
daß auch die neureichen Entwicklungsländer, unausgespro­
chen also vor allem die Erdölförderstaaten, mehrfach — und 
zwar an acht verschiedenen Stellen — direkt angesprochen 
und als »developing countries in a position to do so« zu e i ­
genen Hilfeleistungen aufgerufen werden, nämlich zu: 
> Hilfeleistung bei dem wirtschaftlichen Strukturwandel der 

am wenigsten entwickelten und geographisch benachtei­
ligten Entwicklungsländer (111); 

> Investition finanzieller Mittel und Versorgung mit Tech­
nologie und Ausrüstungsgütern (II 7); 

> Beiträgen zum Sonderfonds der Vereinten Nationen (118); 
> Unterstützung der von der Krise am härtesten getroffenen 

Länder (II 10); 
> höheren Hilfeleistungen für Landwirtschaft und Nahrungs­

mittelerzeugung (V2); 
> substantiellem Beitrag zu dem vorgesehenen Internat io­

nalen Fonds für landwirtschaftliche Entwicklung (V 6); 
> Lieferung von Getreide an die von der Krise am härte­

sten getroffenen Länder zu günstigsten Bedingungen und 
mit entsprechender finanzieller Unterstützung (V10); und 

> Bereitstellung von Reserven für das Welternährungspro­
gramm (V 12). 

Die Lima-Deklaration hatte sich auf die gewundene Auffor­
derung beschränkt, die Entwicklungsländer, die über ausrei­
chende Mittel verfügten, sollten »die Möglichkeit sorgfältig 
erwägen«, ihrerseits einen Netto-Transfer von finanziellen 
und technischen Mitteln an die am wenigsten entwickelten 
Länder vorzunehmen (Punkt 36). 
In der Generaldebatte der 7. Sondergeneralversammlung ha t ­
ten sich insbesondere die Vereinigten Staaten unverblümt ge­
gen die »willkürliche monopolistische Preissteigerung durch 
das Kartell der ölexporteure« gewendet und die Verantwor­
tung der OPEC-Staaten unterstrichen, den ärmeren Ländern 
Hilfe zu gewähren. Einer einseitigen Zuordnung von Rechten 
und Pflichten (Rechten der Entwicklungsländer, Pflichten der 
entwickelten Industriestaaten) hat te Kissinger von dem U S -
Chefdelegierten Moynihan entgegenhalten lassen: »Wir alle 
haben Rechte und wir alle haben Pflichten.« 

Die Einzelaussagen 
Die Resolution 3362 (S-VII) gliedert sich nach ungewöhnlich 
knappem Vorspann in sieben Hauptpunkte. 
I. Internationaler Handel 
Die Resolution greift den von der Bundesrepublik Deutsch­
land durch Außenminister Genscher mit besonderem Nach­
druck verfochtenen Gedanken auf, daß es »im Rahmen einer 
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wachsenden Weltwirtschaft« liege, die Stellung der Entwick­
lungsländer zu verbessern (12), vermeidet allerdings den 
Begriff >Interdependenz<, dem die Deklaration noch einen 
ganzen Abschnitt gewidmet hatte. Im Mittelpunkt dieses Teils 
stehen die Stabilisierung und die Zunahme der Exportein­
künfte der Entwicklungsländer durch handelspolitische Maß­
nahmen. In den wichtigsten Streitpunkten werden endgültige 
Festlegungen ausdrücklich der UNCTAD IV überlassen. Das 
gilt zunächst für ein integriertes Rohstoffprogramm und — so 
die vorsichtige Formulierung der Resolution — »die Anwend­
barkeit von Teilen daraus«. Die Generalversammlung knüpft 
offenkundig an das Projekt eines integrierten Rohstoff p ro­
grammes an, das UNCTAD-Generalsekretär Gamani Corea 
am 9. Dezember 1974 unterbreitet hat und an dessen Gliede­
rung sie sich insoweit hält. Sie konzediert jedoch Warnungen 
vor einem umfassenden Einheitsprogramm — z. B. Kissingers 
und des Sprechers der EG —, daß die besonderen Eigenarten 
der einzelnen Produkte berücksichtigt werden sollten (13). 
Stabilisierung der Exporterlöse durch Preisstabilisierung: Zur 
Erreichung von Preisstabilisierung durch Marktregulierung 
schlägt die Generalversammlung erneut die Einrichtung von 
Ausgleichslagern sowie — soweit möglich — langfristige mul ­
tilaterale Liefer- und Abnahmeverpflichtungen vor (13a). 
Kissinger hat te die allgemeine Tauglichkeit dieses Rezepts in 
Zweifel gezogen und sich dem Vorhaben der Preisstabilisie­
rung gegenüber grundsätzlich skeptisch gezeigt, zugleich j e ­
doch angekündigt, die USA würden — unter Aufgabe ihrer 
bisher reservierten Einstellung — auch an bevorstehenden 
Rohstoffverhandlungen teilnehmen, nachdem sie bereits an 
dem neuen Zinnabkommen mitgewirkt hätten. Anders als in 
früheren Resolutionen wird den Marktlenkungsmaßnahmen 
expressis verbis aufgegeben, auf ein Gleichgewicht zwischen 
Angebot und Nachfrage hinzuwirken. Hier könnte die deut­
sche Warnung vor am Markt vorbei und künstlich überhöht 
fixierten Preisen Eindruck gemacht haben. Auch der Corea-
Plan hat te zum Zweck der Vermeidung von Überangebot 
durch Überschußproduktion infolge von zu hoch angesetzten 
Preisgarantien den in Aussicht genommenen Ausgleichslagern 
von vornherein Kapazitätsgrenzen gezogen. Inwieweit al ler­
dings das alte Postulat »einträglicher und gerechter Preise« 
einer Preisanhebung über den Gleichgewichtspreis hinaus die 
Hintertür offenhält, bleibt weiterhin unklar. 
Überaus bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang, daß 
jegliche Erwähnung von Erzeugerzusammenschlüssen (Kar­
tellen) unterbleibt. In Deklaration (Punkt 4t), Aktionspro­
gramm (I lc), Charta (Art.5) und Lima-Deklaration (47) ha t ­
ten diese noch eine hervorragende Rolle gespielt. 
Stabilisierung der Exporterlöse durch Ausgleichszahlungen: 
Die Generalversammlung fordert substantielle Verbesserun­
gen der Finanzierungsmechanismen zum Ausgleich von E x ­
porterlösschwankungen und fährt kühl fort, die verschiede­
nen Vorschläge dazu seien »zur Kenntnis genommen worden« 
(I 3d). Das amerikanische Modell, auf das dieserart angespielt 
wird und das in den Vereinigten Staaten bewußt als Al terna­
tive zur mehr oder weniger umfassenden Marktlenkung kon­
zipiert worden ist, wird später zu erörtern sein. 
Zunahme der Exporteinkünfte: Die Resolution wiederholt das 
mittlerweile klassische Verlangen, die Entwicklungsländer 
müßten einen größeren Anteil an Produktion und Export von 
Halb- und Fertigfabrikaten sowie halb und fertig verarbei­
teten Grundstoffen erhalten (12,3e). Der Zugang zu den 
Märkten der entwickelten Staaten sollte ausnahmslos allen 
Exportwaren der Entwicklungsländer erleichtert werden, und 
zwar durch den Abbau nichttarifärer Handelshemmnisse 
(Quoten!) und die fortdauernde Gewährung und Verbesserung 
von Vorzugsbedingungen (I 8). Die Entwicklungsländer müß­
ten stärker an Transport, Vermarktung und Verteilung ihrer 
Rohstoffe beteiligt werden (13f). (Nach einer im Dezember 
1974 veröffentlichten UNCTAD-Studie fließen einem Bana­

nen-Pflanzer nur 11 vH des Einzelhandelspreises zu; allein 
38 vH entfallen auf Einfuhrabgaben und Schiffstransport, w o ­
bei kaum mehr als 1 vH der Bananendampfer sich in der 
Hand der Erzeugerstaaten befindet.) Uber die ersten beiden 
Punkte hatte allgemeine Übereinstimmung geherrscht, zumal 
da nunmehr auch die Vereinigten Staaten mit Wirkung ab 
I. J anuar 1976 allgemeine Zollpräferenzen einräumen wer­
den. Zu der stärkeren Einschaltung der Entwicklungsländer 
in den Zwischenhandel hat ten weder Kissinger noch Genscher 
Stellung bezogen. Die Generalversammlung ersucht jetzt den 
Generalsekretär der UNCTAD, eine vorläufige Studie über 
den Abstand zwischen Erzeuger- und Verbraucherpreisen an ­
zufertigen (I 6). 
Indexierung: Bis zur 7. Sondergeneralversammlung hat ten die 
Entwicklungsländer mit wachsendem Nachdruck die Anbin-
dung ihrer Exportpreise an ihre Importpreise gefordert (De­
klaration 4j, Aktionsprogramm I ld, Charta Art.28; Lima-De­
klaration 19: »link between the prices of exports of develop­
ing countries and the prices of their imports from developed 
countries«). Insbesondere die Bundesrepublik Deutschland 
hat te sie unter Hinweis auf inflationssteigernden Charakter 
nachdrücklich abgelehnt. Die Generalversammlung drückt 
sich jetzt vorsichtig aus. Sie erklärt zunächst, es sollten ver ­
einte Anstrengungen zur Erhöhung der Exporterlöse der Ent ­
wicklungsländer unternommen werden, »um die widrigen 
Auswirkungen der Inflation auszugleichen und dadurch die 
Realeinkünfte aufrechtzuerhalten« (»increasing their export 
earnings, with a view to counteracting (Französisch: de man i -
ere ä contrebalancer . . . ) the adverse effects of inflation — 
thereby sustaining real incomes«; I I ) . Diese fast verstohlene 
Aussage zugunsten einer Indexierung wird jedoch wenige A b ­
sätze später durch Punkt 5 relativiert: »Zur Erhaltung der 
Kaufkraft der Entwicklungsländer steht der Völkergemein­
schaft eine Anzahl von Möglichkeiten offen.« Diese bedürften 
weiterer Untersuchung. Der Generalsekretär der UNCTAD 
wird ersucht, seine Untersuchungen über direkte und indi­
rekte Indizierungsmodelle und über andere Möglichkeiten 
fortzusetzen und der vierten UNCTAD-Tagung konkrete Vor­
schläge dazu zu unterbreiten. Die Generalversammlung ha t 
mithin auch in dieser Frage diesmal eine eindeutige Fes t ­
legung vermieden. 

II. Transfer von realen Ressourcen zur Finanzierung der 
Entwicklung von Entwicklungsländern und internationale 
Währungsreformen 
Der >link<: Ein Hauptstrei tpunkt war die Zuteilung von Son­
derziehungsrechten (SZR) zur Entwicklungshilfefinanzierung, 
also nicht nur zum Ausgleich von Zahlungsbilanzdefiziten. 
Lange Zeit waren die USA und die Bundesrepublik Deutsch­
land unter Hinweis auf die Gefahr inflationärer Folgen einer 
solchen Ausweitung der internationalen Liquidität die wohl 
schärfsten Gegner des >link< gewesen, doch die Bundesregie­
rung soll bereits vor Beginn der Sondersitzung in ihrer Ha l ­
tung schwankend geworden sein. Minister Genscher ging auf 
dieses alte Anliegen der Entwicklungsländer nicht ein, was 
er, hätten die grundlegenden Einwände fortbestanden, wahr ­
scheinlich getan hätte. Auch Kissinger schwieg, doch die USA 
blieben dann bei ihrem Nein. Die Resolution läßt es schließ­
lich bei dem Vorschlag bewenden, die Einrichtung eines >link< 
zwischen den SZR und der Entwicklungshilfe sollte »Teil der 
Überlegungen des Internationalen Währungsfonds« zur Schaf­
fung von neuen SZR bilden, »soweit und sobald diese en t ­
sprechend den Bedürfnissen nach internationaler Liquidität 
geschaffen werden« (II 3). Die Vereinigten Staaten haben zu 
dieser Empfehlung ebenso einen ausdrücklichen Vorbehalt 
angemeldet wie zu der Passage über den Umfang öffentlicher 
Entwicklungshilfe, die schließlich durchgesetzt worden ist. 
Ein weiterer Vorbehalt ha t den Aussagen zur Preisregulie­
rung gegolten. 
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Entwicklungshilfevolumen: Die Generalversammlung bestä­
tigt die Ziellinie, die die Internationale Strategie für das 
zweite EntwicklungsJahrzehnt der Vereinten Nationen 1970 
gezogen hat te (A/Res/2626 (XXV) der Generalversammlung 
vom 24. Oktober 1970), wenn auch unter Fristverlängerung. 
Danach sollen die entwickelten Staaten am Ende des J a h r ­
zehnts 0,7 vH des Bruttosozialprodukts für öffentliche Ent ­
wicklungshilfe einsetzen (II 2). Die Bundesrepublik Deutsch­
land hat dem vorbehaltlos zugestimmt, obwohl die Finanz­
planung der Bundesregierung für 1979 einen Entwicklungs-
hilfeanteii von ca. 0,3 vH ins Auge faßt (1965: 0,4 vH). Dem­
gegenüber haben Irland, Italien, Luxemburg und das Ver­
einigte Königreich durch den Sprecher der EG erklären las­
sen, sie könnten insofern keine neuen Zusagen machen. 
Weltwährungsordnung: Die Generalversammlung tr i t t in 
Übereinstimmung mit der deutschen und amerikanischen Po­
sition dafür ein, daß die SZR die zentrale Reserveeinheit des 
internationalen Währungssystems werden mögen. Ihre Stel­
lungnahme zur Rolle des Goldes gerät zur Wortakrobatik: 
»Die Bestimmungen über Gold sollten im Einklang stehen 
mit dem anerkannten Ziel, die Rolle des Goldes in dem Sy­
stem zu verringern, sowie mit einer gerechten Verteilung 
neuer internationaler Liquidität; insbesondere sollten sie das 
Bedürfnis der Entwicklungsländer nach erhöhter Liquidität 
berücksichtigen« (II 12). 
Besondere Finanzierungsmaßnahmen: In der Resolution kehr t 
eine Vielzahl von Kissingers Vorschlägen wieder, auf die an 
zwei Stellen in diesem Teil hingewiesen wird, wenn auch 
ohne Herkunftsbezeichnung. Kissinger hat te — z. T. im Ein­
klang mit der EG — vorgeschlagen: 
a) Ersetzung des Kompensatorischen Finanzierungsschemas 
des Internationalen Währungsfonds (IFM) durch eine neu­
zuschaffende Entwicklungssicherheits-Fazilität im Rahmen 
des IMF, die auch Fert igwaren umfassen würde. »Die Fazili-
tät würde Darlehen vergeben, um Entwicklungsprogramme 
angesichts von Exportschwankungen aufrechtzuerhalten — bis 
zu 2,5 Mrd. Dollar jährlich und eventuell mehr und bis zu 
einem möglichen Gesamtvolumen von Außenständen in Höhe 
von 10 Mrd. Dollar.« Alle Entwicklungsländer sollen ziehungs­
berechtigt sein und unbeschadet ihrer sonstigen Ziehungs­

rechte Darlehen in Höhe ihrer gesamten Quote in Anspruch 
nehmen können, und zwar in erheblichem Ausmaße in einem 
einzigen J a h r und teilweise bedingungslos. Der Vorschlag, 
bei der Berechnung der Einbußen die Erwar tung künftigen 
Wachstums einzukalkulieren — und zwar mit einem Faktor 
von 20 vH, wie die USA nach der 7. Sondergeneralversamm­
lung präzisierten —, ist vermutlich auch als Alternative zur 
Indexbindung gedacht (aufgegriffen unter Punkt II 14 der 
Resolution; dort wird allerdings im Anklang an den Indexie-
rungsgedanken auch empfohlen, bei der Kalkulation des Aus­
gleichsbetrags der Entwicklung der Importpreise Rechnung 
zu tragen). 
b) Bildung eines Treuhand-Fonds (Trust Fund) im Rahmen 
des IMF. Der Fonds wäre aus dem Verkauf von Gold aus den 
Beständen des IMF zu finanzieren und würde von den ärm­
sten Ländern u. a. dazu beansprucht werden können, ihre 
Darlehensschulden gegenüber der Entwicklungssicherheits-
Fazilität unter bestimmten Bedingungen in Zuwendungen 
(verlorene Zuschüsse) umzuwandeln. Kissinger bezifferte das 
Fondsvermögen mit 2 Mrd. Dollar. (Punkt II 3 der Resolution, 
wo freilich die Erwar tung einer Aufstockung des Volumens 
durch freiwillige Beiträge ausgesprochen wird.) 
c) Liberalisierung der Ausgleichslager-Fazilität des IMF ohne 
Verringerung anderer Ziehungsrechte. Die seit 1969 bestehen­
de Fazilität ist bisher nu r für die Lagerfinanzierung von 
Zinn beansprucht worden. (II 15, wo präzisiert wird, der IMF 
sollte instandgesetzt werden, künftig seine Beihilfen den Aus­
gleichslagern direkt zuzuwenden, was bislang nicht vorge­
sehen ist.) 
d) Kapitalerhöhung der Weltbank, fünfte Refinanzierung der 
IDA unter der Voraussetzung, daß die OPEC-Länder ihrer­
seits einen bedeutsamen Beitrag leisten, und Aufstockung der 
Mittel der regionalen Entwicklungsbanken. (II 4, unter Ein­
beziehung des Entwicklungshilfeprogramms (UNDP).) 
e) Verbesserung der Bedingungen von Privatinvestitionen 
durch Aufstockung des Kapitals der Internationalen Finanz-
Corporation (IFC) von 100 Mio. Dollar auf wenigstens 400 Mio. 
und durch die Gründung einer Internationalen Investi t ions­
treuhandgesellschaft unter Aufsicht der IFC mit einer 200 
Mio. Dollar-Verlustreserve zur Abschirmung privater Investo-

Statt >Welt aus dem Gleichgewicht* kann es auch heißen >Die Welt im Ungleichgewichte Dieses Ungleichgewicht haben auch zwei Jahr­zehnte Entwicklungshilfe nicht geändert. Noch heute erarbeitet ein Fünftel der Weltbevölkerung zwei Drittel des Welteinkommens. Nach grober Schätzung liegt die Pro-Kopf-Wirtschaftsleistung in den Ländern der Dritten Welt (in westlicher Währung) bei 340 Dollar jährlich, bei den Industrieländern bei 3700 Dollar. Diese Kluft muß sich mit den bisherigen Methoden noch erweitern. Die Dritte Welt braucht eine erheblich höhere Zuwachsrate als die Industrieländer. 

Welt aus dem Gleichgewicht 

West l iche Industr ieländer 
Anteile an: 

i \ 
Weltbevölkerung Rohstoffreserven Export Einkommen 

Entwicklungsländer (ohne sozialistische Länder) 

1819 
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ren; erleichterter Zugang der Entwicklungsländer zu den Ka­
pitalmärkten der entwickelten Staaten (II 6). 
Ein weitere Punkt sei hier noch hervorgehoben. Die General­
versammlung wiederholt die alte Forderung, die Entwick­
lungsländer stärker und wirksamer in den Entscheidungs-
prozeß der internationalen Finanz- und Entwicklungsinstitute 
einzuschalten, fügt jedoch hinzu, der Grundsatz einer breiten 
geographischen Repräsentation der Entwicklungsländer solle 
nicht berührt werden. Die Formulierung verleitet zu der An­
nahme, einem Ubergewicht der Erdölförderstaaten habe hier­
mit ein Riegel vorgeschoben werden sollen. 
III. Wissenschaft und Technologie 
Die Abfassung dieses sowie der weiteren Abschnitte ha t nur 
zu wenigen Kontroversen geführt. Das Bedürfnis der Ent ­
wicklungsländer, zur Verringerung der technologischen Lücke 
und zur Beschleunigung ihres Entwicklungswachstums Ver­
fügung über fortgeschrittene Technologien und neue For­
schungsergebnisse zu gewinnen, ist mittlerweile allgemein 
anerkannt. 1978 oder 1979 soll sich eine Konferenz der Ver­
einten Nationen mit dem Thema befassen (III 7). Im Rahmen 
der UNCTAD wird gegenwärtig ein internationaler Verhal­
tenskodex für den Technologietransfer ausgearbeitet. Die Ge­
neralversammlung befürwortet einen Abschluß der Bera tun­
gen bis zum Ende des Jahres 1977 (III 3). Die Sprecher der 
westlichen Industriestaaten hat ten ihre Kooperationsbereit­
schaft unterstrichen; allein die Vereinigten Staaten hat ten 
sich gegen die Statuierung von Pflichten gewehrt. 
Die Resolution empfiehlt außerdem, die Gründung von drei 
neuen Institutionen in Betracht zu ziehen: Eines Instituts für 
industrielle technologische Information mit der Aufgabe, Ent­
wicklungsländern bei der Auswahl von Technologien durch 
verstärkte Informierung behilflich zu sein (III 1); eines In ter ­
nationalen Zentrums für den Austausch technologischer In ­
formation mit der Aufgabe, Entwicklungsländer mit inter­
essanten Forschungsergebnissen ver t raut zu machen (III 1); 
eines Internationalen Energie-Instituts mit der Aufgabe, alle 
Entwicklungsländer bei der Erforschung und Entwicklung 
von Energiequellen zu unterstützen (III 2). Solche Insti tutio­
nalisierungen hat ten auch zu Kissingers detailliertem Konzept 
gehört. 
Aufmerksamkeit verdient schließlich auch der Aufruf der 
Generalversammlung (»urgent need«), den >brain drain< aus 
den Entwicklungsländern einzudämmen (III 10). 
IV. Industrialisierung 
Dieser Komplex war ausführlich von der zweiten UNIDO-
Konferenz erörtert worden, zu deren Abschlußerklärung sich 
die Generalversammlung bekennt (IV1). Die Generalver­
sammlung unterstützt die Empfehlung der Konferenz, die 
UNIDO in eine Sonderorganisation umzuwandeln, und schlägt 
das letzte Vierteljahr von 1976 als Zeitpunkt für eine Grün­
dungstagung vor (IV 9). Im übrigen setzt sie sich erneut für 
einen Wandel in der internationalen Arbeitsteilung ein (Ver­
lagerung von Wettbewerbs- und strukturschwachen Indu­
strien von den entwickelten Staaten in Entwicklungsländer). 
Die Generalversammlung gesteht den entwickelten Staaten 
immerhin zu, daß sie bei der Entscheidung über solche indu­
striepolitischen Maßnahmen ihre Wirtschaftsstruktur sowie 
ihre wirtschaftlichen, sozialen und Sicherheitsziele berück­
sichtigen dürften (IV 2). Minister Genscher hat te daran er ­
innert, daß jede Regierung darauf bedacht sein müsse, die 
strukturelle Anpassung »in geordneten Bahnen« ablaufen zu 
lassen. 
V. Ernährung und Landwirtschaft 
In diesem Abschnitt richtet die Generalversammlung nach 
der einleitenden lapidaren Feststellung, die Lösung der Welt­
ernährungsprobleme liege in erster Linie bei einer rasch zu­
nehmenden Nahrungsmittelproduktion der Entwicklungslän­

der, deutliche Worte an dieselben. »Die Entwicklungsländer 
sollten . . . Maßnahmen treffen, die landwirtschaftlichen Er ­
zeugern angemessene Anreize geben. Es ist eine Verantwortung 
jedes betroffenen Staates, . . . für eine Wechselwirkung zwi­
schen Ausweitung der Nahrungsmittelproduktion und sozio-
ökonomischen Reformen zu sorgen mit dem Ziel, eine u m ­
fassende landwirtschaftliche Entwicklung herbeizuführen.« 
(V 3) Dahinter steht wohl der oft ausgesprochene Gedanke, 
daß die verbreitete Übung der reinen individuellen Selbst­
versorgung und das Desinteresse weiter Teile der Agrar-
bevölkerung an der Erzielung von Überschüssen, die in den 
wirtschaftlichen Kreislauf eingebracht und zum Aufbau einer 
Volkswirtschaft unter Integrierung der Landwirtschaft bei­
tragen könnten, ein Hauptmerkmal der Unterentwicklung 
sind. Der zum Jahresende ausscheidende Generaldirektor der 
FAO, A. H. Boerma, hat offen kritisiert, zahlreiche Regierun­
gen räumten der Landwirtschaft und den ländlichen Gebieten 
nicht die gebotene Priorität ein. Viele Bauern, so Boerma im 
Juli vor dem Wirtschafts- und Sozialrat (59. Tagung), zögen 
es vor, sich auf die Deckung ihres Eigenbedarfs zu beschrän­
ken, da die Preispolitik vieler Entwicklungsländer darauf ab ­
ziele, billige Nahrungsmittel für die städtischen Verbraucher 
ohne Rücksicht auf die Kostensituation der Landwirte zu 
erhalten. Unabhängig davon unterstützt die Generalversamm­
lung das Projekt eines Internationalen Fonds für landwirt­
schaftliche Entwicklung, wünscht seine Einrichtung bis zum 
Ende dieses Jahres und setzt ihm ein Anfangsguthaben von 
1 Mrd. SZR zum Ziel (V6; es ist bezeichnend, daß sie den 
Gegenwert in SZR ausdrückt; Kissinger hat te von 1 Mrd. 
Dollar gesprochen). 
Auch der Hinweis der Resolution auf das Ubermaß der Nach­
ernteverluste in den Entwicklungsländern (V3) — Kissinger 
hat te gemeint, sie entsprächen etwa dem Gesamtvolumen der 
weltweiten Nahrungsmittelhilfe — zeugt von einer nüchter­
nen Sicht der Dinge. Mit einer ausreichenden Nahrungsmit­
telversorgung der Welt ist freilich auf absehbare Zeit nicht 
zu rechnen. Die Generalversammlung fordert deshalb alle 
Länder auf, die (von der FAO vorgeschlagene) i n t e r n a t i o ­
nale Verpflichtung zur Sicherung der Welternährung< zu un ­
terzeichnen und nationale oder regionale Getreidenahrungs­
reserven aufzubauen und zu unterhalten. Sie macht sich Kis­
singers Rat zueigen, der Bestand von Weizen und Reis in der 
Reserve solle 30 Mio. Tonnen ausmachen (V 12). 
VI. Zusammenarbeit zwischen Entwicklungsländern; VII. Neu-
strukturierung der wirtschaftlichen und sozialen Bereiche des 
Systems der Vereinten Nationen 
Vor allem Abschnitt VII ist wenig aussagekräftig. Die Gene­
ralversammlung setzt einen Ad hoc-Ausschuß für die Organi­
sationsfrage ein, ohne ihm klare Wege zu weisen. Der Spre­
cher der EG war deutlicher geworden. Er hat te beklagt, im 
Wirtschafts- und Sozialbereich leide das System unter der 
Wucherung von internationalen Organisationen und Sonder­
fonds, fehlender Koordination zwischen bestimmten Gremien 
der Vereinten Nationen und der Zersplit terung aktiver Maß­
nahmen. 
Die Präambel 
Es ist bereits erwähnt worden, daß die Generalversammlung 
ausdrücklich die Lima-Deklaration gutheißt (IV1). In der 
Präambel weist sie überdies auf Deklaration, Aktionspro­
gramm und Charta hin, die die Grundlagen der neuen inter­
nationalen Wirtschaftsordnung gelegt hätten, und bekräftigt 
die grundlegenden Ziele dieser Dokumente. Die Lima-Dekla­
ration enthielt ihrerseits bereits einen Passus »... Die in der 
Charta festgelegten Grundsätze müssen voll angewendet wer­
den« (33). Die vier genannten Erklärungen, gegen die sich die 
USA jetzt erneut verwahr t haben, enthalten Bekenntnisse 
zur Indexierung der Ausfuhrpreise der Entwicklungsländer, 
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zur Kartellbildung, zum >link< und zur Maßgeblichkeit allein 
des nationalen Rechtes des enteignenden Staates für die Be­
messung von Enteignungsentschädigungen. Gerade deswegen 
hat ten z. B. die USA und die Bundesrepublik Deutschland aus­
drücklich Vorbehalte gegen Deklaration und Aktionspro­
gramm geltend gemacht und weder der Charta (beide nein) 
noch der Lima-Deklaration (USA: nein; Bundesrepublik 
Deutschland: Enthaltung) zugestimmt. Von den vier Strei t ­
punkten werden, wie dargestellt, zwei in der Res.3362 (S-VII) 
mit Stillschweigen übergangen, während in den beiden an ­
deren eine unmißverständliche Festlegung vermieden wird. 
Die innere Widersprüchlichkeit der Resolution ist unver ­
kennbar. Unabhängig davon und neben dem durchweg maß­
vollen Ton sei als positiv vermerkt, daß die Generalversamm­
lung beginnt, die OPEC-Länder in die Pflicht zu nehmen, daß 
sie auf westliche Vorschläge eingeht und sie zitiert und daß 
sie den Wunsch einiger Entwicklungsländer nach Einfügung 
einer >Unterentwicklungs-Schuldklausel< nicht erfüllt hat. 
Was die Interpellation der wohlhabenderen Entwicklungslän­
der angeht, sei ergänzend darauf hingewiesen, daß sie sich 

in den Rahmen einer seit längerem zu beobachtenden Ent ­
wicklung einfügt, die auf die Errichtung und Anerkennung 
einer sozialen Stufenleiter innerhalb der Kategorie der Ent ­
wicklungsländer hinweist. Res.3362 (S-VII) liefert zahlreiche 
neue Beispiele des mittlerweile deutlichen Schemas einer 
Dreiteilung zwischen Entwicklungsländern, die über aus ­
reichende Mittel verfügen (»countries with sufficient means 
at their disposal«, so die Formulierung in Punkt 36 der Lima-
Deklaration), »durchschnittlichen« Entwicklungsländern so­
wie »besonders hilfsbedürftigen Entwicklungsländern« (»coun­
tries most in need«, so die Globalbezeichnung in Punkt I 3d 
der Res.3362 (S-VII)). 
Das Fazit: Die entwickelten Industriestaaten dürften insge­
samt Zeit gewonnen, die Entwicklungsländer — möglicher­
weise von den westlichen Angeboten nicht unbeeindruckt — 
einstweilen eine abwartende Haltung eingenommen haben, — 
jeweils bis zur UNCTAD IV. Die meisten der auf der 7. Son­
dergeneralversammlung erörterten Fragen werden dann wie­
der zur Debatte stehen, wie die vorläufige Tagesordnung aus­
weist, die der Handels- und Entwicklungsrat aufgestellt hat . 

Die Universität der Vereinten Nationen R E I M U T J O C H I M S E N 

Die Universität der Vereinten Nationen hat eine lange Vor­
geschichte. Auf einige Aspekte dieser Vorgeschichte ist vor 
einiger Zeit Martin Löffler in seinem Beitrag >Die geplante 
UNO-Universität< in dieser Zeitschrift (1972, Seite 7 ff) einge­
gangen. 
Inzwischen ist die Entwicklung vorangeschritten; die Univer­
sität der Vereinten Nationen ist zwar noch ein Stück davon 
entfernt, ihre praktische Forschungs- und Ausbildungsarbeit 
aufnehmen zu können; schon deshalb ist es noch zu früh, ein 
Fazit zu ziehen. Doch sind erste Umrisse erkennbar, die im 
folgenden kurz nachgezeichnet werden sollen. 

I 
Im Dezember 1972 beschloß die Generalversammlung der Ver­
einten Nationen nach umfangreichen Vorüberlegungen und 
Vorarbeiten eine Universität zu gründen, deren Charta im 
Herbst 1973 beschlossen und deren oberste Organe, der Rat 
der Universität und der Rektor, im Jahre 1974 von UN-Gene­
ralsekretär Dr. Kur t Waldheim im Einvernehmen mit dem 
Generaldirektor der Unesco berufen wurden. 
Schon der Name macht Grenzen, Anspruch und Zielrichtung 
deutlich: Universität der Vereinten Nationen, d. h. diese Uni­
versität soll keine Weltuniversität sein, nicht die Universität 
der Universitäten, nicht die verspätete Gründung einer Art 
Musteruniversität, in die sich die Hochschulen in den Mit­
gliedsstaaten der Vereinten Nationen einzufügen hätten. Sie 
soll und kann ebensowenig sein eine Superuniversität, die 
das zusammenfaßt und auf eine höhere Ebene hebt, was be ­
reits an den Hochschulen der Welt geforscht und gelehrt 
wird. 
Andererseits kann und soll die Universität der Vereinten 
Nationen nicht einfach eine Universität sein, die sich als eine 
weitere in die Vielzahl bestehender Universitäten einreiht. 
Ziel ist vielmehr die Gründung einer Institution, die in Zu­
sammenarbeit mit nationalen Hochschulen und anderen For­
schungseinrichtungen sich auf wissenschaftlicher Basis beson­
ders solcher brennender Probleme annimmt, die die Mit­
gliedsstaaten der Vereinten Nationen — und darunter beson­
ders die Entwicklungsländer — nicht nur als einzelne Länder 
mit landesspezifischen Fragen, sondern in gleicher Weise auch 
als vielberufene Völkerfamilie belasten. Hier soll sie ihren 
Anteil zur Problemverarbeitung und -bewältigung, viel­
leicht sogar zur Lösung beitragen, und hier öffnet sich eine 

Perspektive für die Funktion und Wirkung der Universität, 
die nur bei fehlender Vorstellungskraft unterschätzt wird. 
Weltweite Zusammenarbeit , gleichberechtigt, in einer Ein­
richtung der Vereinten Nationen, den wichtigen Problemen 
zugewandt, nicht national, bilateral oder kontinental verhaf­
tet, sondern weltoffen. Aufgabe des Rates der Universität und 
des Rektors war und ist, zunächst diesen besonderen Bezugs­
rahmen, in den die Universität der Vereinten Nationen ge­
stellt ist, zu bestimmen und im Anschluß daran das Arbei ts­
feld im einzelnen festzulegen und auszufüllen. Welches diese 
Aufgaben und Bereiche sind, ergibt sich in allgemeiner Form 
aus Artikel 1 der Satzung der Universität. 

II 
Danach ist die Universität der Vereinten Nationen: 
»... eine internationale Gemeinschaft von Wissenschaftlern, die 
sich mit Forschung, Graduiertenausbildung und der Verbrei­
tung von Wissen zur Förderuung der Ziele und Grundsätze 
der Charta der Vereinten Nationen befaßt... 
Die Universität wird sich mit der Erforschung der drängen­
den weltweiten Probleme des Überlebens, der Entfaltung und 
Wohlfahrt der Menschheit befassen, die Anliegen der Ver­
einten Nationen und ihrer Fachorganisationen sind, und dabei 
die Sozial- und Geisteswissenschaften sowie die reinen und 
angewandten Naturwissenschaften gleichermaßen berück­
sichtigen. 
Die Forschungsprogramme der Universitätsinstitute erstrek-
ken sich unter anderem auf die Koexistenz von Völkern mit 
verschiedener Kultur, Sprache und Gesellschaftssystemen, 
auf die friedlichen Beziehungen zwischen den einzelnen Staa­
ten und die Aufrechterhaltung von Frieden und Sicherheit, 
auf die Menschenrechte, auf wirtschaftliche und soziale Ver­
änderungen und Entwicklungen, auf die Umwelt und den 
sachgerechten Einsatz von Ressourcen, auf Grundlagenfor­
schung und die Anwendung von Ergebnissen aus Forschung 
und Technologie im Interese der Entwicklung sowie auf die 
universellen menschlichen Werte im Zusammenhang mit der 
Verbesserung der Lebensqualität. 
Die Universität wird das durch ihre Arbeit gewonnene Wis­
sen an die Vereinten Nationen und deren Fachorganisationen, 
an Wissenschaftler und die Öffentlichkeit weitergeben, um 
die dynamische Interaktion in der weltweiten Gemeinschaft 
von Forschung und Lehre zu fördern. 
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Die Forschungs- und Ausbildungsstätten sowie die Program­
me der Universität sollen in erster Linie dazu beitragen, daß 
sich weiterhin starke akademische und wissenschaftliche Ge­
meinschaften überall in der Welt, besonders aber in den Ent ­
wicklungsländern, bilden und entfalten; die Zentren und P ro ­
gramme sollen sich mit den wichtigsten Bedürfnissen dieser 
Länder auf dem Gebiet von Forschung und Lehre im Rahmen 
der ihnen in der vorliegenden Satzung zugewiesenen Ziele 
befassen. Die Universität wird sich bemühen, die geistige Iso­
lierung einzelner Mitglieder solcher Gemeinschaften in den 
Entwicklungsländern abzubauen, da diese sonst bewogen 
werden könnten, in Industriestaaten abzuwandern. 
Im Rahmen der Graduiertenausbildung wird die Universität 
Wissenschaftlern, vor allem jungen Forschern, die Möglich­
keit eröffnen, an Forschungsprojekten mitzuwirken, damit sie 
ihren Beitrag zur Vermehrung, Anwendung und Verbreitung 
von Wissen leisten können.« 
Es liegt auf der Hand, daß diese allgemeine Zielbestimmung, 
die Ausbildungs- und Forschungsaufgabe für den jetzt b e ­
ginnenden Aufbau der Universität, weiter konkretisiert wer ­
den muß. Dabei ist notwendig, das Arbeitsfeld der Univer­
sität wenigstens zunächst auf wenige, exemplarisch zu be ­
handelnde Bereiche zu konzentrieren, um nicht eine sinnvolle, 
auf konkrete Ergebnisse gerichtete Arbeit schon von vorn­
herein auszuschließen. Deshalb ist es erforderlich, der ver ­
ständlichen Versuchung zu widerstehen, möglichst viele P ro ­
bleme zugleich zum Gegenstand der Arbeiten der Universität 
der Vereinten Nationen zu machen. 
Es kann ferner nicht darauf ankommen, die traditionell einer 
Universität zukommenden empirischen und theoretischen Dis­
ziplinen erneut einzurichten; das Augenmerk muß vielmehr 
stets auf den besonderen Beitrag — und zwar methodologisch 
oder interdisziplinär — gerichtet sein, den diese neue Inst i tu­
tion leisten soll. 
Für die Entwicklung der Universität wird es ferner — wie 
bereits angedeutet — wesentlich sein, solche Probleme als Ge­
genstand zukünftiger Arbeit zu definieren, die nicht nur P r o ­
bleme einzelner Regionen oder bestimmter Phasen gesell­
schaftlicher Entwicklung in einzelnen Ländern oder Regional­
s t rukturen sind. Die Universität darf nicht eine Art wissen­
schaftlicher Hilfsverein zugunsten bestimmter Regionen wer ­
den, sondern muß sich Problemen zuwenden, die die Mit­
gliedstaaten der Vereinten Nation in gleicher Weise, wenn 
auch möglicherweise in unterschiedlichem Maße, bedrängen. 
Auch in dieser Hinsicht könnte die Universität einen Beitrag 
zum Zusammenführen, zum besseren Verständnis füreinander 
durch gemeinsame wissenschaftliche Arbeit an Problemen 
leisten, die als gemeinsame erkannt sind. 

I I I 
Der besonderen Aufgabenstellung der Universität entspricht 
die Besonderheit der Organisation: 
Die Universität besteht nicht an einem einzigen Ort, sondern 
ist konzipiert als eine dezentralisierte Einrichtung mit einem 
über eine Vielzahl von Ländern und alle Kontinente gebrei­
teten Netzwerk von Universitätsinstituten oder Instituten, die 
der Universität zugeordnet sind. 
Als Zentrale der Universität wird ein Universitäts- und Ver­
fügungszentrum in Tokio errichtet, das den Knotenpunkt und 
Impulsgeber in einem Netzwerk von dezentralen Forschungs­
und Lehreinrichtungen in aller Welt darstellen wird. Diese 
Gesamtheit als Ganzes wird die Universität der Vereinten 
Nationen bilden. Nach den inzwischen entwickelten Vorstel­
lungen sind drei verschiedene Möglichkeiten vorgesehen, be ­
stehende oder noch zu gründende Institutionen in unter ­
schiedlicher Weise an die Universität zu binden: 
> als inkorporierte Institution, d. h. vollständig in die Uni­

versität als deren Teil integriert, 
> als assoziierte Institution, in der der Universität eine Mit-

und Einwirkungsmöglichkeit — programmatisch, personell 
oder finanziell (oder auch kumulativ) — vertraglich einge­
räumt wird, 

> als kooperierende Institution, d. h. als Institution, die ein 
die Ziele und den Aufbau der Universität förderndes Mit­
glied wird, an ihrem Informationsmechanismus teilnimmt, 
im übrigen jedoch außerhalb des Systems der Universität 
und deren Arbeit bleibt. 

Diese Aufteilung ist zunächst eine S t ruktur in der Theorie. 
In der Praxis und im einzelnen wird die Zuordnung von wis ­
senschaftlichen Einrichtungen anhand des konkreten Falles 
geprüft und entschieden werden müssen. 

IV 
Organe der Universität sind der Rat der Universität und der 
Rektor. Der Rat als dem obersten Organ besteht aus 24 vom 
Generalsekretär der Vereinten Nationen und dem Genera l ­
direktor der Unesco gemeinsam auf sechs Jah re ernannten 
Mitgliedern, zusätzlich dem Rektor, dem Generalsekretär der 
UNO, dem Generaldirektor der Unesco und dem Exekut iv­
direktor des Ausbildungs- und Forschungsinstitut der Verein­
ten Nationen (United Nations Institute for Training and Re­
search, UNITAR). Der Rat hat als Lenkungsorgan die Auf­
gabe, die allgemeinen Leitlinien für die Arbeit der Universi­
tät festzulegen, über die Errichtung oder Eingliederung von 
Forschungs- und Ausbildungszentren und -vorhaben zu b e ­
schließen; er hat ferner das Arbeitsprogramm und den Haus ­
halt der Universität aufgrund der Vorschläge des Rektors zu 
beraten und zu verabschieden. 
Der Rektor wird auf fünf Jahre vom Generaldirektor der Ver­
einten Nationen nach einem in der Universitätssatzung fest­
gelegten Verfahren ernannt. Er trägt die Gesamtverantwor­
tung für die Leitung, Organisation, Verwaltung und Planung 
der Universität entsprechend den vom Rat festgelegten a l l ­
gemeinen Leitlinien und Beschlüssen. 

V 
In der Zwischenzeit haben sich über die Satzung hinaus die 
Entscheidungen zur Organisation weiter konkretisiert und 
sind erste personelle Entscheidungen gefallen. 
Zum Rektor der Universität ist der bisherige und langjährige 
Rektor der New York-Universität, Professor Dr. James M. 
Hester, ein Historiker, e rnannt worden. Er hat sein Amt am 
1. September 1975 angetreten. Ihm zugeordnet ist der Vize­
rektor für die Universitätsverwaltung, Professor Dr. Ichiro 
Kato (Jurist, bis 1974 Rektor der Universität Tokio); auch e r 
hat sein Amt inzwischen angetreten. Als Vizerektor für die 
Außenbeziehungen der Universität ist Professor Dr. Alexan­
der Kwapong (Graecist, bisher Rektor der Universität Ghana) 
vorgesehen. Seine Aufgabe, die er im Januar 1976 überneh­
men wird, besteht darin, die Beziehungen der Universität zu 
anderen wissenschaftlichen, staatlichen und privaten Stellen 
zu pflegen und vor allem für eine ausreichende finanzielle 
Ausstattung der Universität durch staatliche und private Stel ­
len zu sorgen. Es ist vorgesehen, neben diesen Vizerektoren 
dem Rektor zunächst drei weitere Vizerektoren zuzuordnen. 
Sie sollen nach Möglichkeit aus verschiedenen Disziplinen 
(und aus verschiedenen geographischen Bereichen) s tammen 
und bereits in der Spitze die interdisziplinäre Ausrichtung 
der Universität kenntlich machen und für sie einstehen. Sie 
werden zusammen mit dem Rektor Vorschläge für das For­
schungs- und (Graduierten-) Ausbildungsprogramm der Uni­
versität ausarbeiten. Nach Billigung der Programme durch 
den Rat der Universität werden sie für bestimmte Prioritäts­
bereiche eine besondere Verantwortung tragen. 

VI 
Neben diesen detaillierten Organisationsfragen hat den Rat 
der Universität, der inzwischen fünfmal getagt hat, die Frage 
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der festzulegenden Arbeitsbereiche intensiv beschäftigt. Da­
bei stand er vor dem Problem, ob er die von einzelnen Re­
gierungen gegebenen Anregungen oder angebotenen insti tu­
tionellen Beiträge einfach übernehmen und — gegebenenfalls 
mit Erweiterungen — als Programm der Universität der Ver­
einten Nationen definieren oder ob er den langwierigen und 
zweifellos mühsameren Versuch unternehmen sollte, zunächst 
unabhängig von Angeboten einzelner Länder die Prioritäts­
bereiche der Universität zu bestimmen und danach die betei­
ligten Staaten auf der so gewonnenen Basis um institutionelle 
Beiträge bitten sollte, die sich in diesen Rahmen einfügen. 
Er hat sich, wie ich meine, aus guten Gründen für den zwei­
ten Weg entschieden und als erste Prioritätsfelder der zukünf­
tigen Arbeit der Universität bestimmt: 
> Probleme der Welternährung (einschließlich Bevölkerungs­

wachstum und Hunger in der Welt), 
> Erschließung, Management und Nutzung von Ressourcen 

— insbesondere Wasser und Energie, 
> Probleme sozialer und menschlicher Entwicklung, darunter 

das Konzept der Entwicklung, der Chancenverteilung, der 
Menschenrechte. 

Bei der Festlegung dieser Prioritätsbereiche bestand im Rat 
Ubereinstimmung darüber, daß für sie folgende weitere Leit­
linien gelten sollten: 
> die Prioritätsbereiche müssen offen für eine Uberprüfung 

sein und dürfen nicht eng interpretiert werden, 
> sämtliche Arbeiten im Rahmen der Universität müssen auf 

Interdisziplinarität angelegt werden, 
> eine Duplizierung der Forschungsarbeiten mit Arbeiten 

von internationalen Organisationen und von Universitäten 
sollte zwar nach Möglichkeit vermieden werden, 

> die Universität muß jedoch vor allem ihren besonderen 
Charakter in der Entwicklung einer neuen Forschungs­
methodik in der Neuartigkeit der Problemformulierung 
für Forschungsobjekte sowie der Neuartigkeit der Aufbe­
reitung von Forschungsergebnissen haben, 

> es muß Ziel der Universität sein, einen praktischen Bei­
t rag zu den heutigen globalen Problemen zu leisten, 

> Einverständnis bestand schließlich darüber, daß die Uni­
versität ihre Aufgaben selbständig und unabhängig wahr ­
nehmen muß, daß hohe Qualitätsstandards zu fordern sind 

und daß diese vor geographischen Erwägungen verschie­
denster Ar t Vorrang haben sollten. 

Es ist vorgesehen, daß der Rektor zur weiteren thematischen 
Präzisierung der drei vorgesehenen Prioritätsbereiche zu je 
einem Expertentreffen mit 15 bis 20 Personen einladen wird, 
die in diesen Monaten in Tokio stattfinden werden. Aufgrund 
der Ergebnisse dieser Treffen wird der Rektor für die nächste 
Tagung des Rates konkrete Vorschläge ausarbeiten. Im An­
schluß an die abschließenden Diskussionen im Rat sollen die 
Regierungen gebeten werden, Vorschläge für institutionelle 
Beiträge zu erbringen. 

VII 
Wie häufig besteht auch für die Universität der Vereinten 
Nationen ein wesentliches Problem in der Finanzierung. Als 
Basis ist ein Stiftungsfonds vorgesehen, aus dessen Erträgnis­
sen die Universität finanziert werden soll. Während sich die 
meisten Länder noch mit konkreten finanziellen Angeboten 
zurückgehalten haben, sagte die japanische Regierung für den 
Stiftungsfonds insgesamt 100 Millionen US-Dollar zu und 
zahlte inzwischen die ersten 20 Millionen ein. Diese Geldlei­
stungen sind durch die kostenlose Bereitstellung der Gebäude 
für das Verfügungszentrum in Tokio ergänzt worden (Kosten 
ca. 27 Millionen Dollar). In der Zwischenzeit liegen weitere 
finanzielle Zusagen für den Stiftungsfonds der Universität 
von Venezuela, Schweden und Kanada vor. Eine entsprechen­
de Zusage der USA steht bevor. Weitere Zusagen werden e r ­
wartet . Wahrscheinlich wird auf Vorschlag von Mitgliedern 
des Universitätsrates neben dem Grundfonds des Stiftungs­
kapitals ein besonderer Forschungsfonds eingeführt werden, 
aus dem bestimmte Forschungsprojekte finanziert werden 
könnten. Auf diese Weise könnte es verschiedenen Ländern 
erleichtert werden, sich an den Projekten der Universität u n ­
mittelbar zu beteiligen. 

Insgesamt zeigt sich: der Aufbau der Universität der Verein­
ten Nationen macht Fortschritte, auch wenn noch nicht alle 
Anfangsschwierigkeiten behoben sind. Es ist zu hoffen, daß 
die Neuartigkeit der Arbeitsweise der Universität bald auch 
diejenigen überzeugen wird, die der Gründung dieser Univer­
sität bisher skeptisch gegenübergestanden haben. 

Das Schaubild basiert auf ei­ner Mitgliederzahl der Ver­einten Nationen von 142. Zu Beginn der jetzt tagenden Generalversammlung waren es 138. Dann wurden die Kapverdischen Inseln, Sao Tome und Principe, Mosam­bik und Papua-Neuguinea aufgenommen. Die Komoren werden folgen. Alle diese Staaten verstärken trotz teil­weise beträchtlicher Ge­bietsgröße (Mosambik mit 783 000 qkm ist dreimal so groß wie die BR Deutsch­land, Papua-Neuginea hat 462 000 qkm) das Übergewicht der wirtschaftlich Schwa­chen in der Generalver­sammlung. Heute stellen die Entwicklungsländer rund drei Viertel der Mitglied­schaft, sie können damit in der Versammlung jeden Be­schluß zustandebringen, aber Beschlüsse der Versamm­lung sind Empfehlungen, und ob sie befolgt werden, hängt auch von dem realen Wert ab, der hinter ihnen steht. Nur das Zusammen­wirken aller Teile kann die richtige Methode sein. 

UN - Übergewicht der Schwachen 
Zum Vergleich: 
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25 Jahre UNO-Hilfe für Palästina-Flüchtlinge J O H N F. DEFRATES 

Am 1. Mai 1950 begann das Hilfswerk der Vereinten Nationen 
für die Palästina-Flüchtlinge im Nahen Osten (United Na­
tions Relief and Works Agency, UNRWA) seine Tätigkeit. Zu 
diesem Zeitpunkt glaubte man, das Problem der Palästina-
Flüchtlinge schnell lösen zu können, so daß das Hilfswerk 
seine Arbeit rasch einstellen würde. Dies ersieht man aus 
dem Text der Resolution 302(IV) der UNO-Generalversamm-
lung vom 8. Dezember 1949, die die UNRWA mit einem zeitlich 
beschränkten Auftrage gründete. Seitdem wurde der Auftrag 
mehrmals verlängert, zuletzt bis zum 30. Juni 1978 durch die 
Resolution 3331A(XXIX) vom 17. Dezember 1974. 
Nach dem 25jährigen Bestehen der UNRWA stellen sich zwei 
Fragenkomplexe: 
1. Was hat das Hilfswerk in diesem Viertel Jahrhundert ge­

leistet; 
2. aus welchen Gründen wurde sein Fortbestehen als uner­

läßlich befunden. 
Das Hilfswerk sorgt für unentbehrliche Hilfeleistungen für 
die Flüchtlinge; diese Hilfeleistungen sind zu einem Bestand­
teil der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Struktur der 
Aufnahmeländer geworden und stellen, solange keine poli­
tische Lösung gefunden ist, einen wichtigen Stabilitätsfaktor 
im Nahen Osten dar. Die Tätigkeit des Hilfswerks besteht 
hauptsächlich in 
> Unterstützung; 
> Gesundheitswesen; 
> Unterricht und beruflicher Ausbildung. 
Unterstützung 
Flüchtlingsbevölkerung 
Es ist die Aufgabe des Hilfswerks, bedürftige Flüchtlinge zu 
unterstützen, wobei die UNRWA eng mit den Regierungen 
der Aufnahmeländer zusammenarbeitet. Für Zwecke der Un­
terstützung betrachtet die UNRWA diejenigen Personen als 
Palästina-Flüchtlinge, die mindestens zwei Jahre von 1948 in 
Palästina ansässig waren und infolge der arabisch-israeli­
schen Feindseligkeiten sowohl ihr Heim wie ihren Lebens­
unterhal t verloren haben. Um auf UNRWA-Hilfe Anrecht zu 
haben, muß der Flüchtling in den Listen der UNRWA einge­
tragen und bedürftig sein und in Jordanien, dem Libanon, in 
Syrien oder im Gazastreifen Zuflucht gesucht haben. Auch die 
nach dem 14. Mai 1948 geborenen Nachkommen eingetragener 
Flüchtlinge haben Anrecht auf Unterstützung. 

Die Statistiken des Hilfswerkes geben Auskunft über die 
Aufgliederung der Dienstleistungen, die den bedürftigen 
Flüchtlingen gewährt werden. Diese Statistiken enthalten da­
her keine kompletten Angaben über die Flüchtlinge selbst. 
Die Zahl der Flüchtlinge auf den UNRWA-Listen stieg von 
904 122 im Jahre 1951 auf 1 632 707 im Jun i 1975; im letzten 
J a h r war sie um 49 061 Personen gestiegen. Fast die Hälfte 
der Flüchtlinge ist unter 16 Jahren alt (siehe Tafel 1). 
Im Lauf der Jahre sind in Tausenden von Fällen Hilfelei­
stungen gekürzt oder eingestellt worden, wenn man den Tod 
oder die Abwesenheit von Flüchtlingen oder Falschmeldun­
gen festgestellt ha t oder wenn es sich erwies, daß Flüchtlinge 
einen festen Erwerb hatten. Diese fortlaufende Berichtigung 
der Listen war jedoch nicht ohne Schwierigkeiten; so konnte 
die UNRWA niemals einen vollständigen Zensus in allen Auf­
nahmeländern durchführen. Aus diesem Grunde und wegen 
der finanziellen Auswirkungen wurde eine Höchstgrenze für 
Rationsempfänger eingeführt. Neue Rationen werden nur in 
dem Maße ausgegeben, in dem frühere Rationsempfänger von 
den Listen gestrichen werden konnten. Infolge des natür­
lichen Bevölkerungszuwachses sinkt also der Prozentsatz der 
vom Hilfswerk erfaßten Flüchtlinge, die Rationen erhalten, 
jährlich, und die Zahl der Kinder mit Anrecht auf Rationen, 
die jedoch keine erhalten, steigt. Die Berichtigung der Ra ­
tionslisten wird weitergeführt. 

Ernährung 
Die monatlichen Rationen haben einen Nährwert von 1 500 
Kalorien täglich in den sieben warmen und 1 600 Kalorien in 
den fünf kalten Monaten. Sie bestehen aus Mehl, Reis, Zucker 
und Speiseöl oder -fett, enthalten also weder tierisches E i ­
weiß noch Frischgemüse oder Obst. Diese Rationen waren 
nie dazu bestimmt, allein für die Ernährung der Flüchtlinge 
zu sorgen. In fast allen Flüchtlingsfamilien findet zumindest 
ein Familienmitglied wenigstens gelegentlich Arbeit, so daß 
die Familie etwas Obst, Gemüse, Käse, Eier und Fleisch d a -
zukaufen kann. 
Ernährungsmäßig besonders gefährdete Gruppen von Flücht­
lingen erhalten außerdem Zusatznahrung: eine nahrhafte 
warme Mahlzeit sechsmal wöchentlich für Kleinkinder; ein 
Glas Milch täglich für Schulkinder; Sonderrationen für 
Schwangere und stillende Frauen und Kranke; proteinreiche 
Kost für Flüchtlinge in besonders schwierigen Bedingungen 
(siehe Tafel 2). 

Tafel 1 Flüchtlingsbevölkerung (am 30. Juni 1975) 
Land Auf UNRWA- Anrecht auf Anrecht auf Lager­ Vor und nach 1967 

Listen Rationen Hilfeleistungz bewohner gegr. Lager 
Ost Jordanien 625 8571 301110 272 722 158 935 80 846 in nach 

78 089 in vor 
1967 gegr. Lagern 

Westjordanien 296 845 127 565 111 052 75 467 
Gazastreifen 329 108 199 853 64 453 197 549 
Libanon 196 855 100 547 68 871 100 954 
Syrien 184 042 98 830 66 366 51760 17 817 in nach 

33 943 in vor 
1967 gegr. Lagern 

Insgesamt 1 632 707 827 905 583 464 584 665 
100 vH 50,7 vH 35,7 vH 36 vH 

1 Davon 233 150 Flüchtlinge, die 1967 aus Westjordanien, und 38 775, die aus dem Gazastreifen flohen (einschl. dem natürlichen Zuwachs). 
2 Die Hilfeleistungen bestehen in Gesundheitsdiensten, Unterricht und beruflicher Ausbildung. 
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Flüchtlingslager 
Als die UNRWA 1950 ihre Tätigkeit begann, übernahm sie 
von wohltätigen Organisationen (dem Roten Kreuz und den 
amerikanischen Quäkern) rund 60 Lager, d .h . Ansiedlungen 
von Palästina-Flüchtlingen, welche in aller Eile in Zelten un ­
tergebracht worden waren. Diese Zelte wurden im Laufe der 
Jahre durch feste Behausungen ersetzt, die aus Lehmziegeln 
oder Zementblöcken vom Hilfswerk oder von den Flüchtlin­
gen selbst, oft mit Unterstützung der UNRWA, erbaut wur ­
den. Nach den Feindseligkeiten im Juni 1967 verließen Zehn­
tausende von Flüchtlingen ihre Heimstätten und Lager in den 
von Israel besetzten Gebieten Südostsyrien, West Jordanien 
und dem Gazastreifen. Das Hilfswerk errichtete sogenannte 
Notlager; auch in diesen sind die zuerst erstellten Zelte fast 
völlig von festen Behausungen ersetzt worden, von denen 
viele von der Bundesrepublik Deutschland bezahlt wurden. 
Heute leben rund 36 Prozent der vom Hilfswerk erfaßten 
Flüchtlinge in Lagern: 53 vor Juni 1967 gegründete Lager ha ­
ben insgesamt 486 002 Bewohner; in zehn nach 1967 gegrün­
deten Lagern (sechs in Ost Jordanien, vier in Syrien) leben 
98 663 zum zweiten Mal heimatlos gewordene Flüchtlinge und 
44 607 andere Personen, die 1967 aus den besetzten Gebieten 
flohen. 
Die ursprünglichen Hütten sind vielfach von den Flüchtlin­
gen verbessert oder durch den Anbau von Räumen erweitert 
worden. Eine typische Flüchtlingsbehausung in einem der 
älteren Lager verfügt heute über zwei oder drei Räume und 
eine Kochnische. Sie ist von einer Mauer umgeben, um einen 
gewissen Grad der Ungestörtheit zu erreichen, und ist oft mit 
einer privaten Latrine und einem Wasseranschluß versehen. 
Elektrizität gibt es nur selten. 
Es ist wichtig festzustellen, daß das Hilfswerk in diesen La­
gern Dienste leistet, sie jedoch nicht verwaltet . Neben den 
direkten Unterstützungsmaßnahmen leistet die UNRWA oft 
auch Versorgungsdienste, wie z. B. sanitäre Einrichtungen 
und Instandhaltung von Straßen und Wegen, für die norma­
lerweise Behörden zuständig sind. 
In den Lagern gewährt das Hilfwerk bedürftigen Flüchtlin­
gen dieselbe Unterstützung — Rationen, Zusatznahrung, m e ­
dizinische Betreuung, Unterricht —, wie sie außerhalb der 
Lager lebenden Flüchtlingen zugeteilt wird. Die UNRWA u n ­

terhält Einrichtungen wie Ausgabestellen für Rationen und 
Zusatznahrung, Speisehallen, Kliniken und Schulen inner­
halb und außerhalb der Lager. Die Lager sind jedoch nicht 
exterritoriale Gebiete unter der Jurisdiktion der Vereinten 
Nationen, und die UNRWA hat keinerlei legislative oder exe­
kutive Funktion. Allein die einzelnen Regierungen (Jorda­
nien, Libanon, Syrien und Israel als Besatzungsmacht in den 
besetzten Gebieten) sind für die Aufrechterhaltung von Ruhe 
und Ordnung und ähnliche Aufgaben verantwortlich. 

Fürsorge 
Die Fürsorger des Hilfswerks helfen besonders bedürftigen 
Flüchtlingen — Körperbehinderten, chronisch Kranken, Wit­
wen mit Kleinkindern und alten Leuten —, indem sie diese 
beraten und ihnen Sonderunterstützung erteilen. Da die UN­
RWA nicht über genügende Mittel verfügt, kann jedoch nu r 
ein geringer Teil der Not gelindert werden. 
Jährlich erhalten rund 25 000 Personen kleine Bargeldzu­
schüsse (nicht über 25 DM). Andere bekommen Sonderzutei­
lungen an Kleidung, Decken und Petroleum. Gebrauchte Klei­
dung wird im Ausland von wohltätigen Verbänden gesam­
melt und vom Hilfswerk verteilt. Blinde, Taube und körper­
lich behinderte Kinder erhalten Unterricht und Ausbildung, 
die sie instand setzen sollen, sich einmal selbst erhalten zu 
können, doch können nicht alle in Heimen untergebracht 
werden. Rund 120 blinde Kinder und Jugendliche werden im 
Blindeninstitut in Gaza ausgebildet, das vom Hilfswerk ve r ­
waltet und von der Päpstlichen Mission für Palästina finan­
ziert wird. Rund 200 Waisen und alte Leute wurden 1974/75 
in Heimen untergebracht. Die Sozialarbeit des Hilfswerks 
umfaßt auch Gemeinschaftsprojekte wie Nähkurse, Tischler­
kurse, Genossenschaften von Stickerinnen in einigen Lagern. 
Für Kinder im Vorschulalter gibt es Kindergärten, in denen 
sie durchs Spiel lernen und auch regelmäßig ärztlich betreut 
und überwacht werden. Dieses nützliche Programm kann j e ­
doch nicht vom Hilfswerk finanziert werden und ist auf Sub­
ventionen wohltätiger Verbände angewiesen. Im Gazastreifen 
z. B. finanzieren und leiten die Quäker die Kindergärten. Die 
Zahl der verfügbaren Plätze ist auf rund 4 000 Kinder in 
allen Aufnahmeländern beschränkt. 

Tafel 2 Zusatznahrung (1. Juli 1974—30. Juni 1975) Finanziert von der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
Ostjordanien Westjordanien Gazastreifen Libanon Syrien Insgesamt 

Warme Mahlzeiten 
Speisehallen 18 32 23 16 17 106 
Tagesdurchschnitt der 
Mahlzeiten (U-15 Jahre) 10 1051 7 812 8 918 3 033 8 073 37 941 
Milchausgabe 
Tagesdurchschnitt in 
Ausgabestellen 10 078 2 000 10 612 13 718 20 745 57 153 
Schulkinder 9 992 12 526 37 433 3 082 16 188 79 221 

Insgesamt 20 0702 14 526 48 045 16 800 36 933 136 374 

Sonderrationen 
Monatsdurchschnitt: 
Werdende Mütter 1169 
Stillende Frauen 4 065 
Tuberkulöse (ambulant) 191 
Säuglinge (6—24 Monate) 5 997 
Proteinreiche Zusatznahrung 39 251 

1 141 
4 418 

303 
2 909 

3110 
8156 

227 
7 236 

551 
1 580 

260 
662 

599 
1778 

64 
2 769 

16193 

6 570 
19 997 

1045 
19 573 
55 444 

1 Einschließlich von 2 082 heimatlos gewordenen Personen in nach 1967 errichteten Lagern, auf Kosten der jordanischen Regierung. 
2 Einschließlich von 1 752 heimatlos gewordenen Personen in nach 1967 errichteten Lagern, auf Kosten der jordanischen Regierung. 
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Tafel 3 Gesundheitsdienste für Mütter und Kinder (1. Juli 1974—30. Juni 1975) 
Ostjordanien Westj ordanien Gazastreifen Libanon Syrien Insgesamt 

A Für werdende Mütter 
Beratungsstellen 11 24 9 22 19 85 
Neu eingeschriebene Frauen 8 458 4 349 12 075 2 930 2 312 30 124 
Monatsdurchschnitt 2 468 1 273 3 661 773 719 8 894 
Heimbesuche 1 178 76 401 401 96 2152 

B Für Säuglinge 
Beratungsstellen 10 23 9 18 19 79 
Eingetragen 0—1 Jahr 1 12 102 3 900 11 282 3 850 3 031 34 165 
Untersuchungen 0—1 Jahr2 5 911 3 279 9 217 2 218 2 083 22 708 
Eingetragen 1—2 Jahre 1 6 467 4146 9 880 3 395 2 462 26 350 
Untersuchungen 1—2 Jahre 8 5 018 2 966 3 673 1 305 1 733 14 695 
Eingetragen 2—3 Jahre 1 4152 3 857 8 905 1 373 1747 20 034 
Untersuchungen 2—3 Jahre 2 2 157 2 492 2 034 300 1 173 8156 
Heimbesuche 10 537 10 607 13 815 9 219 10 442 54 620 
Normalimpfungen 39 623 23 552 55 945 11547 20 560 151 227 . 

C Für Schulkinder 
Schulärztliche Gruppen 2 1 1 1 1 6 
Untersuch, b . Schuleintritt 14 529 4 087 7 230 3 146 4 875 33 867 
Untersuch, anderer Schüler 6 796 17 239 7 050 650 8 240 39 975 
Untersuch, v . Lehrern usw. 1 816 250 259 245 1 138 3 708 
Schulinspektionen 192 443 258 126 235 1 254 
Normalimpfungen 51 842 21032 33 199 30 652 19 307 156 032 

1 Monatsdurchschnitt in UNRWA-Registern. 
2 Monatliche Untersuchungen für Kinder zwischen 0 und 1 Jahr; zweimonatliche Untersuchungen für die zwischen 1 und 2 Jahren und drei­

monatliche für die zwischen 2 und 3 Jahren. 

Tafel 4 Unterrichtsprogramm UNRWA/UNESCO (Mai 1975) 
Schulen Lehrer Jungen Mädchen Insgesamt 

Grundschulen 
Ostjordanien 107 2 0311 41 928 39 014 80 942 
Westj ordanien 35 738 12 184 13 064 25 248 
Gazastreifen 86 1 173 27 546 23 719 51 265 
Libanon 55 832 14 084 12 912 26 996 
Syrien 61 752 14 688 12 649 27 337 
Insgesamt 344 5 526 110 430 101 358 211 788 
Mittelschulen 
Ostjordanien 75 813 13 400 10 193 23 593 
Westj ordanien 57 303 3 809 3 155 6 964 
Gazastreifen 35 558 7 703 6 929 14 632 
Libanon 28 322 4 480 3 860 8 349 
Syrien 38 364 5 377 4 603 9 980 

Insgesamt 233 2 360 34 769 28 749 63 518 

Fachschulen und Lehrerbildungsanstalten (verfügbare Plätze) 
Fachsch. Lehrerb. Insgesamt Schüler Schülerinnen Insgesamt 

Ostjordanien 550 944 1494 1 095 387 1482 
Westjordanien 550 784 1 334 592 618 1 210 
Gazastreifen 480 — 480 443 — 443 
Libanon 160 500 660 596 40 636 
Syrien 428 — 428 439 — 439 
Insgesamt 1260 3 136 4 396 3165 1045 4 210 

1 Einschließlich von Schulleitern. 
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Gesundheitsdienst 
Der Gesundheitsdienst der UNRWA steht unter der fachlichen 
Leitung der Weltgesundheitsorganisation (World Health Or ­
ganisation, WHO), die auch den Direktor des UNRWA-Ge-
sundheitsdienstes und drei seiner leitenden Beamten stellt 
und entlohnt. Er ist den öffentlichen Gesundheitsdiensten in 
den arabischen Aufnahmeländern zumindest vergleichbar und 
genügt den grundlegenden Bedürfnissen der Flüchtlinge. 
Unter den gegebenen Umständen muß der Vorbeugungsmedi­
zin der Vorrang erteilt werden. Diese umfaßt regelmäßige 
Massenimpfungen, Mütter- und Säuglingsberatung, Umwelt­
hygiene und Gesundheitserziehung. Für die medizinische Be­
treuung unterhält oder subventioniert das Hilfswerk 128 
Polikliniken in Lagern und anderen Ansiedlungen. Fahrbare 
Krankenstationen werden ebenfalls verwendet. Außerdem 
verfügt die UNRWA über 1660 Krankenhausbet ten für Fälle, 
die einen Aufenthalt im Krankenhaus erfordern. 
Eine der wichtigsten Aufgaben besteht in der Verhütung von 
ansteckenden Krankheiten. Augenleiden, Infektionen der 
Verdauungs- und Atemwege und die üblichen ansteckenden 
Kinderkrankheiten sind weit verbreitet, viele Krankhei ten 
treten jedoch viel weniger auf, z. B. Trachoma und Tuberku­
lose. Die Kindersterblichkeit konnte stark herabgesetzt wer­
den. Die Malaria, die vor 25 Jahren bei einem von zwei P a ­
tienten der Polikliniken festzustellen war, ist jetzt p rak­
tisch verschwunden; in den letzten Jahren fand man zwei bis 
drei Fälle jährlich. Trotz der Überbevölkerung der Lager, 
trotz der besonderen Probleme, die nach den Feindseligkeiten 
im Juni 1967 und im Oktober 1973 entstanden, trotz der Schwie­
rigkeiten mit Trinkwasser und sanitären Einrichtungen ist 
die Flüchtlingsbevölkerung von Seuchen verschont geblieben. 
Dieser Umstand ist hauptsächlich auf die regelmäßige Mas­
senimpfung, unverzügliche Behandlung aller Krankheitsfälle, 
Umwelthygiene und öffentliche Gesundheitserziehung und 
nicht zuletzt auf die natürliche Widerstandskraft der Flücht­
linge zurückzuführen. So konnte selbst einem Ausbruch der 
Cholera im Nahen Osten vor mehreren Jahren, der die Flücht­
linge in den Lagern besonders gefährdete, schnellstens Ein­
halt geboten werden. 
Die Umwelthygiene, die nicht nur für die Flüchtlinge selbst, 
sondern auch für die Gemeinschaften, mit denen sie in Kon­

takt treten, entscheidend ist, besteht aus der Versorgung der 
Lager mit Trinkwasser, der Einrichtung von Latrinen, der 
Müllabfuhr, den Abwässerkanalisationen und der Bekämp­
fung von Ungeziefer und Nagetieren. 
Die UNRWA richtet ihr Hauptaugenwerk auf die kritischen 
Abschnitte im Leben: Schwangerschaft, Entbindung und 
Säuglingsalter (siehe Tafel 3). Das Hilfswerk unterhält 79 
Mütterberatungsstellen in seinen Polikliniken und subven­
tioniert drei von wohltätigen Organisationen betriebene Be­
ratungsstellen. Etwa die Hälfte der schwangeren und stillen­
den Flüchtlingsfrauen machen Gebrauch von diesen UNRWA-
Diensten wie Impfstellen für Mütter und Kinder und Säug­
lingsfürsorge und von der Möglichkeit regelmäßiger Unter­
suchungen, die mit Gesundheitserziehung und der etwa e r ­
forderlichen Behandlung verbunden werden. Andere schwan­
gere und stillende Frauen besuchen leicht erreichbare, von 
den Regierungen oder wohltätigen Verbänden betriebene 
Beratungsstellen. 
Während der langen, heißen und trockenen Sommermonate 
erkranken Kleinkinder oft an Magen- und Darmentzündun­
gen mit s tarkem Durchfall, der in wenigen Stunden zu einer 
Dehydrierung führen kann, die die Säuglinge außerordentlich 
schwächt und die tödlich ausgehen kann. Die Dehydrierung 
selbst, wie auch die Unterernährung, die sie häufig hinterläßt, 
werden in Tageskliniken behandelt. Man flößt den kleinen 
Patienten eine Nährlösung mit den nötigen Arzneimitteln 
und Mineralien ein und verabreicht ihnen dann zwei bis drei 
Wochen lang eine leichtverdauliche, nahrhafte Schondiät. 
Diese Tageskliniken — die UNRWA hat jetzt 21 mit 240 
Plätzen — haben vielen hunderten Kleinkindern das Leben 
gerettet. 
Das medizinische Personal des Hilfswerks besteht fast aus­
schließlich aus Palästina-Flüchtlingen .Es zählt 151 Ärzte und 
526 Krankenschwestern und Hebammen. Viele der letzteren 
verdanken ihre Ausbildung oder ihre Fortbildung den Spe­
zialkursen der UNRWA. 
Unterricht 
Die ersten Klassen für die Flüchtlingskinder entstanden völ­
lig spontan: freiwillige Lehrer sammelten Kinder um sich 
unter freiem Himmel im Sand und begannen ihren Unterricht 

Das Ziel des palästinensi­schen Volkes, zu einem ei­genen Staat zu kommen, ist noch immer nicht erreicht, deshalb ist auch das Pro­blem der palästinensischen Flüchtlinge und Vertriebe­nen nach wie vor ungelöst. Sie wollen auf die Rück­kehr in ihre Heimat nicht verzichten. — Das Hilfswerk der Vereinten Nationen be­steht seit 25 Jahren (s. Bei­trag S. 142 ff) und hat Be­deutendes geleistet. Aber seine Möglichkeiten hängen von freiwillig gegebenen Mitteln ab. Elend wird trotz mancher Linderung bleiben, bis eine Lösung für den ge­samten Nahen Osten gefun­den ist. Sie muß allen Sei­ten gerecht werden und zu­mutbar sein. — Das Bild zeigt ein nach dem Sechs­tagekrieg errichtetes Not­lager für Flüchtlinge und andere, die aus den von Israel besetzten Gebieten Westjordaniens und dem Gazastreifen nach Ostjorda­nien strömten. 
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Tafel 5 Beiträge der Bundesrepublik Deutschland 
an die UNRWA im Rahmen des Sonderbilfsprogrammes 
(1968—Juni 1975) 

Unterstützung 
Behausungen in ostjordanischen Notlagern 
(nach 1967 errichtet) 
Behausungen in syrischen Notlagern 
Bau von Straßen, Abwasserkanalisationen usw. 
in ostjordanischen Notlagern 
Gesundheitswesen 
Betriebskosten für Gesundheitsdienste in 
ostjordanischen Notlagern 
Bau und Betriebskosten der ost jordanischen 
Poliklinik Zerka 
Bau und Betriebskosten der ostjordanischen 
Kinderklinik Amman 
Zusatznahrung in ost jordanischen Notlagern 
Zusatznahrung in syrischen Notlagern 
Abwasserkanalisationen im syrischen Lager Nairab 

US-Dollar 

2 266 010 
275 000 

250 000 

Unterrichtswesen 
Hochschulstipendien (1968—72) 
Ausbau und Betriebskosten der jordanischen 
Fachschule Wadi-Sir 
Spenden für Flüchtlingsschüler in der west­
jordanischen Oberschule Beit-Hanina 
Betriebskosten für UNRWA/Unesco-Schulen 
in ostjordanischen Notlagern 
Ausbau und Betriebskosten für 
UNRWA/Unesco-Schulen im Libanon 
Ausbau und Betriebskosten für die 
jordanische Mädchenschule Station (Amman) 
Ausbau und Betriebskosten für die syrische 
Mädchenschule Ja ramana 
Beiträge für Schulgeld in libanesischen 
Privatschulen (Grund- und Mittelschulen) 
Betriebskosten für UNRWA/Unesco-Schulen 
in Syrien 
Insgesamt 

Tafel 6 UNRWA-Haushalt 1975 
Unterstützung 

813 362 
254 425 

62 906 
530 000 
237 000 

37 500 

878 043 

4 457 137 

13 608 

4 291 840 

1 543 500 

441 750 

111 750 

1 333 204 

2 125 975 
19 923 010 

US-Dollar 

51533 000 (42,36 vH) 
Normalrationen, Zusatznahrung, Unterkünfte, 
Fürsorge (einschließlich Betriebskosten) 
Gesundheitsdienst 13 527 000 (11,13 vH) 
Medizinische Betreuung, Umwelthygiene 
(einschließlich Betriebskosten) 

Unterrichtswesen 
Schulen 
Berufs- und Lehrer­
ausbildung, Stipendien 
(einschließlich Betriebskosten) 
Haushaltsreserven 
für Unruhen 
und Trennungsaufwendungen 

52 470 000 (43,96 vH) 
55 557 000 

8 913 000 

3 097 000 (2,55 vH) 

121 627 000 (100 vH) 

ohne Tafeln, Tische, Stühle, Lehrbücher und Hefte. Noch vor 
der Gründung der UNRWA unterstützte UNESCO die ersten 
Schulen in Zelten oder gemieteten Räumen. Seit dem Beste­
hen der UNRWA hat das Schulwesen außergewöhnliche For t ­
schritte gemacht: die Zahl der Kinder in UNRWA/UNESCO-
Schulen ist von 43 112 im Schuljahr 1950/51 auf 275 306 im 
Schuljahr 1974/75 gestiegen. Das Unterrichtswesen für die 
Palästina-Flüchtlinge wird gemeinsam vom Hilfswerk und 
der UNESCO gestaltet, die auch den Direktor des Unter­
richtsprogramms sowie 27 internationale Spezialisten berei t­
stellt, die die Programme ausarbeiten und überwachen und 
die palästinensischen Lehrkräfte fachlich beraten und unter ­
weisen. 
Schulen 
Das Hilfswerk richtete zuerst Grundschulen mit sechs Klas­
sen ein und erweiterte diese später für diejenigen Kinder, 
die die Grundschule zufriedenstellend absolviert hatten, zu 
Mittelschulen mit j e nach Land drei bis vier Klassen (siehe 
Tafel 4). 
Der durchschlagende Erfolg des Unterrichtswesens stellt 
gleichzeitig sein Hauptproblem dar. Jedes J a h r kommen 
durchschnittlich weitere 10 000 Jungen und Mädchen in die 
Schulen. Da die UNRWA in den letzten Jahren finanziell 
nicht imstande war, jährlich die entsprechenden neuen Klas­
senräume zu errichten, steigt daher der Prozentsatz der Schu­
len mit Doppelschichtunterricht morgens und nachmittags. 
Jedoch braucht man für die neuen Schüler zusätzliche Lehr­
kräfte. Ende Jun i 1975 beschäftigte das Hilfswerk 15 500 Or ts ­
kräfte (fast alle Palästinenser), von denen 9 900 in den Schu­
len arbeiteten. Von den 111 internationalen UNRWA-Beam-
ten waren 28 im Unterrichtswesen tätig. 
Das Hilfswerk unterhält keine Oberschulen. Flüchtlingskin­
der müssen Plätze in öffentlichen oder privaten Einrichtun­
gen finden. Wo es an Plätzen in öffentlichen Schulen fehlt, 
trägt die UNRWA zum Schulgeld in Privatschulen bei und 
hilft beim Ankauf von Lehrbüchern. 
Nach dem Abitur möchten manche junge Flüchtlinge ihre 
Studien fortsetzen. Für besonders fähige und mittellose 
Flüchtlinge stellt das Hilfswerk jährlich rund 350 Hochschul­
stipendien zur Verfügung. Nach den Feindseligkeiten im Jun i 
1967 zeigte die Bundesrepublik Deutschland ihr Interesse für 
das Schicksal junger Menschen, die ihr Studium plötzlich un­
terbrechen mußten, durch eine Spende von 900 000 Dollar für 
Hochschulstipendien (siehe Tafel 5). 
Außerdem haben Tausende von Flüchtlingsjungen und -mäd-
chen an ägyptischen, syrischen und libanesischen Hochschulen 
gebührenfrei studiert. Die Studenten müssen nur für ihre 
Lebenskosten aufkommen. In den meisten Fällen helfen 
Flüchtlinge, die ihre Studien beendet haben, jüngeren Ge­
schwistern. Das Zusammengehörigkeitsgefühl der Familien 
ist außergewöhnlich stark, wenn man es mit Westeuropa ver ­
gleicht: es kommt oft vor, daß der älteste Sohn erst heiratet, 
wenn alle Geschwister einen Beruf haben. In den Häusern 
von Eltern, die niemals zur Schule gingen, hängen die einge­
rahmten Hochschuldiplome ihrer Kinder, die den Besuchern 
stolz gezeigt werden. Junge Menschen, die verantwortliche 
und gutbezahlte Stellen gefunden haben, schicken den Eltern 
regelmäßig einen Teil ihres Verdienstes. 
Fachschulung und Lehrerausbildung 
Jedes Jah r verlassen über 20 000 Flüchtlingskinder nach 
neun oder mehr Jahren Unterricht die Schule. Bei der A r ­
beitssuche müssen sie sich mit immer besser ausgebildeten 
Jugendlichen aus den Aufnahmeländern messen, wobei die 
berufliche Ausbildung eine immer größere Rolle spielt. Die 
jungen Menschen, die nach Beendigung der Mittel- oder 
Oberschule einen Beruf erlernen, können gutbezahlte Stel ­
len finden, für ihre Familien sorgen und auch an der wi r t ­
schaftlichen Entwicklung des Nahen Ostens mitwirken. 
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Als die UNRWA ihre Tätigkeit begann, wa r der Begriff der 
Fachschulung relativ neu, und anfangs fiel es dem Hilfswerk 
nicht leicht, genügend geeignete Teilnehmer für seine Fach­
schulungskurse zu finden. Die erste Fachschule wurde 1953 
in Kalandia bei Jerusalem mit zehn Kursen und 70 Schülern 
eröffnet. Heute leitet die UNRWA acht Fachschulen und Leh­
rerbildungsanstalten mit 4 396 Plätzen, in denen Jungen und 
Mädchen 36 verschiedene Gewerbe sowie den Lehrerberuf e r ­
lernen können. Bisher haben 23 176 Flüchtlinge Fach- und 
Lehrerkurse absolviert und arbeiten jetzt als Maschinen­
schlosser und Feinmechaniker, als Schmiede und Schweißer, 
als Klima- und Kältetechniker, technische Zeichner, Laboran­
tinnen, Sekretärinnen, Kindergärtnerinnen, als Lehrkräfte 
und in anderen Berufen in den arabischen ölproduzierenden 
Staaten und in den Ländern, in denen sie aufgewachsen sind. 
Trotz seines raschen Ausbaus kann dieses Programm noch 
immer nicht alle Bewerber aufnehmen. Fast alle Kurse dau­
ern zwei Jahre und sind sehr intensiv: in den 10 bis 11 Un­
terrichtsmonaten werden jährlich durchschnittlich 3 080 Lehr­
stunden erteilt, was der längeren, aber weniger intensiven 
Ausbildung der öffentlichen Fachschulen entspricht. P r a k ­
tische Unterweisung und Mitarbeit der Schüler spielen die 
Hauptrolle: in einigen Kursen verbringen sie bis zu 70 P ro ­
zent ihrer Lehrzeit in gut ausgerüsteten Werkstätten. Das 
hohe Niveau dieser Fachschulung erwies sich, als zwischen 
1964 und 1970 insgesamt 475 Absolventen von UNRWA-
Fachschulen zur Fortbildung in deutsche Betriebe geschickt 
wurden. Sie arbeiteten sich rasch und gut ein, und einige e r ­
hielten nach ein- oder zweijährigen Aufenthalt in der Bun­
desrepublik Deutschland eine weitere Ausbildung als Fach­
lehrer von der UNRWA, so daß sie ihre Erfahrungen in einem 
hochindustrialisierten Land an ihre Schüler weitergeben 
konnten. 
Das UNRWA/UNESCO-Institut begann seine Tätigkeit mit 
der Ausbildung von Grundschullehrern und -lehrerinnen für 
die eigenen Schulen. Später beriet es dank Mitteln vom Ent ­
wicklungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP) die 
Regierungen verschiedener arabischer Länder im Nahen 
Osten über die Fortbildung der Lehrer ohne Unterbrechung 
ihres Dienstes. Es erteilt jetzt auch Mittelschul- und Fach­
lehrern, Schulleitern und Inspektoren die nötige Fortbildung, 
vor allem durch Korrespondenzkurse, Heimarbeiten und Se­
minare. 

Finanzierung 
Das Unterrichtswesen des Hilfswerks stellt einen dauernd 
ansteigenden Anteil seines Haushalts dar. 1975 beträgt dieser 
fast 53,5 Mill. Dollar bei einem Haushalt von rund 121,5 Mill. 
Dollar (siehe Tafel 6). Dabei betragen die Kosten der Grund-
und Mittelschulen 44,5 Mill. Dollar, die der Berufs- und Leh­
rerausbildung und der Hochschulstipendien beinahe 9 Mill. 
Dollar. Da diese Ausgaben den höchsten Prozentsatz des 
Haushalts, nämlich 43,96 Prozent, ausmachen, würden sie 
unter etwaigen Kürzungen am stärksten leiden. 
Nun stand die UNRWA in den letzten 12 Jahren vor wieder­
holten Finanzkrisen. Von 1950 bis 1967 stieg der Haushalt 
ganz allmählich von rund 30 auf rund 40 Mill. Dollar jährlich. 
1972 überschritt er 50 Millionen, 1974 stieg er auf fast 86 Mil­
lionen, 1975 auf 121,5 Millionen. 
Diese rasche Erhöhung während der letzten drei J ah re be ­
ruht vor allem auf drei Faktoren: der Abwertung des Dol­
lars gegenüber den Währungen einiger Aufnahmeländer; der 
Steigerung von Lebensmittelpreisen auf dem Weltmarkt; den 
örtlichen Inflationsraten, die von April 1974 bis April 1975 im 
Gazastreifen auf 59,4 Prozent und in Westjordanien auf 41,6 
Prozent berechnet und im Libanon während der gleichen 
Zeit auf 28 Prozent geschätzt werden. 

[ S INA I -L IN IEN 

[^ypter f Israeli Gaza'. 

B e e r s h e b a 

I S R A E L 

Nach dem zweiten Sinai-Abkommen zwischen Ägypten und Israel vom 4. September 1975 gehen die Israelis 40 km zurück und räumen dabei die wichtigen Pässe Giddi und Mitla. Die Ägypter rücken nur wenig an die bisherige Frontlinie der Israeli nach. In der Pufferzone bleiben UN-Truppen. Die wichtigen ölfelder von Abu Rodeis fallen zurück an Ägypten (s. hierzu S. 149 ff.). 
In einer Erklärung vor dem Politischen Sonderausschuß der 
Generalversammlung beschrieb UNRWA-Generalkommissar 
Sir John Rennie am 29. November 1974 die damals bestehende 
Lage in folgenden Worten: 
»Selbst wenn die ausstehenden Zuwendungen rechtzeitig ein­
treffen, um die im Dezember drohende Bargeldkrise zu ver ­
hüten, wird das Hilfswerk unmit telbar danach genötigt sein, 
Kürzungen seiner Hilfeleistungen einzuplanen, wenn zu d ie­
sem Zeitpunkt nicht feststeht, daß genügende Einkünfte zu 
erwarten sind. Sollte das Defizit 45 Millionen — oder auch 
nur die Hälfte dieser Summe — betragen, so könnte man in 
der unbegründeten Hoffnung auf eine Besserung der Lage 
die Arbeit nicht monatelang fortführen... Sicherlich teilt 
der Ausschuß meine Meinung: diese Aussichten sind entsetz­
lich, eine Verhöhnung der Anerkennung der Rechte der P a ­
lästina-Flüchtlinge und jeder Verlängerung des UNRWA-
Mandats, das darin besteht, in der Zwischenzeit für sie zu 
sorgen.« 
Der Fehlbetrag konnte von Beginn des Jahres bis Mitte 
August von 45 Millionen auf rund 12 Millionen Dollar he rab ­
gesetzt werden, hauptsächlich durch bedeutende einmalige 
Sonderbeiträge, z. B. 10 Mill. Dollar von Saudi-Arabien und 
16 Mill. Dollar von den Vereinigten Staaten. Hier t r i t t ein 
neuer Faktor der Finanzierung des Hilfswerks in Erschei­
nung: die regelmäßigen Zuwendungen für seinen Haushalt 
steigen zwar an, halten jedoch nicht Schritt mit der inflations­
bedingten Erhöhung seiner Ausgaben. Wenn die Finanzlage 
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besonders kritisch erscheint, zahlen einige Regierungen Son­
derbeiträge. Über die Auswirkung der Finanzkrisen auf die 
Planung und die Arbeit des Hilfswerks sagte der General­
kommissar in seinem Jahresbericht 1971/72: 
»Zwar erklärte die Generalversammlung niemals, es sei die 
Pflicht des Generalkommissars, die nötigen Mittel für die 
Programme des Hilfswerks beizubringen, doch müht er sich 
notgedrungen um dessen Einkünfte und tut, was er kann, 
um dafür zu sorgen, daß sie seinen Aufgaben entsprechen. In 
den letzten Jahren mußten er und seine höheren Beamten 
jedoch außergewöhnlich viel Zeit für die verschiedenen Seiten 
der Finanzkrise a u f w e n d e n . . . Dies bedeutet, daß die Lei­
tung des Hilfswerks von ihrer normalen und eigentlichen 
Aufgabe der Leitung und Kontrolle der Tätigkeit der UNR­
WA abgelenkt wurde ...« 
Seit dieser Bericht erschien, ist der Fehlbetrag der UNRWA zu 
Beginn j edes Jahres weiter gestiegen: er betrug 1974 rund 10 Mill. 
Dollar, 1975 46 Mill. Dollar und könnte zu Beginn des Jahres 
1976 auf 50 Mill. Dollar steigen. Daß diese Beträge meist im 
letzten Moment aufgebracht werden, bedeutet jedoch eine 
ernstliche Belastung der UNRWA selbst und der Flüchtlinge, 
die so Kürzungen der Hilfeleistungen fürchten müssen. 
Hier stellt sich das Problem der Zukunft der UNRWA. Das 
Hilfswerk hat seine Arbeit während der Suez-Kampagne 
1956, des Bürgerkriegs im Libanon 1958, der erneuten a ra ­
bisch-israelischen Feindseligkeiten 1967 und 1973 und der 
Unruhen in Jordanien und im Libanon fortgeführt. Warum 
wurde sein zeitlich begrenztes Mandat immer wieder verlän­

gert? Weshalb wird das Hilfswerk nach einem Vierteljahr­
hundert immer noch als notwendig betrachtet? 
In seiner Erklärung vom 29. November 1974 vor dem Polit i­
schen Sonderausschuß der Generalversammlung sagte der 
UNR WA-Generalkommissar: 
»Man kann nicht leugnen, daß das menschliche Problem (der 
Palästina-Flüchtlinge) bis zu einer politischen Lösung (der 
Nahost-Frage) weiter besteht. Allein die UNRWA kann die 
wichtigen Dienste gewähren, die sie zur Zeit leistet, und die 
UNRWA ist auch das Hilfswerk, welches von der General­
versammlung den Auftrag zur Hilfeleistung erhielt. Diese 
Dienste nicht aufrecht zu erhalten, könnte sich meiner Mei­
nung nach nur ungünstig auf die Verwirklichung eines ge­
rechten und dauerhaften Friedens im Nahen Osten auswirken 
und wäre zum Nachteil der vom Hilfswerk erfaßten Palästi­
na-Flüchtlinge, die einen so bedeutenden Teil des palästinen­
sischen Volkes darstellen.« 
Und Dr. Kur t Waldheim, der UNO-Generalsekretär, schrieb 
in seinem Aufruf für zusätzliche Beiträge an die UNRWA 
am 10. Juni 1975 u. a.: 
»Es ist allgemein anerkannt, daß man die UNRWA benötigen 
wird, bis ein gerechter und dauerhafter Frieden im Nahen 
Osten erreicht worden ist. Auf ihrer letzten Tagung verlän­
gerte die Generalversammlung das Mandat des Hilfswerks 
um weitere drei Jahre bis zum 30. Juni 1978. Letzten Endes 
sind alle Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen moralisch 
genötigt, die UNRWA instand zu setzen, ihre Aufgabe—für die 
Hilfeleistungen an Flüchtlinge zu sorgen—durchzuführen.« 

In über 70 Ländern gibt es jeweils eine Nationale Gesellschaft für die Vereinten Nationen, unter anderem in allen Groß- und Mittelstaaten. In der Bundesrepublik Deutschland ist es die Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen (DGVN). Diese Gesellschaften sind im Welt­verband der UN-Gesellschaften (World Federation of the United Nations Associations, WFUNA), der seinen Sitz in Genf hat, zusammen­geschlossen. Der Verband ist mit den Vereinten Nationen über den Wirtschafts- und Sozialrat verbunden, er gehört bei ihm in die Katego­rie I, der höchsten Kategorie der nichtstaatlichen internationalen Organisationen. Mit diesem Status sind bei den Vereinten Nationen Rechte und Pflichten verbunden. — Das Bild zeigt den 25. WFUNA-Kongreß, der vom 1. bis 6. Oktober 1975 auf Einladung der Sowjetischen Gesell­schaft in Moskau stattfand. Die DGVN war mit einer vierköpfigen Delegation — Prof. Dr. Klaus Hüfner, Senatsdirektor a. D. Dr. Walter Klein (beide Stellv. Vorsitzende), dem Generalsekretär der Gesellschaft Joachim Krause und dem Chefredakteur der Zeitschrift VEREINTE NATIONEN Kurt Seinsch vertreten. Die Plazierung der Delegation erfolgte nach dem englischen Alphabet. Die DGVN-Delegation hat ihren Platz am Ende der linken Tischreihe, unmittelbar über der Gesellschaft aus der DDR. 
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Aus dem Bereich der Vereinten Nationen 
Tätigkeiten der Weltorganisation 

Politik und Sicherheit 
Nahost: Die Entwicklung von Ende 1974 bis nach 
Abschluß des 2. Sinai-Abkommens (58) 

I. Die Nahost-Politik gehört zu den Berei­
chen, in denen die Vereinten Nationen seit 
ihrer Gründung aktiv eingeschaltet waren. 
So werden die Sicherheitsratsresolution 242 
vom November 1967 und die darauf fu­
ßende Entschließung 338 vom Oktober 1973 
von den meisten Konfliktparteien nach wie 
vor als die einzige gemeinsame Basis für 
eine künftige umfassende Friedensrege­
lung betrachtet. Im Zeitraum zwischen dem 
Ende der 29. Generalversammlung (18. De­
zember 1974) und dem Beginn der dies­
jährigen 30. Generalversammlung am 16. 
September spielte die Weltorganisation in 
der Nahost-Politik allerdings mehr die 
Rolle eines interessierten Zuschauers als 
die eines aktiven Mitspielers. Am zweiten 
ägyptisch-israelischen Sinai-Abkommen von 
Anfang September dieses Jahres wa­
ren die Vereinten Nationen nicht beteiligt. 
UNO-Generalsekretär Waldheim hat frei­
lich in seinem am 11. August veröffentlich­
ten Jahresbericht darauf hingewiesen, daß 
die friedenserhaltenden Operationen der 
Vereinten Nationen eine sehr »wesentliche 
Rolle« sowohl bei der Aufrechterhaltung 
der Ruhe im Nahen Osten — von einem 
Frieden kann noch keine Rede sein — als 
auch bei der »Schaffung einer für frucht­
bare Verhandlungen günstigen Atmosphä­
re« spielten. 

II. Die 29. Generalversammlung endete am 
18. Dezember 1974 ohne die auf der Ta­
gesordnung gesetzte Nahost-Debatte. Mit 
Rücksicht auf die nahöstlichen Vermitt­
lungsbemühungen des US-amerikanischen 
Außenministers Kissinger hatten die ara­
bischen Staaten beschlossen, auf eine um­
fassende Erörterung der >Situation im 
Nahen Osten< zu verzichten. Der Entschluß 
war ihnen nicht so schwer gefallen, da 
ihnen der Tagesordnungspunkt >Die Palä-
stina-Frage< dazu im November ohnehin 
schon ausreichend Gelegenheit gegeben 
hatte. Der Präsident der 29. Generalver­
sammlung, Algeriens Außenminister Bou-
teflika, sah am letzten Tag der Tagung 
aber davon ab, die Versammlung förmlich 
zu schließen. Im Hinblick auf den noch un­
erledigten Tagesordnungspunkt vertagte er 
die Versammlung lediglich, um so, wenn 
die Umstände es erforderlich erscheinen 
lassen sollten, eine Nahost-Debatte ohne 
besondere Verfahrensschwierigkeiten auch 
im Frühjahr oder Sommer 1975 ansetzen 
zu können. Auch 1967 und 1973 waren die 
Generalversammlungen in ähnlicher Weise 
suspendiert worden. Bouteflikas Vorsichts­
maßnahme erwies sich im Nachhinein als 
überflüssig. Die 30. Generalversammlung 
begann, ohne daß in der Zwischenzeit in 
ihrem Rahmen eine Nahost-Debatte statt­
gefunden hätte. Nach dem Scheitern der 
Vermittlungsbemühungen Kissingers im 
Frühjahr 1975 war die Wiedereinberufung 

der Generalversammlung zu einer derarti­
gen Debatte im arabischen Lager ernsthaft 
erwogen worden. Als der amerikanische 
Außenminister die Fäden der Vermittlung 
wieder anknüpfen konnte, ließen die Ara­
ber diesen Plan fallen. »Die Lage im Na­
hen Osten ist weiterhin sehr ernst, und 
wenn es uns nicht gelingt, entweder durch 
die Schritt-für-Schritt-Politik Dr. Kissingers 
oder vielleicht später durch die Genfer 
Friedenskonferenz einen Durchbruch zu er­
zielen, dann — so meine ich — wird die 
Situation in diesem Jahr sogar äußerst 
ernst.« Diese Warnung sprach Waldheim 
am 14. Januar auf einer Pressekonferenz 
mit UNO-Korrespondenten in New York 
aus. Waldheim versicherte, daß keine Kon­
kurrenz zwischen seinen Vermittlungsbe­
mühungen (der Generalsekretär plante ge­
rade eine Nahost-Reise) und denen Außen­
minister Kissingers bestünden, beide Be­
mühungen ergänzten sich. Ohne Verhand­
lungsfortschritte, so warnte der General­
sekretär, sei eine Verlängerung der Man­
date der Friedenstruppen im Nahen Osten 
zweifelhaft. 
III. Waldheim behielt recht. Die Frage der 
Mandatsverlängerung der United Nations 
Emergency Force (UNEF) im ägyptisch­
israelischen Sinai-Abschnitt und der ent­
lang der israelisch-syrischen Linien statio­
nierten United Nations Disengagement 
Observer Force (UNDOF) sollte die Ver­
einten Nationen im Laufe des Jahres 1975 
noch mehrfach in Atem halten. Nach dem 
Zusammenbruch der Kissinger-Mission im 
März 1975 besann sich Ägypten auf die 
Möglichkeit, die Frage der Zustimmung zur 
weiteren Stationierung der Blauhelme als 
politisches Druckmittel zu gebrauchen. Die 
Regierung in Kairo weigerte sich, einer 
automatischen Verlängerung des UNEF-
Mandats um die bisher üblichen jeweiligen 
sechs Monate zuzustimmen. Am 17. April, 
eine Woche vor Auslaufen des Mandats, 
trat der Weltsicherheitsrat zusammen und 
verlängerte die Stationierung der UNEF-
Truppen erneut, aber auf Druck Kairos 
nur noch um drei Monate. Das Fünfzehn-
Mächte-Gremium rief gleichzeitig Ägypten 
und Israel auf, unverzüglich die Resolu­
tion 338 (1973) zu erfüllen, eine entspre­
chende Resolution 368 wurde mit 13 Stim­
men ohne Gegenstimmen oder Enthaltun­
gen angenommen. China und Irak nahmen 
an der Abstimmung nicht teil. 
Israels UN-Botschafter vertrat nach der Ab­
stimmung im Sicherheitsrat die Auffassung, 
im Geiste des 1. Truppenentflechtungsab­
kommens vom 18. Januar 1974 und auf­
grund der bisherigen Praxis wäre eine 
sechsmonatige Verlängerung des Mandats 
der UNEF-Truppen, die ja integraler Be­
standteil des Entflechtungsabkommens sei­
en, angebracht gewesen. Der ägyptische 
UN-Botschafter bezeichnete dagegen das 
Truppenentflechtungsabkommen als rein 
militärisch-temporärer Natur und meinte, 
die Existenz von UNEF basiere auf der 

Resolution 338. Die UNEF sei nicht für alle 
Ewigkeit und nicht als Ersatzlösung für ei­
ne Friedensregelung geschaffen worden. 

IV. Als sich das UNDOF-Mandat zu Ende 
neigte, zweifelten Nahost-Beobachter in den 
Vereinten Nationen nicht daran, daß die 
Regierung in Damaskus dem Kairoer Bei­
spiel folgen und nur mehr einer Mandats­
verlängerung von höchstens drei Monaten 
zustimmen werde. Überraschenderweise 
akzeptierte Syrien aber erneut eine sechs­
monatige Mandatsverlängerung (bis zum 
30. November 1975), die dann vom Sicher­
heitsrat am 28. Mai durch die Resolution 
369 ausgesprochen wurde. Die Entschlie­
ßung wurde wie bei der UNEF-Mandats-
verlängerung mit 13 Stimmen ohne Gegen­
stimmen oder Enthaltungen angenommen. 
China und Irak nahmen an der Abstim­
mung wieder nicht teil. Auch diesmal rief 
der Rat die Konfliktparteien zu einer un­
verzüglichen Erfüllung der Resolution 338 
auf. Weder Israel noch Syrien beteiligten 
sich an der Ratsdebatte. Aber der briti­
sche UNO-Botschafter drückte wohl die 
Auffassung der Mehrheit der Ratsmitglie­
der aus, als er die Auffassung vertrat, die 
Mandatsverlängerung dürfe nicht als Er­
satz für eine Friedenslösung dienen, son­
dern sollte lediglich ein Mittel sein, die 
Friedensbemühungen zu fördern. 

V. Ging die Verlängerung des UNDOF-
Mandats unerwartet leicht über die Bühne 
des Sicherheitsrats, so kostete die bis zum 
24. Juli fällig werdende Verlängerung des 
UNEF-Mandats dem Sicherheitsrat um so 
mehr Mühe. Am 16. Juli 1975 ließ Ägyptens 
Außenminister J. Fahmi Waldheim überra­
schenderweise mitteilen, daß die ägypti­
sche Regierung eine Erneuerung des Man­
dats der rund 4000 UNO-Soldaten in der 
Pufferzone zwischen israelischen und ägyp­
tischen Truppen über den 24. Juli hinaus 
ablehne. Gegen einen »angemessenen 
Einsatz« der Blauhelme, so ließ Fahmi 
Waldheim wissen, wende sich die ägyp­
tische Regierung allerdings nicht. Fahmi 
überließ es Waldheim und dem Sicherheits­
rat, sich einen Reim auf diese Mitteilung 
zu machen. Wie könnte UNEF »angemes­
sen« eingesetzt werden, ohne daß das 
Mandat der UNO-Soldaten verlängert wür­
de? Fahmi gab in seiner Note an Wald­
heim jedoch einen Hinweis darauf, was 
Kairo unter einem nicht angemessenen 
Einsatz versteht. Ägypten, so hatte er ge­
schrieben, wende sich dagegen, daß Is­
rael die Präsenz der UNO-Truppen als 
Mittel benutze, den Zustand des >nicht 
Krieg, nicht Frieden< und die Besetzung 
ägyptischen Territoriums aufrechtzuerhal­
ten. 
Der Schritt Kairos löste in den Vereinten 
Nationen allgemeine Überraschung, aber 
keine Alarmstimmung aus. Auch Waldheim 
meinte in einer abendlichen Pressekonfe­
renz, die Situation sei nicht mit der Lage 
im Jahre 1967 zu vergleichen. Er spielte 
damit auf das Ultimatum des damaligen 
ägyptischen Staatschefs Nasser an, der vor 
dem Sechstagekrieg der UNO-Friedens-
truppe im Nahen Osten ein Abzugsdatum 
gestellt hatte. Nahost-Beobachter in den 
Vereinten Nationen interpretierten die 
ägyptische Note als einen Versuch Kairos, 
die USA dazu zu bewegen, Druck auf ls-
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rael auszuüben, um so einen baldigen er­
folgreichen Abschluß der inzwischen wie­
der in Gang gekommenen Bemühungen 
Kissingers um ein zweites Sinai-Abkom­
men erwirken zu können. 

VI. In der Nacht zum 22. Juli, also drei 
Tage vor Ablauf des UNEF-Mandats, rich­
tete der Sicherheitsrat einen dringlichen 
Appell an den ägyptischen Staatspräsiden­
ten Sadat, seinen Widerstand gegen eine 
Mandatsverlängerung aufzugeben. Der Rat 
war erst zusammengetreten, als er von 
Kairo die Gewißheit erlangt hatte, daß die 
ägyptische Regierung positiv auf einen 
derartigen Aufruf reagieren würde. Diese 
positive Antwort Sadats traf am 23. Juli 
vormittags in New York ein. Am 24. Juli, 
knapp sechs Stunden vor Ablauf des Man­
dats, beschloß der Sicherheitsrat, die Sta­
tionierung der UNEF-Soldaten bis zum 24. 
Oktober 1975 zu verlängern. Mehr als drei 
Monate hatte Kairo nicht akzeptieren wol­
len. Der israelische UNO-Delegierte Doron 
kommentierte in der Ratsdebatte das ägyp­
tische Manöver mit den Worten, die perio­
dische Verlängerung des Mandats der 
UNO-Soldaten auf der Sinai-Halbinsel soll­
te nicht von den Launen einer Partei des 
Truppenentflechtungsabkommens abhän­
gen, und der Sicherheitsrat dürfe sich sei­
ne Maßnahmen nicht diktieren lassen. 
Ägyptens Botschafter Meguid warnte da­
gegen, seine Regierung werde es nicht zu­
lassen, daß die Sinai-Friedenstruppe von 
Israel als ein Mittel benutzt werde, die 
illegale Besetzung ägyptischen Territoriums 
fortzusetzen. 

VII. Aus dem Arsenal der politischen 
Druckmittel des Nahost-Konflikts gewann 
in diesem Jahr aber nicht nur die Frage 
der Mandatsverlängerung der Friedens­
truppen, sondern auch die Möglichkeit des 
UNO-Ausschlusses Israels oder zumindest 
der Suspendierung der israelischen Mit­
gliedschaft an Brisanz. Forderungen, Isra­
el wegen Nichterfüllung von Nahost-Re­
solutionen der Vereinten Nationen aus der 
Weltorganisation auszuschließen, hatte es 
auch in den vergangenen Jahren mehrfach 
gegeben. Da aber jedermann wußte, daß 
die Mitgliedschaft eines Staates laut UNO-
Charta nur »auf Empfehlung des Sicher­
heitsrats« suspendiert oder aufgehoben 
werden darf, hatten solche Forderungen 
mehr rhetorischen als realen Wert. 
Der entscheidende Wendepunkt trat ein, 
als die Generalversammlung des Jahres 
1974 den westlichen Staaten bewies, daß 
sie diese Vorschrift wirksam zu umgehen 
weiß. Südafrikas UNO-Diplomaten wurden 
gegen starke Bedenken und Einsprüche 
westlicher Länder gewissermaßen durch 
einen Geschäftsordnungstrick von der Mit­
arbeit in UNO-Gremien ausgeschlossen. 
Auf Vorschlag ihres Präsidenten Boute-
flika beschloß die Generalversammlung, 
die Beglaubigungsschreiben der UNO-De-
legierten Prätorias als nicht repräsentativ 
für die gesamte südafrikanische Bevölke­
rung zurückzuweisen. Damit war ihnen die 
Teilnahme an Plenar- und Ausschußsitzun­
gen verwehrt. Syrien beantragte auf einer 
Sitzung des Koordinierungsbüros der 
Gruppe der blockfreien Staaten im Früh­
jahr 1975 in Havanna, mit Israel ähnlich 
zu verfahren. Das Büro wich einer Ent­

scheidung aus und überwies den Antrag 
an die Außenministerkonferenz der Block­
freien Staaten, die für August in Lima (Pe­
ru) geplant war. Noch vor dem Treffen in 
Lima forderte die Islamische Konferenz in 
Dschidda den UNO-Ausschuß Israels, aber 
schon auf der Gipfelkonferenz der Organi­
sation für Afrikanische Einheit in Kampala 
setzten sich im Juli die Gemäßigten durch. 
Die Außenministerkonferenz der Block­
freien Staaten in Lima rief — ähnlich wie 
die OAU-Konferenz in Kampala — den Si­
cherheitsrat auf, alle notwendigen Maß­
nahmen zu ergreifen, um Israel zur Erfül­
lung der Nahost-Resolutionen der Verein­
ten Nationen zu zwingen. Die Blockfreien 
Staaten sahen aber davon ab, die Aufhe­
bung oder Suspendierung der israelischen 
Mitgliedschaft zu fordern. 
Angesichts des Zustandekommens des 
zweiten Sinai-Abkommens und der schar­
fen amerikanischen Reaktion auf die ara­
bischen Forderungen nach einem UNO-
Ausschluß Israels scheint das Problem für 
die diesjährige Generalversammlung zu­
nächst entschärft. Aber damit ist es nicht 
gänzlich vom Tisch. Auch die amerikani­
sche Regierung hat sich inzwischen zu der 
Ansicht durchgerungen, daß das zweite 
Sinai-Abkommen nur einen Schritt in Rich­
tung auf eine umfassende Friedenslösung 
für den Nahen Osten darstellt. Sollten in 
absehbarer Zeit weitere Schritte ausblei­
ben, dann dürfte das arabische Lager bald 
wieder auf die Druckmittel Mandatsver­
längerung und UNO-Ausschluß zurückgrei­
fen. 

VIII. Zur Vollständigkeit noch einige mit 
dem Nahost-Konflikt in Zusammenhang 
stehende Randgeschehnisse der Vereinten 
Nationen: Waldheim unternahm im Febru­
ar eine mehrtägige Nahost-Reise in sechs 
arabische Länder. In Saudiarabien wurde 
er von König Faisal empfangen. — Der 
UNO-Sonderausschuß zur Erforschung is­
raelischer Menschenrechtspraktiken in den 
israelisch besetzten arabischen Gebieten 
veranstaltete vom 11. bis 14. März in Genf 
ein öffentliches Hearing, bei dem sechs 
Personen, alles Araber, den israelischen 
Besatzungsbehörden schwere Verstöße ge­
gen die Menschenrechte, Folterungen und 
Zwangsausweisungen vorwarfen. — Israel 
setzte auch 1975 seine militärischen Über­
fälle auf libanesische Gebiete fort, und 
Beirut reagierte auf jeden Überfall mit ei­
ner Beschwerdenote an den Sicherheits­
rat, wenngleich es von der Einberufung des 
Rates absah. Israel ließ keine dieser No­
ten unbeantwortet. Es versuchte, seine 
militärischen Aktionen mit dem Argument 
zu begründen, Libanon dulde auf seinem 
Territorium nach wie vor die Tätigkeit anti­
israelischer Terroristen und habe sich da­
her die Folgen dieser Haltung selbst zuzu­
schreiben. 

IX. Das zweite Sinai-Abkommen, das am 
4. September 1975 unterzeichnet wurde, 
hat durchaus nicht alle Nahost-Staaten zu 
einem Burgfrieden eingeschworen. Das 
zeigte die Abschlußsitzung der 7. Sonder­
generalversammlung über Probleme der 
Zusammenarbeit von Industrie- und Ent­
wicklungsländern. Der syrische Delegierte 
Allaf erklärte in einer Votumserläuterung, 
Israel habe gewaltsam ausländisches Ter­

ritorium okkupiert und verhalte sich so, 
daß seine Zugehörigkeit zu den Verein­
ten Nationen nicht in Frage komme. Das 
»zionistische Regime«, so erklärte der Sy­
rer, erkenne die UNO-Charta nicht an »und 
sollte daher aus der Generalversammlung 
vertrieben werden«. 
Ansonsten war auf der 7.Sondergeneral-
versammlung das Nahost-Problem weitge­
hend in den Hintergrund getreten. Der neue 
israelische UNO-Beschafter, Herzog, schlug 
einen versöhnlichen Ton an, als er in der 
Generaldebatte anbot, die israelischen 
Forschungs- und Entwicklungsergebnisse 
im Bereich der Entwässerung, Weizenpro­
duktion und Sonnenenergie mit den ara­
bischen Staaten zu teilen. 
Die Beglaubigungsschreiben Israels wur­
den auf der Sondergeneralversammlung 
nur ein einziges Mal angezweifelt, und 
zwar nur in der Votumserklärung des sy­
rischen Delegierten Allaf auf der Abschluß-
Sitzung. Den Staaten der Dritten Welt ging 
es bei der Sondergeneralversammlung viel 
zu sehr um Fortschritte in der Zusammen­
arbeit von Entwicklungs- und Industrie­
staaten, als daß sie geduldet hätten, das 
Nahost-Problem zu einem zentralen Thema 
der Sondergeneralversammlung werden zu 
lassen. Der Abschluß des neuen Sinai-Ab­
kommens gab ihnen außerdem eine Recht­
fertigung für diese Haltung. 
Die Detailberatungen über die Ausführung 
des neuen Sinai-Abkommens zwischen 
Ägypten und Israel haben am 9. Septem­
ber unter Leitung des finnischen Oberkom­
mandierenden der Nahost-Friedenstruppen, 
General Ensio Siilasvuo, in Genf begonnen. 
Die Verhandlungen im Rahmen der mili­
tärischen Arbeitsgruppe der Genfer Nah­
ost-Konferenz sollen mit der Fertigstellung 
eines Protokolls enden, in dem unter an­
derem der genaue Ablauf der Übergabe 
der ölfelder von Abu Rudeis an Ägypten 
sowie die Verlegung der Truppen zu den 
neuen Linien geregelt wird. Erst mit Un­
terzeichnung des Protokolls tritt das ge­
samte Abkommen in Kraft. 
UNO-Generalsekretär Waldheim war am 
S.September von Außenminister Kissinger 
über das neue Sinai-Abkommen informiert 
worden. Nach einem Gespräch mit Wald­
heim äußerte sich Kissinger vor UNO-Kor-
respondenten optimistisch über die Mög­
lichkeit, mit der Sowjetunion zu einer Ver­
ständigung über die Erfüllung des Abkom­
mens zu gelangen. Vertreter der Sowjet­
union waren am 4. September der Unter­
zeichnung des Abkommens in Genf fern­
geblieben, was die USA veranlaßte, auch 
ihre Teilnahme abzusagen. Die Sowjet­
union gab offiziell keine Begründung für 
ihr Fernbleiben. Inoffiziell verlautete jedoch 
in UNO-Kreisen, Moskau sei verstimmt, 
weil es an den Verhandlungen über die 
Vereinbarung nicht beteiligt war und weil 
es die vorgesehene Stationierung ameri­
kanischer Techniker auf der Sinai-Halbinsel 
ablehne. Technische Einzelheiten des Si­
nai-Abkommens, zum Beispiel die vor­
aussichtlich notwendige Verstärkung von 
UNEF, müssen noch im Sicherheitsrat be­
raten werden. PWF 

Nahost: Änderung In der militärischen Führung 
der Vereinten Nationen (59) 

Generalleutnant Ensio Siilasvuo, Finnland, 
ist von Generalsekretär Waldheim mit Zu-
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Stimmung des Sicherheitsrats (China und 
Irak enthielten sich einer Stellungnahme, 
wie sie es in allen UN-militärischen An­
gelegenheiten des Nahen Ostens tun) zum 
Chefkoordinator der drei militärischen 
Organisationen der Vereinten Nationen im 
Nahen Osten mit Wirkung vom 20.August 
1975 ernannt worden (UN-Doc.A/11808). 
Diese Organisationen sind: Die Waffen­
stillstandsüberwachungsorganisation (Unit­
ed Nations Truce Supervision Organisa­
tion, UNTSO), die Friedenstruppe der Ver­
einten Nationen auf dem Sinai (United 
Nations Emergency Force, UNEF) und die 
Truppe der Vereinten Nationen zur Beob­
achtung des Entflechtungsabkommens auf 
den Golanhöhen (United Nations Disenga­
gement Observer Force, UNDOF). Siilas-
vuo war bisher Chef von UNEF; als sol­
cher leitete er am berühmten Kilometer­
stein 101 der Straße Kairo—Suez die Un­
terzeichnung des ersten Sinai-Abkommens 
zwischen Israel und Ägypten nach dem 
Oktoberkrieg 1973. Sein Nachfolger in der 
Führung der UNEF wird Generalmajor 
Bengt Liljestrand (Schweden), bisheriger 
Stabschef der UNTSO, dessen Funktionen 
gegenwärtig Oberst Patrick Hogan ausübt. 
Generalmajor Hannes Philipp ist erst 
kürzlich zum Chef von UNDOF ernannt 
worden. — Siilasvuo, der außer seinem 
früheren Posten als UNEF-Kommandeur 
schon gewisse leitende Funktionen bei der 
Militärischen Arbeitsgruppe der Genfer 
Friedenskonferenz für den Nahen Osten 
gehabt hatte, behält diese Aufgabe bei, 
und er ist weiter verantwortlich für die Ver­
bindung zu allen Parteien in Angelegen­
heiten, die die friedenssichernden Opera­
tionen der Vereinten Nationen im Nahen 
Osten betreffen. — Der Umorganisation 
der militärischen Spitze der UNO-Kontin-
gente und den Personalveränderungen lie­
gen Überlegungen des UN-Generalsekre­
tärs nach größerer Geschlossenheit und 
besserer Koordination zugrunde. UNTSO, 
UNEF und UNDOF sind hinsichtlich ihres 
Ursprungs und ihrer Aufgaben verschie­
den. So ist UNTSO bereits nach dem er­
sten Israelisch-Arabischen Krieg 1948/49 
eingesetzt worden. Es sei nach Auffassung 
des Generalsekretärs unzweckmäßig, die 
drei Organisationen zusammenzulegen, je­
doch bringe es allen beteiligten Ländern, 
einschließlich solchen, die Truppen stellen, 
und den Vereinten Nationen Vorteile, wenn 
ein höherer Grad von Koordinierung zwi­
schen den drei militärischen Organisatio­
nen der Vereinten Nationen erreicht werde, 
mindestens auf dem Gebiet der militäri­
schen Verwaltung, des Nachschubwesens 
und der Logistik. Siilasvuo wird für einen 
kleinen Stab die vorhandenen Einrichtun­
gen, Nachrichtenverbindungen und Unter­
bringungsmöglichkeiten der UNTSO in Je­
rusalem voll benutzen können. Red 

Kernwaffenfreie Zone Südpazifik (60) 

Fidschi und Neuseeland haben am 15.Au- 
gust1975 den Antrag gestellt, der 30.Ge­
neralversammlung den Tagesordnungs­
punkt kernwaffenfreie Zone Südpazifik< 
vorzulegen (UN-Doc.A/10192). In dem er­
läuternden Memorandum weisen die An­
tragsteller auf das bisher unbefriedigende 
Ergebnis hin, einen weltweiter, und tota­
len Stopp aller Kernwaffenversuche zu er­
reichen, die Weitergabe von Kernwaffen zu 

verhindern, Tests zu friedlichen Zwecken 
nur unter strenger internationaler Kon­
trolle vorzunehmen und ganz allgemein 
das atomare Wettrüsten zu beenden. Es 
sei deshalb sinnvoll und nötig, wenigstens 
weitere regionale Vereinbarungen mit der 
gleichen Zielsetzung zu treffen. Vorbilder 
für diese Absicht seien der Antarktis-Ver­
trag, demzufolge die Antarktis nur noch 
friedlichen Zwecken offenstehe, und der 
Vertrag von Tlatelolco, der ein ähnliches 
Ziel für Lateinamerika anstrebe und die­
sem Ziel bedeutend näher gekommen sei. 
Auch seien von der Generalversammlung 
für andere Weltregionen Empfehlungen, 
kernwaffenfreie Zonen zu schaffen, ausge­
sprochen worden. Auch UN-Generalsekre­
tär Waldheim habe in der Einleitung zu 
seinem diesjährigen Tätigkeitsbericht (UN-
Doc.A/10001/Add.1) die Bedeutung von 
kernwaffenfreien Zonen als Mittel hervor­
gehoben, die Sicherheit von Regionen zu 
verbesserp. Die Regierungschefs der im 
Südsee-Forum vertretenen unabhängigen 
und sich selbst regierenden Länder (Au­
stralien, Neuseeland, Tonga, Nauru, Fid­
schi, Cook-Inseln, Niue, Papua-Neuguinea, 
West-Samoa) hätten auf ihrer 6.Tagung 
am 3.Juli 1975 die Annahme einer Ent­
schließung durch die Generalversammlung 
über die Errichtung einer kernwaffenfreien 
Zone im Südpazifik empfohlen. — Bereits 
auf einer früheren Tagung hat sich das 
Forum mit den französischen Kernwaffen­
tests im Pazifik befaßt, deren radioaktiver 
Ausfall Länder der Region betroffen habe. 

Red 

Wirtschaft und Entwicklung 

7. Sondergeneralversammlung: Probleme der Zu­
sammenarbeit von Industrie- und Entwicklungs­
ländern (61) 

Die 7.Sondergeneralversammlung der Ver­
einten Nationen über Probleme der Zusam­
menarbeit von Industrie- und Entwicklungs­
ländern stellt einen Wendepunkt in den 
Beziehungen der beiden Gruppen dar: Die 
Tagung, die vom 1. bis 16.September 1975 
im New Yorker UNO-Hauptquartier statt­
fand, löste die Phase der Konfrontation, 
die vor allem die 6.Sondergeneralversamm-
lung vom April 1974 geprägt hatte, durch 
einen versachlichten Dialog ab. 

I. In der Sache einigten sich beide Grup­
pen auf einen Kompromiß. Das Prinzip der 
Marktwirtschaft bleibt in der Abschlußreso­
lution im Grundsatz unangetastet. Die Ent­
wicklungsländer schwächten ihre Hauptfor­
derungen beträchtlich ab, gaben ihre 
Grundsätze aber nicht auf. Das Ergebnis 
der 7.Sondergeneralversammlung liegt da­
mit nicht in einer Neuen Weltwirtschafts­
ordnung, wie sie von den Entwicklungs­
ländern gefordert wird, sondern eher in 
einem Zugeständnis der westlichen Indu­
strieländer, die >Armen< für die Mängel des 
bestehenden Systems zu kompensieren. 
Das ändert nichts an der Bedeutung des 
Resolutionspakets, das selbst ein Vertreter 
des linken Flügels der Entwicklungsländer, 
Algeriens Außenminister und Präsident der 
Sondergeneralversammlung, Bouteflika, als 
einen »Meilenstein progressiver Ideen« 
charakterisierte. Die westlichen Industrie­
länder verstehen das Ergebnis der Sonder­
vollversammlung als eine >Reform< ihrer 
Beziehungen zu den Entwicklungsländern, 

nicht als einen revolutionären Wandel des 
bestehenden Systems. Diese Auffassung 
wurde von der amerikanischen Delegation 
klar unterstrichen, als der US-Delegierte 
Meyrson nach der Verabschiedung des 
Resolutionswerks durch den Ad-hoc-Aus­
schuß der Sondergeneralversammlung er­
klärte, die USA akzeptierten keinerlei Im­
plikation, nach der die Welt im Begriff sei, 
auf eine »Neue Internationale Wirtschafts­
ordnung« überzugehen. 

II. Wenn im Zusammenhang mit der 7. Son­
dergeneralversammlung fast ausschließlich 
nur von Entwicklungsländern oder West­
lichen Industriestaaten die Rede ist, so 
hat das gute Gründe. Die sozialistischen 
Staaten des Comecon-Blocks haben auf 
der Sondergeneralversammlung eine ge­
wisse Abseitsstellung bezogen. Der tsche­
choslowakische UNO-Botschafter Smid gab 
dies indirekt zu, als er am Abschlußtag 
der Versammlung erklärte, die »ungünstige 
Lage« der Entwicklungsländer rühre vom 
Kolonialsystem her und sei durch den 
Neokolonialismus konserviert und ver­
schlimmert worden. Aus diesen Gründen 
könnten die sozialistischen Staaten nicht 
in gleichem Maße Verantwortung für die 
Lage der Entwicklungsländer akzeptieren. 
Der tschechoslowakische Botschafter sprach 
ausdrücklich im Namen der Comecon-Län-
der. (Bundesaußenminister Hans-Dietrich 
Genscher hatte am 2. September in seiner 
Ansprache vor der Sondergeneralversamm­
lung darauf hingewiesen, daß von den ge­
samten Exporten der Entwicklungsländer 
nicht weniger als 75 vH ausschließlich von 
den OECD-Ländern absorbiert werden. 20 
vH verbleiben als Binnenaustausch zwi­
schen den Entwicklungsländern, und ledig­
lich 5 vH wandern in die Staatshandelslän­
der.) 

So erklärt sich, daß die sozialistischen 
Staaten bei den Verhandlungen im Rah­
men der Sondergeneralversammlung eher 
die Rolle passiver Zuschauer spielten. Die 
Verhandlungen selbst wurden vom Bot­
schafter der Bundesrepublik Deutschland, 
von Wechmar, als »hart aber sachlich« be­
zeichnet. Daß sie nicht ohne Schwierigkei­
ten über die Bühne gingen, illustriert allein 
die Tatsache, daß die Sondergeneralver­
sammlung nicht wie vorgesehen am ^ .Sep­
tember beendet werden konnte. Sie mußte 
zweimal verlängert werden und endete 
schließlich nach nächtelangen Verhand­
lungsrunden erst am 16.September, wenige 
Stunden vor Beginn der 30.Ordentlichen 
Generalversammlung. 

III. Das abschließende Resolutionswerk 
wurde im Konsensusverfahren ohne förm­
liche Abstimmung verabschiedet. Es gab 
von seiten einiger westlicher Delegationen 
Einwände gegen einige Forderungen, aber 
nicht die massive Fülle westlicher >Disclai-
mer<, die den Konsensus der 6.Sonderge-
neralversammlung so fragwürdig erschie­
nen ließen. Das Ergebnis der 7.Sonderge-
neralversammlung basiert zweifellos auf 
einer Synthese verschiedener Ausgangs­
positionen, und der Konsensus trägt seinen 
Namen zu recht. 
Die Abschlußresolution 3362(S-VII) berührt 
alle sieben Hauptthemen der Sondergene­
ralversammlung, die wiederum das Gene­
ralthema Entwicklung und wirtschaftliche 
Zusammenarbeit zum Inhalt hatte: 
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1. Internationaler Handel, 
2. Transfer von Resourcen zur Entwick­

lungsfinanzierung sowie internationale 
Währungsreform, 

3. Wissenschaft und Technologie, 
4. Industrialisierung, 
5. Ernährung und Landwirtschaft, 
6. Zusammenarbeit zwischen Entwicklungs­

ländern, 
7. Umstrukturierung der wirtschaftlichen und 

sozialen Sektoren des UNO-Systems. 

Im Handelsbereich enthält die Abschluß­
resolution Vorschläge zur Expansion und 
Diversifizierung des Handels der Entwick­
lungsländer sowie zur Verbesserung ihrer 
Terms of Trade im Handel mit den Indu­
strieländern. Die Entschließung fordert eine 
weitere Prüfung von Mitteln und Wegen zur 
Erhaltung der Kaufkraft der Entwicklungs­
länder, einschließlich Maßnahmen der 
Preisindexierung, das heißt: Bindung der 
Exportpreise der Entwicklungsländer an die 
Preise für ihre Einfuhren aus den entwik-
kelten Ländern. In der Frage der Index­
bindung hatten die in der Gruppe 77 zu­
sammengeschlossenen Entwicklungsländer 
ihre Forderungen auf Druck der westlichen 
Industrieländer, die Maßnahmen der Preis­
indexierung als unvereinbar mit dem 
freien Marktsystem ansehen, erheblich ab­
geschwächt. Im Grundsatz bleibt die For­
derung der Entwicklungsländer aber wei­
terhin bestehen und dürfte spätestens auf 
UNCTAD IV im Mai 1976 in Nairobi eine 
zentrale Rolle spielen. Die Industrieländer 
werden in der Entschließung aufgefordert, 
wirksame Schritte zu unternehmen, um ihre 
Märkte den Waren der Entwicklungsländer 
zu öffnen. Gleichzeitig wird eine Verbes­
serung des Präferenzsystems für die Pro­
dukte der Dritten Welt gefordert. Unter den 
Vertretern der westlichen Industriestaaten 
war es vor allem Bundesaußenminister 
Genscher, der den Entwicklungsländern 
Maßnahmen zur weiteren Öffnung der In­
dustrieländermärkte angeboten hatte. 
Zum Thema Entwicklungsfinanzierung heißt 
es in der Entschließung, die entwickelten 
Länder »beschließen als gemeinsames 
Ziel« einen Anstieg ihrer offiziellen Ent­
wicklungshilfe, und zwar im Hinblick auf 
eine Verwirklichung der von der General­
versammlung im Jahre 1970 formulierten 
Ziele für das Ende dieses Jahrzehnts. Aus­
drücklich erwähnt wird in diesem Zusam­
menhang das Ziel, eine Entwicklungshilfe­
leistung in Höhe von 0,7 Prozent des Brut­
tosozialprodukts der Geberländer zu er­
reichen. Die amerikanische Delegation be­
tonte in einer Votumserklärung, sie könne 
sich auf diese Richtzahl (die eine Verdrei­
fachung der amerikanischen Entwicklungs­
hilfe bedeuten würde) nicht verpflichten. 
Im Namen Irlands und Luxemburgs erklär­
te der italienische UNO-Botschafter als 
Sprecher der Europäischen Gemeinschaft, 
die beiden Regierungen sähen sich derzeit 
außerstande, über ihre gegenwärtigen Ent­
wicklungshilfeverpflichtungen hinauszuge­
hen. 

Im monatären Bereich wird in der Ent­
schließung eine Reduzierung der Rolle der 
nationalen Währungen befürwortet. Gleich­
zeitig wird für die Sonderziehungsrechte 
eine zentrale Rolle im internationalen Wäh­
rungssystem gefordert. 
Weitere Entscheidungen: Die Sondergene­

ralversammlung beschloß die Gründung 
eines Ad-hoc-Ausschusses, der die Um­
strukturierung der wirtschaftlichen und so­
zialen Sektoren des UNO-Systems unter­
suchen soll. Der Ausschuß soll der Gene­
ralversammlung des Jahres 1976 Bericht 
erstatten. Die Sondergeneralversammlung 
befürwortete schließlich auch die Umwand­
lung der Organisation der Vereinten Na­
tionen für industrielle Entwicklung (United 
Nations Industrial Development Organiza­
tion, UNIDO) in eine Sonderorganisation 
und stimmte einem Vorschlag zu, 1978 oder 
1979 eine UNO-Konferenz über Wissen­
schaft und Technologie einzuberufen. 

IV. Die Abschlußresolution muß jetzt zu­
nächst einmal von Regierungsfachleuten 
auf Tragweite und Auswirkungen abge­
klopft werden. Sie enthält — niemand hat 
das anders erwartet — keine Bargeldver­
pflichtungen, sie stellt aber ein Verspre­
chen der westlichen Industrieländer dar, 
das wirtschaftliche Ungleichgewicht zwi­
schen ihnen und der Dritten Welt abbauen 
zu helfen. Dieses Versprechen soll in den 
nächsten Monaten und Jahren in den zu­
ständigen Gremien eingelöst werden: beim 
sogenannten Pariser Dialog, der Konferenz 
von Produzenten und Verbrauchern, im 
Rahmen von UNCTAD IV, im Weltwäh­
rungsfonds, in der Weltbank und in an­
deren Gremien. 
Die Mehrzahl der Sprecher der Entwick­
lungsländer hat auf der Sondergeneralver­
sammlung zu verstehen gegeben, daß die 
Dritte Welt eine Umstrukturierung des der­
zeitigen Weltwirtschaftssystems nicht im 
Rahmen einer Sondergeneralversammlung 
erwartet, sondern daß sie mit einem län­
geren Verhandlungsprozeß rechnet. Allein 
dieses Eingeständnis trug maßgeblich zu 
einer Versachlichung des Klimas auf der 
New Yorker Sondergeneralversammlung 
bei. Kein Redner versäumte es, auf diesen 
Klimawechsel hinzuweisen. Generalsekre­
tär Waldheim sprach in einer Abschluß-
erklärung von einem »Gesinnungswandel« 
und von einer »Bereitschaft, ernsthaft zu 
verhandeln«. Der Präsident der 30.Gene-
ralversammlung, Luxemburgs Ministerprä­
sident Gaston Thorn, griff diesen Faden 
auf, als er auf das »konstruktive Klima« der 
Sondergeneralversammlung hinwies und 
die Auffassung vertrat, die Verhandlungen 
stellten einen »Triumpf für den Geist der 
Konzilianz und der internationalen Zusam­
menarbeit« dar. 

V. Am Zustandekommen des konstruktiven 
Klimas waren die Staaten der Europäi­
schen Gemeinschaft in maßgeblicher, wenn 
nicht gar entscheidender Weise beteiligt. 
Sie legten der Dritten Welt ein Kompen­
dium detaillierter und konstruktiver Vor­
schläge vor, die in wichtigen Punkten ihren 
Niederschlag in der Abschlußresolution 
fanden. Und — das ist weltpolitisch viel­
leicht am bedeutsamsten — sie sprachen 
erstmals vor dem UNO-Forum mit einer 
Stimme. 
Tatsächlich trat während der Sondergene­
ralversammlung für die EG nach außen hin 
nur ein Einziger als Sprecher und Verhand­
lungspartner auf: Italiens UNO-Botschafter 
Vinci, dessen Land im zweiten Halbjahr 
1975 den Vorsitz im EG-Ministerrat führt. 
Diese Tatsache wurde den Vereinten Na­
tionen, wo die politischen Blöcke eine zu­

nehmende Rolle spielen, mit größter Auf­
merksamkeit registriert. Die unmittelbar 
Betroffenen wunderten sich selbst noch ein 
wenig über die ungewohnte Demonstra­
tion der Einigkeit. »Wenn mir einer vor 
18 Monaten gesagt hätte, daß die britische 
Regierung hier zwei Wochen lang den ita­
lienischen Botschafter für sich reden lassen 
würde — den Mann hätte ich für verrückt 
erklärt«, gestand der britische Chefdele­
gierte Botschafter Richard einem Korre­
spondenten der Deutschen Presse-Agen­
tur. Botschafter von Wechmar wertete die 
»ungewöhnliche und bisher unerreichte Ge­
schlossenheit der EG« als »das heraus-
ragendste Ereignis« der 7.Sondergeneral-
versammlung. PWF 

Internationale Finanzinstitute und Entwlcklungs-
flnanzlerungslnstltute: Jahresberichte und Jahres­
tagungen (62) 

I. Jahresberichte: Die weltweite Wirtschafts­
krise der Jahre 1974 und 1975 spiegelt sich 
in den Jahresberichten des Internationalen 
Währungsfonds (IMF), der Weltbank (IBRD) 
und der Internationalen Finanz-Corporation 
(IFC). Die Weltbank befürchtet, daß sich 
die Einkommen der einen Milliarde Men­
schen in den ärmsten Entwicklungsländern 
in den verbleibenden Jahren dieses Jahr­
zehnts um weniger als 1 vH jährlich erhö­
hen werden. Vermutlich sei eine Zuwachs­
rate von 6 vH erforderlich, um der Armut 
Herr werden zu können. Die dazu notwen­
digen Kapitalzuflüsse (0,81 vH des Brutto­
sozialprodukts der Industriestaaten zu wei­
chen Bedingungen; 1974: ca. 0,35 vH; Prog­
nose für 1980: 0,24 vH) seien voraussicht­
lich unerreichbar; die Wachstumsaussich­
ten der Entwicklungsländer müßten durch 
Steigerung der Exporterlöse aufgrund han­
delspolitischer Maßnahmen verbessert wer­
den, wobei den meisten Entwicklungslän­
dern wegen der geringen Diversifizierung 
ihrer Volkswirtschaften damit allein noch 
nicht gedient sei. Auch die Internationale 
Finanz-Corporation klagt über die Folgen 
der Rezession, welche Produktionsein­
schränkungen in der Exportindustrie der 
Entwicklungsländer hervorgerufen habe. 
Der Engpaß am internationalen Kapital­
markt habe zu einem Ausfall von Mitteln 
für die Finanzierung von Entwicklungspro­
jekten geführt, der durch inflationsbedingte 
Überschreitungen der Kostenansätze ver­
schlimmert worden sei. Der Internationale 
Währungsfonds beziffert die Weltinflation 
des Jahres 1974 mit 35 vH bis 40 vH. Die 
monetären Reservebestände hätten dem­
gegenüber nominal nur um 18 vH zuge­
nommen. Mit einem Liquiditätsmangel sei 
dessenungeachtet nicht zu rechnen, da vie­
le Länder ihre Zahlungsbilanzdefizite unter 
Schonung ihrer Reserven im Wege der 
Kreditaufnahme finanzierten und da das 
allgemeine Schwanken der Wechselkurse 
das Bedürfnis nach Reserven deswegen 
vermindere, weil diese in geringerem Maße 
als früher zur Stützung schwacher Wäh­
rungen eingesetzt zu werden brauchten. 
Dem Floating widmen die Exekutivdirekto­
ren einen wesentlichen Abschnitt ihres Be­
richts. Sie meinen, es habe der Weltwirt­
schaft gestattet, auf schwierige Situationen 
flexibel zu reagieren. 

II. Jahrestagung der Bretton Woods-Institu­
te: Als Fazit sei vorweggenommen, daß 
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der IMF auf seiner Jahrestagung (1.—5.9. 
1975 in Washington) an monetärer Bedeu­
tung weiter verloren und sich der Stel­
lung eines Entwicklungsfinanzierungsinsti-
tuts weiter angenähert hat. — Auf monetä­
rem Gebiet hat in der Wechselkursfrage 
keine Einigung erzielt werden können. Un­
verändert stehen sich die Befürworter ei­
ner Festschreibung des De facto-Systems 
frei schwankender Kurse, an ihrer Spitze 
die Vereinigten Staaten, sowie die von 
Frankreich angeführten Verfechter einer 
Rückkehr zu dem im IMF-Statut vorgesehe­
nen System fester Wechselkurse gegen­
über. Eine Einigung wird von der näch­
sten Tagung des Interimsausschusses (Ja­
nuar 1976 in Jamaica) erhofft. Im übrigen 
sind im Rahmen der 30. Jahrestagung etli­
che Entscheidungen gefallen, deren Durch­
führung aber aufgrund amerikanischen 
Vorbehalts von einer Übereinkunft in der 
Wechselkursfrage abhängt: 
a) Quotenerhöhung und -Umverteilung: Die 
Gesamtkapitalquote soll künftig 39 Mrd. 
SZR betragen (+32,5vH). Der Anteil der 
OPEC-Länder nimmt von ca. 5 vH auf ca. 
10 vH zu, der der Industriestaaten fällt auf 
58,75 vH (— 4,16 vH). Die USA werden nur 
noch über 20 vH der Stimmen verfügen; das 
Quorum für Grundsatzentscheidungen wird 
zugleich von 80 vH auf 85 vH ansteigen. 
b) Währungsgold: Das Prinzip eines offi­
ziellen Goldpreises und alle Goldverpflich­
tungen sollen aus den Statuten gestrichen 
werden. Das Gold würde damit juristisch 
demonetisiert (wenn man davon absieht, 
daß die Mitgliedsländer mit 85 vH der 
Stimmen beschließen dürfen sollen, daß 
ein Teil der Einlagen in Gold geleistet wer­
den kann). Die Notenbanken könnten Gold 
fortan zum Marktpreis frei kaufen und ver­
kaufen. Da dies jedoch den amerikani­
schen Wünschen zuwiderliefe, sind die Mit­
glieder des sog. Zehnerclubs unter Auf­
nahme eines Kompromißvorschlags der 
EG-Länder übereingekommen, daß 1. die 
Transaktionen keinen neuen festen Gold­
preis herbeiführen dürfen, 2. der Goldbe­
stand des IMF und der Länder des Zehner­
clubs während einer Übergangsperiode von 
einstweilen zwei Jahren insgesamt nicht 
zunehmen darf (was Verschiebungen un­
tereinander und Verkäufen an Dritte nicht 
entgegensteht). — Das Gentlemen's Agree­
ment, das den Beitritt weiterer Partner 
zuläßt (Brasilien und Mexico haben bereits 
Interesse bekundet), läßt nicht klar erken­
nen, ob Verkäufe an Außenstehende durch 
Ankäufe bei solchen kompensiert werden 
dürfen. Gegen die erste Bedingung ist ein­
gewendet worden, sie sei praxisfern, weil 
die Zentralbanken spekulationsbegünsti-
genden Preisungewißheiten abhold seien. 
Das Gold werde weiter eine monetäre Rol­
le spielen können, wenn auch unter Aus­
schaltung des IMF. — Der Interimsaus­
schuß hat des weiteren beschlossen, daß 
ein Drittel des IMF-Goldes verkauft werden 
solle. Auch hier galt es, zwischen dem 
amerikanischen Wunsch — Verkauf auf 
dem freien Markt — und der von Frank­
reich bevorzugten Lösung — quotenmäßi­
ge Rückerstattung des gesamten Goldes 
an die Mitgliedsstaaten zum offiziellen 
Preis — zu vermitteln. Der Ausschuß hat 
den von der EG formulierten Kompromiß­
vorschlag aufgegriffen: Der IMF behält vor­

erst zwei Drittel seines Bestandes von der­
zeit 150 Mio. Feinunzen. Von dem Rest 
wird die Hälfte unter quotenmäßiger Auf­
teilung an die Mitglieder zum offiziellen 
Preis (42,22 Dollar für eine Unze Feingold) 
zurückerstattet, während die andere Hälfte 
(also 25 Mio. Unzen) auf dem freien Markt 
angeboten werden soll. 
c) Treuhandfonds: Der bei dem Goldver­
kauf erzielte Gewinn soll in einen Treu­
handfonds für die ärmsten Entwicklungs­
länder fließen, dessen Gründung im Rah­
men des IMF für Anfang 1976 vorgesehen 
ist. Vermutlich ist es dieser Fonds selber, 
der den Verkauf vornehmen wird, welcher 
sich zwar mit dem geltenden IMF-Statut 
nicht vereinbaren läßt, jedoch nicht bis zur 
Statutenänderung verzögert werden soll. 
Als Ausweg aus dem juristischen Dilemma 
wird folgendes Verfahren erwogen: Der IMF 
überträgt das Gold zum offiziellen Preis an 
Zentralbanken; diese leiten es, wiederum 
zum offiziellen Preis, an den Treuhand­
fonds weiter; der Fonds, der durch das 
Bretton Woods-Abkommen nicht gebunden 
ist, bietet es sodann auf dem freien Markt 
an. Bei einem angenommenen Verkaufs­
preis von 150 Dollar je Unze betrüge der 
Überschuß ca. 2,7 Mrd. Dollar (etwa 2 Mrd. 
SZR). Wie behutsam der IMF wird vorge­
hen müssen, wurde deutlich, als der inter­
nationale Goldmarkt auf die Verkaufsan­
kündigung mit einem Preissturz von über 
160 Dollar auf vorübergehend. unter 130 
Dollar reagierte. — Die Aufgaben, die dem 
Treuhandfonds zugewiesen werden sollen, 
stehen noch nicht endgültig fest. Es ist da­
mit zu rechnen, daß er den ärmsten Län­
dern im Rahmen der beabsichtigten Erlös­
stabilisierung verlorene Zuschüsse und 
Zinssubventionen, eventuell auch langfri­
stige Kredite zu minimalen Zinssätzen, ge­
währen wird. 
d) Sonstige Finanzierungsinstrumente: Da­
zu zählt der sog. >Dritte Schalten der Welt­
bank, über den Kredite zu mittleren Be­
dingungen zwischen denen gewöhnlicher 
Weltbankkredite und denen der Internatio­
nalen Entwicklungsgesellschaft (IDA) ein­
geräumt werden (geplantes Volumen: 1 
Mrd. Dollar). Mittel aus einem neuen Zins-
vergünstigungs-Fonds erlauben einen sub­
ventionierten Zinssatz von 4vH. Schließlich 
soll auch noch eine erhebliche selektive 
Kapitalerhöhung die Leistungskraft der 
Weltbank steigern. NJP 

UNCTAD IV: Erste Aufstellung einer Vorläufigen 
Tagesordnung für die Vierte Welthandelskonfe­
renz (5.—28.5.1976 In Nairobi) (63) 

Die 7.Sondergeneralversammlung der Ver­
einten Nationen hat in einigen heiklen Fra­
gen (integriertes Rohstoffprogramm, ln-
dexierung) die Entscheidung oder die Weg­
weisung an die vierte Tagung der UNCTAD 
in Nairobi gleichsam delegiert. Es ist ab­
zusehen, daß UNCTAD IV für den künftigen 
Ordnungsrahmen der Weltwirtschaft eine 
zentrale, wenn nicht entscheidende Rolle 
spielen wird. Die Vorläufige Tagesordnung, 
die der Handels- und Entwicklungsrat am 
2,Oktober 1975 unter Berücksichtigung der 
Ergebnisse der 7.Sondergeneralversamm­
lung aufgestellt hat, verdient deshalb be­
sondere Aufmerksamkeit. Nach dem Zeit­
plan soll der Haupttagung eine zweitägige 
Konferenz der Vertreter aller Mitgliedstaa­

ten vorgeschaltet werden (3.—4.5.1976). 
Die sich anschließende UNCTAD IV (5.— 
28.5.1976) wird sodann voraussichtlich 19 
Tagesordnungspunkte behandeln; folgende 
neun von ihnen betreffen Sachfragen (mit 
der Numerierung der Vorläufigen Tages­
ordnung): 8.Rohstoffe, u.a. ein integriertes 
Programm; 9.Halbfertig- und Fertigfabrika­
te, u.a. Ausweitung und Diversifierung des 
Exports von solchen durch Entwicklungs­
länder; 10.Jüngste Trends in internationa­
lem Handel und in Entwicklung unter Ein­
schluß des monetären Bereichs; 11.Welt-
währungsordnung und Entwicklungsfinan­
zierung, u.a. Erleichterung der Schulden­
sorgen zahlreicher Entwicklungsländer, 
Verstärkung des Netto-Kapitalzuflusses, Li-
quiditäts- und Zahlungsbilanzprobleme, 
Weiterentwicklung der Weltwährungsord­
nung zum Nutzen der Entwicklungsländer; 
^.Technologietransfer, u.a. ein Verhaltens­
kodex und ein gewandelter Patentschutz; 
13.Besondere Maßnahmen zugunsten der 
am wenigsten entwickelten sowie der geo­
graphisch benachteiligten (Inseln, Binnen­
staaten) Entwicklungsländer; 14.Wirtschaft-
liche Zusammenarbeit zwischen den Ent­
wicklungsländern; 15.Handelbeziehungen 
zwischen den Staaten mit unterschiedlichen 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Sy­
stemen; 16. Institutionelle Fragen. 
Die Tagesordnung vermeidet die Verwen­
dung der konfliktträchtigen Vokabeln >ln-
dexierung< und >link<. Der Vertreter der 
Vereinigten Staaten hat die Formulierun­
gen der Tagesordnung begrüßt und festge­
stellt, die Entscheidungen der UNCTAD IV 
würden durch sie in keinem Punkt präju­
diziell. NJP 

Sozialfragen und Menschenrechte 
5. Verbrechenskongreß der Vereinten Nationen: 
Verbot der Folter, Empfehlungen zur Bekämpfung 
von Wirtschaftskriminalität, Kunstdiebstählen und 
Rauschtaten (1.—12.9.1975 In Genf) (64) 

Die ansteigenden Verbrechensraten, die 
Bekämpfung von Wirtschaftskriminalität, 
von Kunstraub und von Rauschtaten sowie 
die Behandlung von Straffälligen waren die 
Hauptdiskussionspunkte des 5. Kongresses 
der Vereinten Nationen zur Verhinderung 
von Straftaten und zur Behandlung von 
Straffälligen. 
I. Das wichtigste Ergebnis der Konferenz 
ist der Entwurf einer Deklaration gegen 
Folter und inhumane Behandlung; er soll 
der Generalversammlung vorgelegt wer­
den. Danach fallen unter den Begriff der 
Folter alle Maßnahmen, die heftige phy­
sische und seelische Leiden verursachen 
und von Hoheitsträgern bewußt eingesetzt 
werden, um von einer Person Auskünfte 
oder Geständnisse zu erlangen oder um 
diese zu bestrafen bzw. sie oder Dritte 
einzuschüchtern. Desgleichen fallen unter 
diesen Begriff alle schweren und bewußt 
angewandten Formen inhumaner, grausa­
mer und entwürdigender Bestrafung. Jede 
Person, die vorträgt, sie sei gefoltert wor­
den, soll nach der Deklaration das Recht 
auf eine unparteiische Untersuchung und, 
wenn eine Folterung stattgefunden hat, An­
spruch auf eine angemessene Wiedergut­
machung haben. Alle Staaten werden dazu 
aufgerufen, Folterungen zu unterbinden 
und unter Strafe zu stellen. 
II. Zur Stratjustiz und zur Strafgesetzge-
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bung stellte der Kongreß ganz allgemein 
fest, daß es wegen der traditionellen, poli­
tischen und sozialen Unterschiede der ein­
zelnen Staaten illusorisch wäre, eine allge­
meine Politik in diesem Bereich durchset­
zen zu wollen. Der Kongreß beschränkte 
sich daher auf eine Reihe von Anregungen: 
So forderte er eine Verbesserung von so­
zialen Maßnahmen, die eher als Strafsank­
tionen geeignet seien, die Kriminalität zu 
verringern. Ferner befürwortete er eine 
stärkere Betonung des Resozialisierungs-
gedankens gegenüber dem Prinzip der Ge­
neralprävention. In diesem Zusammenhang 
beschäftigte sich der Kongreß auch mit der 
Rolle der Polizei. Wichtig sei ihre Integri­
tät und ihre strafrechtliche Verantwortlich­
keit. Nach Ansicht des Kongresses sollen 
weibliche Polizeikräfte ihren männlichen 
Kollegen gleichgestellt sein; außerdem hält 
er es für notwendig, daß private Polizei­
streitkräfte stärker als bisher üblich über­
wacht werden. 
III. Zu den folgenden Fragenkomplexen 
Wirtschaftskriminalität, Kunstdiebstähle, 
Rauschtaten und Gewaltverbrechen verab­
schiedete der Kongreß Empfehlungen. 
Zur Bekämpfung der Wirtschaftskriminali­
tät schlägt der Kongreß die Gründung na­
tionaler Komitees vor, deren Aufgabe es 
sein soll, dem Mißbrauch wirtschaftlicher 
Machtstellungen entgegenzuwirken. Außer­
dem wird angeregt, Gesetze zur Kontrolle 
nationaler und multinationaler Unterneh­
men zu erlassen; Aktionäre und Arbeitneh­
mer werden aufgerufen, die Betriebe stär­
ker zu überwachen. Auf der internationalen 
Ebene regt der Kongreß die Bildung von 
Sicherheits- und Austauschkomitees an, 
außerdem fordert er eine stärkere Über­
wachung von Monopolunternehmen. 
Der Kongreß empfiehlt, die Strafsanktio­
nen gegen Kunstdiebstahl und die Zerstö­
rung von Kunstgegenständen zu erhöhen, 
ein internationales Verzeichnis bedeuten­
der Kunstgegenstände zu erstellen, Stan­
desregelungen für berufliche Kunsthändler 
auszuarbeiten und einen stärkeren Infor­
mationsaustausch zwischen den einzelnen 
Staaten zu pflegen. 
Ein Schwergewicht der Bestrebungen zur 
Bekämpfung von Rauschtaten soll nach 
Vorstellung des Kongresses in der verbes­
serten Aufklärung der Bevölkerung über 
die Risiken von Rauschgift- und Alkohol­
genuß liegen. Daneben sollen aber die 
Strafsanktionen gegen Rauschgifthändler 
verstärkt und die internationale Zusam­
menarbeit auf diesem Sektor verbessert 
werden. 
Der Kongreß beschäftigte sich ebenfalls 
mit der Zunahme von Gewaltverbrechen, 
wo er die Frage nach den Gründen für die­
ses Phänomen und für den internationalen 
Terrorismus aufwarf. Hinsichtlich des Ter­
rorismus stellte der Kongreß fest, es sei 
schwierig, den internationalen Terrorismus 
zu definieren und von gerechtfertigten 
Maßnahmen zur Linderung nationaler Miß­
stände abzugrenzen. Wo 

Ausschuß für Rassendiskriminierung: Staatenbe­
richte (Zypern, Chile), Diskriminierungskontrolle 
In abhängigen Gebieten, 10 Jahre Kampf gegen 
Rassendiskriminierung (4.—22.8.1975 In New York) 
(65) 
I. Der Ausschuß für Rassendiskriminierung 
behandelte 25 Staatenberichte — Berichte 

der Vertragsstaaten über die zur Durchfüh­
rung des Obereinkommens zur Beseitigung 
der Rassendiskriminierung getroffenen Ge-
setzgebungs-, Gerichts-, Verwaltungs- und 
sonstigen Maßnahmen. Dem Ausschuß hät­
ten zu dieser Zeit, wenn alle Vertragsstaa­
ten ihrer Verpflichtung nachgekommen wä­
ren, 53 Berichte vorliegen müssen. Ent­
sprechende Mahnungen ergingen an: Alge­
rien, Zentralafrikanische Republik, Frank­
reich, Jamaika, Jordanien, Laos, Lesotho, 
Libanon, Mauritius, Peru, Senegal, Sierra 
Leone, Togo, Tonga, Tunesien, die Verei­
nigten Arabischen Emirate, Tansania, Ober-
volta und Sambia. Bei der Beratung der 
Staatenberichte nahmen die Berichte von 
Zypern und Chile einen besonderen Raum 
ein. 
II. Anhand des chilenischen Berichts ent­
stand in dem Ausschuß eine Diskussion 
darüber, ob der Bericht überhaupt in der 
Sache behandelt werden könne. Es wurde 
eingewandt, der Bericht stamme nicht von 
einer legitimen chilenischen Regierung. 
Demgegenüber setzte sich jedoch die Mei­
nung durch, es sei nicht die Aufgabe des 
Ausschusses, die verfassungsmäßigen Zu­
stände in einem Staat bzw. die Legitima­
tion einer Regierung zu prüfen, seine Auf­
gabe sei vielmehr auf die Untersuchung be­
schränkt, ob in einem Staat Rassendiskri­
minierung stattfinde. Darüber hinaus legte 
der anwesende Vertreter Chiles nach Auf­
forderung die Verfassung seines Landes 
sowie das Dekret vor, das für Chile den 
Ausnahmezustand begründet. — Die fol­
genden Untersuchungen konzentrierten sich 
auf die Frage, inwieweit durch den Aus­
nahmezustand der Grundrechtsteil der chi­
lenischen Verfassung außer Kraft gesetzt 
wird. Der Vertreter Chiles betonte, dies sei 
nicht der Fall, die Grundrechte seien wei­
terhin in Kraft, lediglich ihre Anwendung 
sei im Einzelfall eingeschränkt. 

III. Bei den Beratungen über den Bericht 
Zyperns hatte sich der Ausschuß mit der 
Behauptung Zyperns zu beschäftigen, 40 
Prozent der Insel seien durch die türkische 
Armee okkupiert, und die Regierung von 
Zypern sehe sich daher außerstande, die 
Konvention in diesem Gebiet durchzuset­
zen. Im übrigen begehe die türkische Be­
satzung Rassendiskriminierung. Der Aus­
schuß verabschiedete nach längerer Debat­
te eine Entschließung über die Situation in 
Zypern. In ihr brachte er seine Hoffnung 
zum Ausdruck, daß die Verhandlungen 
über Zypern zu einem günstigen Ergebnis 
führen, die Resolutionen der Vereinten Na­
tionen über Zypern verwirklicht werden 
und eine schnelle Normalisierung der Ver­
hältnisse in Zypern erreicht werden kann, 
so daß alle seine Bewohner, die derzeit 
wegen ihrer rassischen oder ethnischen 
Herkunft verfolgt werden, voll in den Ge­
nuß der Menschenrechte gelangen. 
IV. Über die Lage in den abhängigen Ge­
bieten lagen von den Arbeitsgruppen des 
Ausschusses (Pazifik und Indischer Ozean; 
Atlantik, Karibische See und Gibraltar; Af­
rika) Berichte vor, die die Grundlage der 
Ausschußberatungen bildeten. Der Aus­
schuß stellte hinsichtlich von Südrhodesien 
fest, daß es dem illegalen Regime nicht 
gelungen sei, seine Position zu festigen. 
Mit großer Beunruhigung nahm der Aus­

schuß die andauernde Unterdrückung der 
afrikanischen Mehrheit zur Kenntnis und 
rief die Generalversammlung auf, alles zu 
unternehmen, um ein weiteres brutales 
Vorgehen des Smith-Regimes zu verhin­
dern und es vor allem davon abzuhalten, 
Afrikanische Nationalisten zu hängen. In 
den Beratungen über Namibia brachte der 
Ausschuß sein Bedauern über die Hart­
näckigkeit, mit der die Regierung von Süd­
afrika ihre Homeland-Politik verfolgt, zum 
Ausdruck. 
V.Aus Anlaß des zehnjährigen Kampfes 
gegen die Rassendiskriminierung hat der 
Ausschuß eine Erklärung verabschiedet. In 
ihr wird betont, die von dem Wirtschafts­
und Sozialrat geplante Entschließung dürfe 
nicht den Eindruck erwecken, als befolgten 
die Vertragsstaaten der Konvention zur Be­
seitigung der Rassendiskriminierung ihre 
Pflichten in vollem Umfange. Dies sei, was 
die Berichtspflicht gem.Art.9 betreffe, kei­
neswegs der Fall. Wo 

Unterausschuß zur Verhinderung von Diskriminie­
rung und zum Schutz von Minderhelten: Zypern, 
Chile, Angola — Sklaverei — Menschenrechts­
schutz von Strafgefangenen — Wirtschaftliche und 
militärische Unterstützung Südafrikas (66) 
Der Unterausschuß beriet Resolutionsent­
würfe, die von der Menschenrechtskom­
mission verabschiedet werden sollen, zu 
folgenden Themen: Lage der Flüchtlinge 
auf Zypern, Weigerung der chilenischen 
Regierung, einer Arbeitsgruppe der Men­
schenrechtskommission die Einreise nach 
Chile zu gestatten, Berichte von Menschen­
rechtsverletzungen in Chile, Lage in Ango­
la, Sklaverei und Sklavenhandel und alle 
damit verwandten Praktiken einschließlich 
von Apartheid und Kolonialismus, Men­
schenrechtsschutz von Strafgefangenen. 
I. Besondere Aufmerksamkeit erfuhr die 
vom Unterausschuß in Auftrag gegebene 
Studie über die Südafrika gewährte mili­
tärische, wirtschaftliche und politische Hil­
fe. In ihr wird festgestellt, daß ausländi­
sches Kapital in der südafrikanischen Wirt­
schaft eine besondere Bedeutung spielt. 
Als die beiden Hauptinvestoren werden die 
USA und Großbritannien genannt, denen 
75 vH des in Südafrika investierten aus­
ländischen Kapitals gehöre. Neben auslän­
dischem Kapital spielt nach Ansicht des 
Berichts auch fremde technische Hilfe eine 
bedeutsame Rolle bei dem Aufbau der 
südafrikanischen Wirtschaft. Als Hauptlie­
ferant für Militärgüter nennt der Bericht 
Frankreich. Südafrika sei inzwischen zu­
dem in der Lage, in eigenen Fabrikations­
anlagen Kampfflugzeuge herzustellen, auch 
alle leichten Waffen entstammten eigener 
Produktion. 
Ii. In dem Resolutionsentwurf zur Bekämp­
fung der Sklaverei werden alle Regierun­
gen aufgefordert, den bestehenden inter­
nationalen Übereinkommen beizutreten. 
Sie werden darüber hinaus aufgerufen, al­
les zu tun, um die Sklaverei und die ihr 
verwandten Formen menschlicher Abhän­
gigkeit endgültig zu unterbinden. 
III. In dem Resolutionsentwurf zum Schutz 
der Menschenrechte bei Strafgefangenen 
richtet der Unterausschuß seine Aufmerk­
samkeit auf folgende Mißstände: Langan­
dauernde Inhaftnahme von Personen ohne 
formelle Anklage, mangelnder effektiver 
Schutz der Strafgefangenen gegen Über-
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griffe des Bewachungspersonals, fehlende 
effektive juristische Kontrolle von Haftbe­
dingungen, die besondere Rolle der Ge­
heimpolizei, Situation der Angehörigen von 
Strafgefangenen. Der Unterausschuß hält 
die Lösung der mit diesen Problemkreisen 
zusammenhängenden Fragen für dringend 
erforderlich. Wo 
Menschenrechte: Bevorstehendes Inkrafttreten des 
Internationalen Paktes für wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Rechte (67) 

Der Internationale Pakt für wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Rechte vom 19.De- 
zember 1966 (siehe VN 4/1975 S. 117ff.) wird 
Anfang des kommenden Jahres in Kraft 
treten. Die Voraussetzungen hierzu sind 
jetzt erfüllt. Jamaika hat am 3.0ktober1975 
am Hauptsitz der Vereinten Nationen in 
New York die Urkunde über seine Ratifi­
zierung als 35.Staat hinterlegt. Nach Art.49 
des Paktes sind 35 Ratifizierungen oder 
Beitritte und ihre Hinterlegungen bei den 
Vereinten Nationen erforderlich, damit der 
Pakt drei Monate später für die Hinterle­
gerstaaten rechtverbindlich wird. Mit der 
jetzt erfolgten 35.Hinterlegung ist für die 
Durchsetzung der Menschenrechte ein be­
deutsames, wenn auch keineswegs ab­
schließendes Ergebnis erreicht worden. — 
Beim Internationalen Pakt über bürgerliche 
und politische Rechte fehlt es noch an 
einer Hinterlegung, damit auch er in Kraft 
treten kann. Die Voraussetzungen von 35 
Hinterlegungen sind auch bei ihm erfor­
derlich. Sie dürften bald erfüllt werden. — 
Das den Pakt über bürgerliche und poli­
tische Rechte ergänzende Fakultativproto­
koll, dessen Kern die Anerkennung einer 
internationalen Schiedsgerichtsbarkeit in 
Menschenrechtsangelegenheiten ist, wird 
zugleich mit der 35.Hinterlegung der Rati-
fikations- oder Beitrittsurkunde in Kraft 
treten. Das Protokoll verlangt für seine 
Rechtsverbindlichkeit zehn Hinterlegungen 
und das Inkrafttreten des politischen Pak­
tes. Bis jetzt liegen schon mehr als zehn 
Hinterlegungen vor, so daß nur noch die 
Hinterlegung der 35.Urkunde abgewartet 
zu werden braucht. Verbindlich werden die 
drei Übereinkommen nur für die beigetre­
tenen Staaten. 
Nachstehend die 35 Staaten, welche den 
Internationalen Pakt über wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Rechte bis zum 3. 
Oktober 1975 ratifiziert haben oder ihm bei­
getreten sind und die entsprechende Ur­
kunde bei den Vereinten Nationen hinter­
legt haben, so daß dieser Pakt am A.Ja­
nuar 1976 in Kraft treten kann (in der Rei­
henfolge der Ratifizierung oder des Bei­
tritts): 
Costa Rica (19.11.1968), Ecuador, Tune­
sien, Zypern, Syrien, Kolumbien, Uruguay, 
Libyen, Bulgarien, Irak, Jugoslawien, Ma­
dagaskar, Schweden, Dänemark, Chile, 
Kenia, Norwegen, Libanon, Barbados, 
UdSSR (16.10.1973), DDR (8.11.1973), Ukrai­
ne, Weißrußland, Mauritius, Deutschland 
(BR) (17.12.1973), Ungarn, Iran, Philippi­
nen, Mali, Vereinigte Arabische Emirate, 
Mongolei, Rumänien, Rwanda, Jordanien, 
Jamaika (3.10.1975). 
Die gleichen Staaten mit der alleinigen 
Ausnahme der Philippinen haben auch den 
Internationalen Pakt über bürgerliche und 
politische Rechte ratifiziert und die Urkun­
den hinterlegt. Red 

Rechtsfragen 
Völkerrechtskommission: Verantwortlichkeit von 
Staaten, Staatennachfolge, Meistbegünstigungs­
klausel, Verträge mit und zwischen Internationa­
len Organisationen (5.5.—25.7.1975 In Genf) (68) 

I. Völkerrechtliche Verantwortlichkeit von 
Staaten: Die Kommission setzte ihre frühe­
ren Beratungen zu diesem Fragenkomplex 
fort. Sie wurden seinerzeit von der Gene­
ralversammlung angeregt, noch 1974 hatte 
die Generalversammlung eine Weiterarbeit 
dringend empfohlen. Die Kommission hat 
auf den vergangenen Tagungen bereits ei­
ne Reihe von Artikelentwürfen verabschie­
det. Einigkeit besteht bislang darüber, daß 
ein Staat für jedes Verhalten zur Verant­
wortung gezogen werden kann, das als 
völkerrechtswidrig zu charakterisieren ist, 
und daß jeder Staat eines solchen Verhal­
tens bezichtigt werden kann. Von einer 
Völkerrechtswidrigkeit ist zu sprechen, 
wenn eine Maßnahme oder ein Unterlas­
sen einen Verstoß gegen eine völkerrecht­
liche Pflicht bedeutet, gleichgültig, ob die­
ses Verhalten oder Unterlassen im Ein­
klang mit der innerstaatlichen Rechtsord­
nung des betreffenden Staates steht. In 
der jetzt beendeten Tagung vervollständig­
te die Kommission ihre Arbeiten zu der 
Frage, in welchem Umfang sich ein Staat 
das Verhalten von Organen und Personen 
völkerrechtlich zurechnen lassen muß. 
Nach Art.10 des Entwurfs ist der Staat für 
das Verhalten seiner Organe verantwort­
lich, selbst wenn diese nach innerstaatli­
chem Recht ihre Kompetenzen überschrit­
ten haben. Dagegen kann er für das Ver­
halten von Einzelpersonen und Personen­
gruppen, die nicht in staatlichem Namen 
handeln, nicht zur Rechenschaft gezogen 
werden. Die Maßnahme eines Staatsorga­
nes, das auf fremdem Staatsgebiet tätig 
geworden ist, ist nach Vorstellung der Völ­
kerrechtskommission nicht dem Gaststaat 
zuzurechnen. Ebensowenig soll das Ver­
halten internationaler Organisationen dem 
Gaststaat zur Last fallen. Besondere 
Schwierigkeiten bereiten in diesem Zu­
sammenhang die Tätigkeiten von Aufstän­
dischen. Nach dem Entwurf der Völker­
rechtskommission braucht ein Staat, auf 
dessen Gebiet Aufständische operieren, 
deren völkerrechtswidrige Akte nicht zu 
verantworten. Übernehmen die Aufständi­
schen allerdings die Macht im Staat, so 
gelten ihre Handlungen als Staatsakte, für 
die dieser Staat völkerrechtlich zur Ver­
antwortung gezogen werden kann. Das 
gleiche gilt, wenn es den Aufständischen 
gelingt, einen neuen Staat zu gründen 
oder sie zumindest die effektive Verwal­
tung für den Teil eines Staates ausüben. 
Auch hier trifft die Verantwortlichkeit das 
neue Staatswesen. — An dieser Stelle will 
die Völkerrechtskommission ihre Beratun­
gen wieder aufnehmen. Hauptberatungs­
punkt wird dann die Verletzung einer völ­
kerrechtlichen Pflicht sein, eines der ob­
jektiven Merkmale, das die Völkerrechts­
widrigkeit begründet. 
//. Staatennachfolge: Mit den mit diesem 
Thema zusammenhängenden Problemen 
beschäftigt sich die Völkerrechtskommis­
sion seit 1968. Damals entschied die Kom­
mission, sich vorerst auf die wirtschaftli­
chen und finanziellen Aspekte zu be­
schränken, 1969 kam man überein, die Fra­

gen, die bei der Staatensukzession im Zu­
sammenhang mit hoheitlichem Eigentum 
und Staatsschulden entstehen, an den An­
fang der Beratungen zu stellen. Daher 
bleiben die Probleme, die die Staatensuk­
zession für die Mitgliedschaft in interna­
tionalen Organisationen und bei völker­
rechtlichen Verträgen aufwirft, zunächst 
ausgeklammert. Auf der Tagung von 1973 
war der Grundsatz erarbeitet worden, daß 
das staatliche Vermögen des Vorgänger­
staates ohne Entschädigung auf den Nach­
folgestaat übergeht, soweit nicht etwas an­
deres vereinbart wird. Dieser allgemeine 
Grundsatz wurde in den nunmehr abge­
schlossenen Verhandlungen näher konkre­
tisiert. Nach Art. 9 des Entwurfs gebührt 
dem Nachfolgestaat alles staatliche Vermö­
gen, das sich zum Zeitpunkt der Staaten­
sukzession in dem davon betroffenen Ge­
biet befand. Desgleichen sollen auf den 
Nachfolgestaat alle Verbindlichkeiten über­
gehen, soweit sie ihren Entstehungsgrund 
in der Souveränität des Vorgängerstaates 
über den abgetretenen Gebietsteil oder in 
seinen dortigen Aktivitäten haben. Dieser 
Grundsatz war jedoch in den Beratungen 
der Kommission umstritten, seine Aufgabe 
erscheint möglich. Das Eigentum dritter 
Staaten soll dagegen nach den bislang 
eingereichten Vorschlägen durch die Staa­
tensukzession nicht berührt werden. Die 
Beratungen darüber sind noch nicht abge­
schlossen. Nicht für notwendig hielt es die 
Völkerrechtskommission, den Grundsatz 
nationaler Souveränität über die Rohstoffe 
in diesem Zusammenhang gesondert zu 
betonen. Sie ist der Ansicht, der Anspruch 
ergebe sich bereits aus der Souveränität 
des Nachfolgestaates. 
///. Meistbegünstigungsklausel: Mit diesem 
Problem hat sich die Völkerrechtskommis­
sion letztmalig 1973 beschäftigt. Damals be­
riet sie die ersten sieben Artikel eines Ver­
tragsentwurfs, die im wesentlichen eine 
Begriffsbestimmung enthalten. Gemäß Art. 
4 ist unter dem Begriff der >Meistbegünsti-
gungsklausel< eine Vertragsabsprache zu 
verstehen, in der ein Staat einem anderen 
Staat die gleiche Behandlung für bestimm­
te Bereiche zusichert wie dem Staat mit 
den besten Bedingungen. In Art.6 wurde 
niedergelegt, daß ein Staat nur bei ver­
traglicher Verpflichtung Meistbegünstigung 
gewähren muß. Das heißt, nach Ansicht 
der Völkerrechtskommission gibt es weder 
einen Anspruch auf Meistbegünstigungsbe­
handlung noch auf Abschluß einer entspre­
chenden Vereinbarung. Auf der jetzigen 
Tagung verabschiedete die Kommission 
die Art. 8—21 in erster Lesung. Danach ist 
die Gewährung der Meistbegünstigung 
nicht an eine Bedingung geknüpft, wenn 
nicht der Vertrag ausdrücklich etwas an­
deres vorsieht. Wird die Meistbegünsti­
gung nicht an irgendwelche Bedingungen 
geknüpft, so ist der begünstigte Staat auch 
nicht verpflichtet, dem gewährenden Staat 
seinerseits die Meistbegünstigungsbehand­
lung einzuräumen. Art.10 behandelt die 
Meistbegünstigung auf Gegenseitigkeit. Art. 
11 definiert die Rechte unter einer solchen 
Klausel. Erhält ein Staat Meistbegünsti­
gung zugesichert, so hat er Anspruch auf 
die gleiche Behandlung wie der Staat mit 
den besten Bedingungen, auch wenn die­
ser Gegenseitigkeit zugesichert hat und er 
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nicht. Es ist also kein Unterschied zwi­
schen Meistbegünstigung auf Gegenseitig­
keit und ohne Gegenseitigkeit vorgesehen. 
Entgegenstehende Absprachen mit dritten 
Staaten berühren die Gewährung oder Ver­
einbarung der Meistbegünstigung nicht. 
Die von der Kommission im übrigen bera­
tenen Artikelentwürfe beschäftigen sich mit 
dem Verhältnis der Meistbegünstigungs­
klausel zur Klausel der Inländerbehand­
lung, der Beendigung der Meistbegünsti­
gungsklausel und der Meistbegünstigung 
im Rahmen eines allgemeinen Präferenz­
systems. 
IV. Verträge mit und zwischen internatio­
nalen Organisationen: Die Beschäftigung 
mit diesem Problemkreis geht auf eine 
Empfehlung der Generalversammlung und 
die Wiener Vertragsrechtskonferenz von 
1969 zurück. Besonders umstritten war in 
den bisherigen Beratungen der Umfang 
der Vertragsabschlußkompetenz der inter­
nationalen Organisationen. Ein anderes 
Problem liegt darin, in welchem Umfang 
Verträge zwischen einzelnen Staaten inter­
nationale Organisationen zu binden ver­
mögen, die nicht selbst Vertragsmitglied 
sind. Ebenso ungeklärt ist die Frage von 
Vertragsabschlüssen von und mit Neben­
organen der internationalen Organisatio­
nen. Die Kommission verabschiedete die 
Art. 7—18, die den Art. 7—18 der Wiener 
Vertragsrechtskonvention entsprechen. Sie 
beschäftigen sich mit dem Vertragsab­
schluß und den Vorbehalten. Dabei nah­
men die Vorbehalte in der Diskussion 
einen großen Raum ein. Auf der nächsten 
Tagung soll die Arbeit an diesem Punkt 
wieder aufgenommen werden Wo 

Definition der Agression (69) 
Eine Ergänzung und Präzisierung der Be­
griffsbestimmung der Aggression, wie sie 
von der Generalversammlung am ^ .De ­
zember 1974 beschlossen wurde, hat Af­
ghanistan am 18.August 1975 beantragt 
(UN-Doc.A/10193). Die Tagesordnung der 
30.Generalversammlung soll erneut das 
Thema definit ion der Aggression aufgrei­
fen und die Einsetzung eines Ad-hoc-Aus­
schusses beschließen, damit er die Ergän­
zungen der Definition erarbeitet. Afghani­
stan will Ergänzungen, die mehr besagen, 
als in der bisherigen Definition des Be­
griffs Aggression erfaßt ist. Diese Defini­
tion, die nach vielfältigen und jahrelangen 
Bemühungen eines Ausschusses von der 
Generalversammlung endlich Ende 1974 
verabschiedet werden konnte und die nach 
allgemeiner Auffassung einen bedeuten­
den Fortschritt darstellt, bestimmt in Art. 3 
als Angriffshandlungen entscheidend sol­
che, die durch unmittelbare oder mittel­
bare Anwendung von Gewalt erfolgen. 
Zwar kann Art.4 in gewisser Weise als Ge­
neralklausel angesehen werden, da er be­
sagt, daß der in Art.3 genannte Katalog 
von Angriffshandlungen nicht erschöpfend 
sei und daß der Sicherheitsrat auch an­
dere Handlungen gemäß der Charta als 
Aggression feststellen könne. Dennoch 
hält Afghanistan es für begründet, die De­
finition des Begriffs Aggression um die 
ausdrückliche Nennung »von Gewalt- oder 
Zwangsmethoden, direkte oder indirekte, 
einschließlich wirtschaftlichen und politi­
schen Druck« zu erweitern. Afghanistan 

denkt hierbei unter anderem an Wirtschaft-
und Transitblockaden gegenüber Binnen­
staaten, an die Blockade von Zugangs­
wegen von vertraglich benutzbaren Häfen 
in Küstenstaaten zum eigenen Land. (Siehe 
zum ganzen Problem den Wortlaut der 
Definition des Begriffs der Aggression so­
wie einen erläuternden Artikel hierzu in 
Heft 4/1975 S. 120 und 108ff.) Red 

Verschiedenes 
Die Islamische Konferenz beantragt den Beobach­
terstatus (70) 
25 islamische Mitgliedstaaten der Verein­
ten Nationen haben namens der 41 Mit­
glieder der sogenannten Islamischen Kon­
ferenz einen Tagesordnungspunkt auf die 
gegenwärtig stattfindende 30.Generalver-
sammlung mit der Bezeichnung >Beobach-
terstatus für die Islamische Konferenz< 
setzen lassen. In einem den Antrag beglei­
tenden Memorandum wird ausgeführt, daß 
die Vereinten Nationen seit ihrer Gründung 
völlig richtig die internationale Zusammen­
arbeit auf allen Ebenen und in allen ge­
eigneten Formen zur Erreichung ihrer Ziele 
des Friedens, der Gerechtigkeit und des 
Fortschritts gesucht haben. Diesen Zielen 
widme sich auch die Islamische Konferenz, 
die 1970 gegründet worden sei, um die 
Zusammenarbeit und Einheit der Moslem­
staaten zu stärken, und die ihren Haupt­
sitz in Dschiddah, Saudiarabien, hat. Die 
islamischen Außenminister treffen sich 
jährlich, islamische Gipfeltreffen werden 
ggf. einberufen. Das Statut der Islamischen 
Konferenz anbefehle ihren Mitgliedern 
Achtung vor den Grundsätzen der Charta 
der Vereinten Nationen. In den fünf Jah­
ren ihres Bestehens habe sich die Islami­
sche Konferenz als ein wertvolles Mittel für 
bessere Zusammenarbeit für Fragen des 
Friedens und des Fortschritts in der Welt 
angeboten; sie sei mit einer großen An­
zahl von bedeutenden internationalen poli­
tischen, wirtschaftlichen, sozialen und hu­
manitären Angelegenheiten ständig befaßt, 
so mit Nahost, Palästina, Jerusalem, der 
Entkolonisierung, der Bekämpfung der 
Rassendiskriminierung in Südafrika, den 
Gefahren der Weiterverbreitung von Kern­
waffen, der Errichtung einer Neuen Welt­
wirtschaftsordnung, alles Themen auch der 
Vereinten Nationen. Die Konferenz habe 
sich als ein wirksames Instrument des Frie­
dens erwiesen und Streitigkeiten zwischen 
Staaten abgebaut. So habe sie eine ent­
scheidende Mittlerrolle beim Ausgleich 
zwischen Pakistan und Bangladesch ge­
spielt. Auch auf wirtschaftlichem Gebiet 
leiste die Konferenz Bedeutendes, vor al­
lem in Asien und Afrika, indem sie für 
eine größere Ausgeglichenheit der welt­
wirtschaftlichen Verhältnisse wirke. Die Is­
lamische Entwicklungsbank sei mit einer 
Milliarde Sonderziehungsrechten Kapital 
ausgestattet worden, um die wirtschaft­
liche Entwicklung und den sozialen Fort­
schritt der Mitgliedsländer zu beschleuni­
gen. Ein Islamischer Gemeinschaftsfonds, 
geschaffen, die Folgen von Naturkatastro­
phen zu mildern und wissenschaftliche und 
technische Ausbildungsinstitutionen zu för­
dern, werde voraussichtlich 50 Millionen 
Dollar an die Mitglieder der Islamischen 
Konferenz auszahlen. Auch auf Gebieten 
wie Informations- und Nachrichtenwesen, 
Handel, Schiffahrt, Versicherungswesen 

werde gearbeitet. Die Islamische Konfe­
renz ist ganz allgemein der Auffassung, 
daß eine engere Zusammenarbeit zwischen 
ihrer Organisation und den Vereinten Na­
tionen die Anstrengungen auf allen Tätig- > 
keitsfeldern beschleunigen und stärken 
werde. Deshalb habe die 6. Islamische 
Konferenz, die vom 12. bis 15.Juli1975 in 
Dschiddah tagte, eine Entschließung an­
genommen, bei den Vereinten Nationen 
und den Sonderorganisationen um den 
Beobachterstatus nachzusuchen. Sie er­
warte Zustimmung bei ihrem Wunsch, die 
Zusammenarbeit zwischen den beiden Or­
ganisationen zu institutionalisieren. Red 

Neue Mitglieder der UNO — Stand der Mitglied­
schaft am 10. Oktober 1975: 142 — Weitere Antrag­
steller (71) 
Zu Beginn der gegenwärtig tagenden Ge­
neralversammlung hatte die UNO 138 Mit­
glieder. Neuanträge auf Aufnahme lagen 
am 16. September 1975, dem Tagungsbe­
ginn vor, andere folgten während der Ta­
gung selbst. Folgende vier Staaten wurden 
als Mitglieder in die Vereinten Nationen 
aufgenommen: 
Die Kapverdischen Inseln (Kapverden). Sie 
erlangten ihre Unabhängigkeit von Portu­
gal am 5. Juli 1975. Ihre Aufnahme in die 
UNO erfolgte als 139. Mitglied am 16. Sep­
tember 1975. Die Inselgruppe liegt rund 
700 km westlich des nordafrikanischen 
Festlandes, sie besteht aus 15 Inseln, ver­
streut über 500 km, mit einer Gesamtfläche 
von nur 4 088 qkm und einer Einwohner­
zahl von rund 280 000. 
Sao Torna und Principö. Unabhängigkeit 
von Portugal am 12. Juli 1975. Aufnahme 
in die UNO am 16. September 1975 als 140. 
Mitglied. Die Inselgruppe liegt am Äquator 
im Golf von Guinea vor der afrikanischen 
Westküste. Sao Tome hat 836 qkm und 
Principe 128 qkm mit zusammen nur 80 000 
Einwohnern, unter ihnen 4 000 Weiße. 
Mosambik. Unabhängigkeit von Portugal 
am 25. Juni 1975. Aufnahme in die UNO 
am 16. September 1975 als 141. Mitglied. 
Mosambik hat 8,52 Mill. Einwohner, davon 
180 000 Europäer. Mosambik, im Südosten 
Afrikas gelegen, ist mit einer Gebietsgröße 
von 783 000 qkm dreimal so groß wie die 
Bundesrepublik Deutschland. 
Papua-Neuguinea. Unabhängigkeit erlangt 
am 16. September 1975. Aufnahme in die 
UNO am 10. Oktober 1975 als 142. Mit­
glied. Papua-Neuguinea, nördlich von Au­
stralien gelegen und von diesem seit 1946 
im Auftrage der UNO verwaltet, hat rund 
2,5 Mill. Einwohner und 475 000 qkm. 
Weitere potentielle Mitglieder sind die Ko­
moren, drei im indischen Ozean östlich von 
Afrika gelegene Inseln, die ihre Unabhän­
gigkeit von Frankreich am 6. Juli 1975 ein­
seitig erklärten; ferner die portugiesische 
Kolonie Angola (sie erhält am 11. Novem­
ber 1975 ihre Unabhängigkeit), die beiden 
Vietnam, Süd/Nord-Korea, die aber trotz 
vorliegender Anträge aus Weltpolitischen 
Gründen möglicherweise noch warten müs­
sen. Dann bleibt von großen Staaten nur 
noch die Schweiz, aber auch dort ist die 
endgültige Prüfung eines Aufnahmeantrags 
im Gange. 

Beiträge 58, 61: Peter W. Fischer (PWF); 62, 63: 
Norbert J. Prill (NJP); 64, 65, 66, 68: Dr. Rüdiger 
Wolf rum (Wo); 59, 60, 67, 69, 70, 71: Redaktion 
(Red). 
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Entwicklung und Internationale wirtschaftliche Zusammenarbeit 
Die Abschlußresolution der VII. Sondergeneralversammlung 

GENERALVERSAMMLUNG — Gegenstand: Entwicklung und Internationale wirt­schaftliche Zusammenarbeit. — Entschlie­ßung 3362(S-VII) vom 16. September 1975 
Die Generalversammlung, 
— entschlossen, Ungerechtigkeit und Un­gleichheit zu beseitigen, unter denen wei­te Teile der Menschheit leiden, und die Entwicklung der Entwicklungsländer zu beschleunigen, — eingedenk der Erklärung und des Aktions­programms über die Errichtung einer neuen Weltwirtschaftsordnung wie auch der Charta der wirtschaftlichen Rechte und Pflichten der Staaten, in denen die Grundlagen der neuen Weltwirtschafts­ordnung niedergelegt wurden, — in Bekräftigung der grundlegenden Ziele der oben genannten Dokumente und der Rechte und Pflichten aller Staaten, nach Lösungen der die Welt bedrängenden Pro­bleme zu suchen und an diesen Lösungen mitzuwirken, insbesondere der dringenden Notwendigkeit, das wirtschaftliche Un­gleichgewicht zwischen entwickelten und Entwicklungsländern zu beheben, — sowie eingedenk der Internationalen Ent­wicklungsstrategie für das zweite Ent­wicklungsjahrzehnt der Vereinten Natio­nen, die im Lichte des Aktionsprogramms über die Errichtung einer neuen Welt­wirtschaftsordnung überprüft werden soll­te, und entschlossen, die in der Internatio­nalen Entwicklungsstrategie enthaltenen Ziele und politischen Maßnahmen zu er­füllen, — in dem Bewußtsein, daß die beschleunigte Entwicklung der Entwicklungsländer ein entscheidendes Element zur Förderung von Frieden und Sicherheit in der Welt wäre, — in der Erkenntnis, daß eine verstärkte Zu­sammenarbeit der Staaten in Handel, In­dustrie, Wissenschaft und Technologie wie auch in anderen Bereichen wirtschaft­licher Tätigkeit, gestützt auf die Grund­sätze der Erklärung und des Aktionspro­gramms über die Errichtung einer neuen Weltwirtschaftsordnung und der Charta der wirtschaftlichen Rechte und Pflichten der Staaten, ebenfalls zur Festigung von Frieden und Sicherheit in der Welt bei­tragen würde, — von der Auffassung geleitet, daß es das umfassende Ziel der neuen Weltwirt­schaftsordnung ist, die Fähigkeit der Ent­wicklungsländer zu stärken, ihre Entwick­lung individuell und kollektiv zu verfol­gen, 
> beschließt, zu diesem Zweck und Im obi­gen Zusammenhang die folgenden Maß­nahmen als Grundlage und Rahmen für die Arbeit der zuständigen Stellen und Organisationen der Vereinten Nationen in Gang zu setzen: 
I. Welthandel 
1. Konzertierte Bemühungen zugunsten der Entwicklungsländer zur Erweiterung und Auffächerung ihres Handels, zur Verbesse­rung und Auffächerung ihrer Produktions­kapazität, zur Verbesserung ihrer Produk­tivität und Steigerung ihrer Exporterlöse sollten unternommen werden, um den nega­tiven Auswirkungen der Inflation entgegen­zuwirken und dadurch die Realeinkommen zu erhalten und um die Austauschrelationen (terms of trade) der Entwicklungsländer zu verbessern und das wirtschaftliche Ungleich­gewicht zwischen entwickelten Ländern und Entwicklungsländern zu beseitigen. 
2. Konzertierte Maßnahmen zur Beschleuni­gung des Wachstums und der Auffächerung des Außenhandels der Entwicklungsländer mit Fertigwaren und Halbfertigwaren und mit veredelten und halbveredelten Erzeug­nissen sollten getroffen werden, um ihren Anteil an der Industrieproduktion der Welt und am Welthandel im Rahmen einer expan­dierenden Weltwirtschaft zu steigern. 

3. Ein wichtiges Ziel der 4. Tagung der Kon­ferenz der Vereinten Nationen für Handel und Entwicklung sollte es — neben den an­derswo in Gang befindlichen Arbeiten — sein, Beschlüsse über die Verbesserung der Marktstrukturen im Bereich der Roh- und Grundstoffe, an deren Ausfuhr die Entwick­lungsländer interessiert sind, einschließlich Beschlüsse bezüglich eines integrierten Pro­gramms und der Anwendbarkeit von Teilen dieses Programms zu fassen. In diesem Zu­sammenhang sollten sich die Beschlüsse un­ter Berücksichtigung der einzelnen Roh- und Grundstoffe kennzeichnenden Merkmale auf folgendes beziehen: a) Angemessene internationale Lagerhaltung und andere Formen von Marktregelungen zur Sicherung stabiler, lohnender und ge­rechter Preise für Grundstoffe, an deren Ausfuhr die Entwicklungsländer ein Inter­esse haben, und Förderung des Gleichge­wichts zwischen Angebot und Nachfrage, einschließlich langfristiger multilateraler Verpflichtungen, wo diese möglich sind; b) ausreichende internationale Finanzie­rungsmöglichkeiten für diese Lagerhal­tung und Marktregelungen; c) soweit möglich, Förderung langfristiger und mittelfristiger Verträge; d) wesentliche Verbesserung der Möglichkel­ten der Ausgleichsfinanzierung von Schwankungen in den Ausfuhreinnahmen durch die Ausweitung und Vergrößerung der bestehenden Möglichkeiten. Die ver­schiedenen Vorschläge für einen umfas­senden Plan zur Stabilisierung von Ex­porterlösen der Entwicklungsländer und für eine Einrichtung zur Entwicklungs­sicherung sowie bestimmte Maßnahmen zugunsten der bedürftigsten Entwicklungs­länder sind zur Kenntnis genommen wor­den; e) Förderung der Veredelung von Rohstoffen in den erzeugenden Entwicklungsländern und Erweiterung und Auffächerung ihrer Ausfuhren insbesondere in die entwickel­ten Länder; f) wirksame Möglichkeiten zur Verbesse­rung des Anteils der Entwicklungsländer an Transport, Vermarktung und Vertei­lung ihrer primären Grundstoffe und zur Förderung weltbedeutsamer Maßnahmen für die Heranbildung der Infrastruktur und Sekundärkapazität der Entwicklungs­länder von der Erzeugung primärer Grundstoffe über die Veredelung, den Transport und die Vermarktung bis zur Herstellung von Fertigwaren, deren Trans­port, Verteilung und Austausch, ein­schließlich ausgeformter Finanz- und Aus­tauschinstitutionen für die lohnende Ab­wicklung von Handelstransaktionen. 
4. Der Generalsekretär der Konferenz der Vereinten Nationen für Handel und Ent­wicklung sollte der Konferenz auf ihrer 4. Tagung berichten, wie sich ein integriertes Programm auf die Einfuhren der Entwick­lungsländer auswirkt, die Netto-Importeure von Roh- und Grundstoffen sind oder denen es an Naturschätzen mangelt, und gegebe­nenfalls erforderliche Abhilfemaßnahmen empfehlen. 
5. Der Völkergemeinschaft stehen mehrere Wege zur Erhaltung der Kaufkraft der Ent­wicklungsländer offen. Sie müssen vorrangig weiter geprüft werden. Der Generalsekretär der Konferenz der Vereinten Nationen für Handel und Entwicklung sollte weiterhin direkte und indirekte Indizierungspläne und andere Möglichkeiten untersuchen mit dem Ziel, der Konferenz auf ihrer 4. Tagung kon­krete Vorschläge zu unterbreiten. 6. Der Generalsekretär der Konferenz der Vereinten Nationen für Handel und Entwick­lung sollte eine Vorstudie über das Verhält­nis der Preise der von Entwicklungsländern exportierten Roh- und Grundstoffe zu den Endverbraucherpreisen — vor allem in den entwickelten Länder — ausarbeiten und die­se der Konferenz möglichst auf ihrer 4. Ta­gung vorlegen. 

7. Die entwickelten Länder sollten verein­barte Bestimmungen des Stillhalteprinzips bei Einfuhren aus Entwicklungsländern voll verwirklichen, und jedes Abgehen von die­sen Bestimmungen sollte Maßnahmen wie Konsultationen, multilaterale Überwachung und Kompensation im Einklang mit inter­national vereinbarten Kriterien und Verfah­ren unterliegen. 
8. Die entwickelten Länder sollten im Rah­men multilateraler Handelsverhandlungen wirksame Schritte tun, um nichttarifäre Handelshemmnisse für die Erzeugnisse, an denen die Entwicklungsländer ein Ausfuhr­interesse haben, wo möglich und angebracht differenziert zugunsten der Entwicklungs­länder abzubauen oder zu beseitigen. Das allgemeine Präferenzsystem sollte nicht mit dem ursprünglich vorgesehenen Zeitraum von zehn Jahren enden; es sollte ständig durch einen größeren Anwendungsbereich, stärkere Senkungen und andere Maßnahmen verbessert werden, wobei die Interessen der­jenigen Entwicklungsländer, die besondere Vorteile genießen, und die Notwendigkeit, Mittel und Wege zum Schutz ihrer Interes­sen zu finden, berücksichtigt werden soll­ten. 
9. Ausgleichszölle sollten nur Im Einklang mit international vereinbarten Verpflichtun­gen erhoben werden. Die entwickelten Län­der sollten im Rahmen internationaler Ver­pflichtungen bei der Erhebung von Aus­gleichszöllen auf die Einfuhren von Erzeug­nissen aus Entwicklungsländern größte Zu­rückhaltung üben. Bei den im Gang befind­lichen multilateralen Handelsverhandlungen sollte das besondere Interesse der Entwick­lungsländer voll in dem Sinne berücksich­tigt werden, daß ihnen in geeigneten Fäl­len eine differenzierte und günstigere Be­handlung zuteil wird. 
10. Restriktive Geschäftspraktiken, die den Welthandel und insbesondere den Handel der Entwicklungsländer beeinträchtigen, soll­ten beseitigt werden und auf nationaler und internationaler Ebene sollten Anstrengungen mit dem Ziel der Aushandlung einer Ge­samtheit gerechter Grundsätze und Regeln gemacht werden. 
11. Die entwickelten Länder und die Ent­wicklungsländer, die dazu in der Lage sind, sollten besondere Maßnahmen ergreifen, um den am wenigsten entwickelten Ländern, den Binnen- und Inselländern unter den Ent­wicklungsländern bei der Umstrukturierung ihrer Wirtschaft zu helfen. 
12. Die in Abschnitt X der Entschließung 3202(S-VI) der Generalversammlung genann­ten Nothilfemaßnahmen sollten auf befri­steter Grundlage getroffen werden, um den besonderen Problemen der am schwersten betroffenen Länder im Sinne der Entschlie­ßungen 3201(S-VI) und 3202(S-VI) der Gene­ralversammlung vom 1. Mai 1974 Rechnung zu tragen, ohne dabei die Interessen der Ent­wicklungsländer insgesamt zu schädigen. 
13. Die Ausweitung des Handels zwischen den sozialistischen Ländern Osteuropas und den Entwicklungsländern sollte gemäß den Entschließungen 15(H) vom 25. März 1968 und 53(111) vom 19. Mai 1972 der Konferenz der Vereinten Nationen für Handel und Entwick­lung verstärkt werden. Zur Erreichung die­ses Ziels bedarf es zusätzlicher Maßnahmen und geeigneter Orientierungen. 
II. Transfer realer Ressourcen zur Finanzie­rung der Entwicklung von Entwicklungslän­dern und Internationale Währungsreformen 
1. Finanzmittel zu Vorzugsbedingungen an Entwicklungsländer müssen wesentlich er­höht, die Konditionen verbessert und ihr Zu­fluß muß voraussagbar, stetig und immer sicherer gemacht werden, um den Entwick­lungsländern die Durchführung langfristiger Programme für wirtschaftliche und soziale Entwicklung zu erleichtern. Kapitalhilfe soll­te in der Regel ungebunden sein. 
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2. Die entwickelten Länder bestätigen ihre fortdauernde Verpflichtung bezüglich der Ziele für den Transfer von Ressourcen, ins­besondere das Ziel von 0,7 Prozent des Bruttosozialprodukts für die öffentliche Ent­wicklungshilfe, wie es in der Internationalen Entwicklungsstrategie für das Zweite Ent­wicklungsjahrzehnt der Vereinten Nationen vereinbart wurde; sie nehmen als gemein­same Zielsetzung eine wirksame Steigerung der öffentlichen Entwicklungshilfe an, um diese Ziele bis zum Ende des Jahrzehnts zu erreichen. Die entwickelten Länder, die sich noch nicht an diese Ziele gebunden haben, verpflichten sich, sie noch innerhalb dieses Jaiirzehnts nach besten Kräften anzustreben. 
3. Die Herstellung einer Verbindung (link) zwischen den Sonderziehungsrechten und der Entwicklungshilfe sollte Teil der Überle­gungen des Internationalen Währungsfonds zur Schaffung neuer Sonderziehungsrechte bilden, wenn und soweit diese entsprechend den Bedürfnissen internationaler Liquidität geschaffen werden. Einvernehmen sollte bald über die Errichtung eines Treuhandfonds zugunsten der Entwicklungsländer erzielt werden, der zum Teil aus Goldverkäufen des Internationalen Währungsfonds und zum Teil aus freiwilligen Beiträgen zu finanzie­ren und von einer geeigneten Körperschaft zu verwalten wäre. Die Prüfung anderer Mittel für den Transfer voraussagbarer, ge­sicherter und stetiger realer Ressourcen sollte in den zuständigen Gremien beschleu­nigt durchgeführt werden. 
4. Die entwickelten Länder und internatio­nale Organisationen sollten den realen Wert und Umfang der Hilfe an die Entwicklungs­länder steigern und sicherstellen, daß diese den größtmöglichen Anteil an der Beschaf­fung von Ausrüstungen, Beratern und Bera­tungsdiensten erhalten. Diese Hilfe sollte zu weicheren Bedingungen gewährt werden und in der Regel ungebunden sein.. 
5. Zur Steigerung der insgesamt für die Ent­wicklungsfinanzierung zur Verfügung ste­henden Mittel bedarf es dringend einer w e ­sentlichen Aufstockung des Kapitals der Weltbankgruppe und insbesondere der Mit­tel der Internationalen Entwicklungsorgani­sation (IDA), um sie in die Lage zu ver­setzen, den ärmsten Ländern zusätzliche Mit­tel zu besonderen Vorzugsbedingungen zu gewähren. 
6. Die Mittel für die Entwicklungseinrichtun­gen der Vereinten Nationen, insbesondere für das Entwicklungsprogramm der Verein­ten Nationen, sollten ebenfalls verstärkt werden. Die den regionalen Entwicklungs­banken zur Verfügung stehenden Mittel soll­ten erhöht werden. Diese Steigerungen soll­ten die bilaterale Entwicklungshilfe nicht be­einträchtigen. 
7. Die Weltbankgruppe wird aufgefordert, soweit dies wünschenswert ist, neue Wege zu prüfen, wie sie ihre Finanzierung durch Management, Fachwissen, Technologie und Kapital auf privater Basis ergänzen kann und welche neuen Wege zur verstärkten Ent­wicklungsfinanzierung in den Entwicklungs­ländern im Einklang mit deren nationalen Plänen und Schwerpunkten gangbar sind. 
8. Die Schuldenlast der Entwicklungsländer wächst so sehr, daß ihre Einfuhrkapazität wie auch ihre Reserven ernsthaft belastet sind. Die Konferenz der Vereinten Nationen für Handel und Entwicklung wird auf ihrer Vierten Tagung die Notwendigkeit und Mög­lichkeit prüfen, sobald wie möglich eine Konferenz der wichtigsten Geber-, Gläubiger­und Schuldnerländer einzuberufen, auf der Mittel und Wege zur Erleichterung dieser Last unter Berücksichtigung der Entwick­lungsbedürfnisse der Entwicklungsländer und unter besonderer Beachtung der Notlage der am schwersten betroffenen Länder im Sinne der Entschließungen 3201(S-VI) und 3202(S-VI) der Generalversammlung gefunden werden sollen. 
9. Den Entwicklungsländern sollte vermehrt Zugang zu den Kapitalmärkten der entwik-kelten Länder zu günstigen Bedingungen gewährt werden. Hierzu sollte der gemein­same Entwicklungsausschuß des Internatio­nalen Währungsfonds und der Internationa­len Bank für Wiederaufbau und Entwick­lung seine Arbeiten so schnell wie möglich 

fortführen. Die zuständigen Gremien der Vereinten Nationen und andere in Betracht kommende internationale Stellen sollten auf­gefordert werden, Mittel und Wege zur Stei­gerung des Zuflusses öffentlicher und priva­ter Mittel in Entwicklungsländer zu prüfen; dabei sollten auch die auf dieser Tagung ge­machten Vorschläge für Investitionen in privaten und öffentlichen Unternehmen in Entwicklungsländern geprüft werden. Erwo­gen werden sollte auch die Prüfung eines internationalen Investmenttrusts und die Er­weiterung des Kapitals der Internationa­len Finanz-Corporation, wodurch jedoch die Erhöhung der Mittel anderer zwischenstaat­licher Finanz- und Entwicklungseinrichtun­gen und die bilaterale Entwicklungshilfe nicht beeinträchtigt werden dürften. 
10. Die entwickelten Länder und die Ent­wicklungsländer sollten des weiteren in der Form zusammenarbeiten, daß die entwickel­ten Länder und die Entwicklungsländer, die dazu in der Lage sind, Finanzmittel in Ent­wicklungsländern investieren und Technolo­gien und Ausrüstungen dorthin liefern. 
11. Die entwickelten Länder und die Ent­wicklungsländer, die dazu in der Lage sind, werden dringend ersucht, angemessene Bei­träge zum Sonderfonds der Vereinten Na­tionen zu leisten, damit ein Darlehenspro­gramm bald, und zwar möglichst schon 1976, durchgeführt werden kann. 
12. Die entwickelten Länder sollten die Kon­ditionen ihrer Hilfe in der Weise verbessern, daß sie für die am wenigsten entwickelten Länder, die Binnen- und Inselländer unter den Entwicklungsländern ein überwiegendes Zuschußelement enthält. 
13. Bei der Bereitstellung zusätzlicher Mit­tel, die den am schwersten betroffenen Län­dern helfen sollen, Ihre ernsten Zahlungs­bilanzdefizite zu beheben, sollten alle ent­wickelten Länder und die Entwicklungslän­der, die dazu in der Lage sind, sowie inter­nationale Organisationen wie die Internatio­nale Bank für Wiederaufbau und Entwick­lung und der Internationale Währungsfonds konkrete Maßnahmen zu ihren Gunsten er­greifen, darunter diejenigen, die in den Ent­schließungen 3201(S-VI) und 3202(S-VI) der Generalversammlung vorgesehen sind. 
14. Die Völkergemeinschaft sollte dem Phä­nomen der Naturkatastrophen, die häufig viele Teile der Welt heimsuchen und weit­reichende und verheerende wirtschaftliche, soziale und strukturelle Folgen, insbesondere in den am wenigsten entwickelten Ländern, haben, besondere Beachtung schenken. Zu diesem Zweck sollte die Generalversamm­lung auf Ihrer 30. Tagung bei der Behand­lung dieses Problems geeignete Maßnahmen prüfen und annehmen. 
15. Die Rolle nationaler Reservewährungen sollte vermindert werden, und die Sonder­ziehungsrechte sollten die zentrale Reserve des internationalen Währungssystems wer­den, damit für eine stärkere internationale Kontrolle über die Schaffung und gerechte Verteilung der Liquidität gesorgt werden kann und die möglichen Verluste als Folge von Schwankungen der Wechselkurse be­grenzt werden können. Vereinbarungen über Gold sollten mit dem vereinbarten Ziel des Abbaus der Rolle des Goldes im System und mit der gerechten Verteilung der neuen internationalen Liquidität in Einklang ste­hen und sollten insbesondere den Bedarf der Entwicklungsländer an größerer Liquidi­tät berücksichtigen. 
16. Der EntScheidungsprozeß sollte fair und für Änderungen aufgeschlossen sein; er sollte ganz besonders aufgeschlossen für einen ent­stehenden neuen wirtschaftlichen Einfluß auf Seiten der Entwicklungsländer sein. Die Be­teiligung der Entwicklungsländer am Ent-seheidungsprozeß in den zuständigen Orga­nen der internationalen Finanz- und Ent-wicklungseinriehtungen sollte angemessen verstärkt und wirksamer gemacht werden; dies sollte ohne Beeinträchtigung der brei­ten geographischen Vertretung der Entwick­lungsländer und im Einklang mit den be­stehenden und sich entwickelnden Regeln erfolgen. 
17. Die jetzt durch den Internationalen Wäh­rungsfonds zur Verfügung stehende Möglich­keit der Ausgleichsfinanzierung sollte er­

weitert und liberalisiert werden. In diesem Zusammenhang sollten der Fonds und an­dere zuständige Gremien der Vereinten Na­tionen verschiedene auf der jetzigen Tagung gemachte Vorschläge — einschließlich der Prü­fung einer neuen Einrichtung zur Entwick­lungssicherung — bald prüfen, die die Ein­bußen in den Ausfuhrerlösen von Entwick­lungsländern mildern würden — und zwar unter besonderer Berücksichtigung der ärm­sten Länder — und damit größere Hilfe für Jahre weitere wirtschaftliche Entwicklung schaffen. Desgleichen sollte der Internatio­nale Währungsfonds bald Vorschläge prü­fen, die darauf abzielen, seine Deckung lau­fender Transaktionen unter Einschluß von Fertigwaren und Dienstleistungen zu er­weitern und zu liberalisieren, die Durchfüh­rung der Ausgleichszahlung für Erlösein­bußen bei der Ausfuhr möglichst im Zeit­punkt ihres Eintretens sicherzustellen, bei der Festsetzung des Ausgleichsbetrags Schwankungen der Einfuhrpreise zu berück­sichtigen und die RückZahlungsfrist zu ver­längern. 
18. Ziehungen im Rahmen der vom Inter­nationalen Währungsfonds geschaffenen Möglichkeiten zur Finanzierung von Markt­ausgleichlagern (buffer stocks) sollten beim parallelen Floaten mit der Goldtranche ähn­lich behandelt werden wie im Rahmen der Ausgleichsfinanzierung, und der Fonds sollte die Möglichkeit einer Satzungsänderung be­schleunigt prüfen, die dem Interims-Aus­schuß möglichst auf seiner nächsten Sitzung vorzulegen wäre, wonach der Fonds inter­nationalen Marktausgleichlagern für Primär­produkte unmittelbar Unterstützung gewäh­ren kann. 

III. Wissenschaft und Technologie 
1. Die entwickelten Länder und die Entwick­lungsländer sollten bei der Schaffung, dem Ausbau und der Entwicklung der wissen­schaftlichen und technologischen Infrastruk­tur der Entwicklungsländer zusammenarbei­ten. Die entwickelten Länder sollten auch geeignete Maßnahmen ergreifen, etwa in Form von Beiträgen zur Einrichtung einer Informationsbank für industrielle Techno­logie und Prüfung der Möglichkeit regiona­ler und sektoraler Banken, um den Infor­mationsfluß in die Entwicklungsländer zu verstärken und so die Auswahl von Techno­logien, insbesondere moderner Technologien, zu ermöglichen. Auch die Schaffung eines internationalen Zentrums für den Austausch technologischer Informationen sollte geprüft werden, durch das die Entwicklungsländer an für sie relevanten Forschungsergebnissen teilhaben können. Hierfür sollte die General­versammlung auf ihrer dreißigsten Tagung mit den institutionellen Vorkehrungen im Rahmen der Vereinten Nationen befassen. 
2. Die entwickelten Länder sollten ihre Hilfe an Entwicklungsländer, die deren Wissen­schafts- und Technologieprogrammen un­mittelbar zugute kommt, erheblich auswei­ten und den Anteil ihrer Forschung und Ent­wicklung, der sich mit spezifischen Proble­men von hervorragendem Interesse für Ent­wicklungsländer befaßt, wesentlich erhöhen; sie sollten auch bei der Schaffung einer ge­eigneten einheimischen Technologie im Ein­klang mit durchführbaren, noch zu verein­barenden Zielen behilflich sein. Die General­versammlung fordert den Generalsekretär auf, eine Voruntersuchung durchzuführen und der Generalversammlung auf ihrer 31. Tagung zu berichten, ob es möglich ist, im Rahmen der Vereinten Nationen ein inter­nationales Energieinstitut zu errichten, das allen Entwicklungsländern bei der Erfor­schung und Entwicklung von Energiequellen behilflich ist. 
3. Alle Staaten sollten bei der Erarbeitung eines internationalen Verhaltenskodex für den Technologietransfer zusammenarbeiten, der insbesondere auf die speziellen Bedürf­nisse der Entwicklungsländer ausgerichtet ist. Die Arbeit an einem solchen Kodex sollte deshalb innerhalb der Konferenz der Vereinten Nationen für Handel und Ent­wicklung fortgeführt und so rechtzeitig be­endet werden, daß auf der vierten Tagung der Konferenz Beschlüsse getroffen werden können, einschließlich eines Beschlusses Uber 
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die Rechtsnatur des Kodex, und zwar so, daß ein Verhaltenskodex möglichst vor Ab­lauf des Jahres 1977 verabschiedet werden kann. Internationale Übereinkünfte über Pa­tente und Warenzeichen sollten insbesondere dahingehend überprüft und überarbeitet werden, daß sie den speziellen Bedürfnissen der Entwicklungsländer gerecht werden und ein befriedigenderes Instrumentarium zur Unterstützung der Entwicklungsländer beim Transfer und der Entwicklung von Techno­logie abgeben können. Das Patentwesen in den einzelnen Staaten sollte unverzüglich dem internationalen Patentwesen in seiner überarbeiteten Form angepaßt werden. 
4. Die entwickelten Länder sollten den Zu­gang der Entwicklungsländer zur Informa­tik, zu einschlägigen Informationen über moderne und andere ihren speziellen Be­dürfnissen entsprechenden Technologien so­wie über neuere Anwendungen bestehender Technologien, Neuentwicklungen und Mög­lichkeiten ihrer Anpassung an örtliche Be­dürfnisse bald und zu günstigen Konditionen erleichtern. Da in der Marktwirtschaft mo­derne Technologie für die Industrieproduk­tion meist von privaten Einrichtungen ent­wickelt wird, sollten es die entwickelten Länder diesen Einrichtungen erleichtern und sie ermuntern, wirksame Technologien für die Schwerpunkte in den Entwicklungslän­dern bereitzustellen. 
5. Die entwickelten Länder sollten den Ent­wicklungsländern möglichst ungehinderten und vollständigen Zugang zu Technologien geben, deren Transfer nicht privater Ent­scheidung unterliegt. 
6. Die entwickelten Länder sollten den Markt für gewerbliche Schutzrechte transparenter machen, um den Entwicklungsländern die Auswahl von Technologien zu erleichtern. Die einschlägigen Organisationen der Ver­einten Nationen sollten unter Mitwirkung der entwickelten Länder entsprechende Vor­haben zugunsten der Entwicklungsländer auf dem Gebiete der Information, Beratung und Ausbildung in Angriff nehmen. 
7. Eine Konferenz der Vereinten Nationen über Wissenschaft und Technologie der Ent­wicklung sollte 1978 oder 1979 abgehalten werden, die vor allem folgende Ziele haben soll: Stärkung der technologischen Kapazität der Entwicklungsländer, damit sie Wissen­schaft und Technologie auf ihre eigene Ent­wicklung anwenden können; Verabschiedung wirksamer Maßnahmen für die Nutzung wis­senschaftlichen und technologischen Poten­tials bei der Lösung von Entwicklungspro­blemen von regionaler und globaler Bedeu­tung, insbesondere für die Entwicklungs­länder; Bereitstellung eines Instrumentari­ums der Zusammenarbeit für die Entwick­lungsländer bei der Nutzung von Wissen­schaft und Technologie zur Lösung sozialer und wirtschaftlicher Probleme, die nicht im Alleingang gelöst werden können, im Ein­klang mit nationalen Prioritäten und unter Berücksichtigung der Empfehlungen der zwischenstaatlichen Arbeitsgruppe des Aus­schusses für Wissenschaft und Technologie der Entwicklung. 
8. Die Vereinten Nationen sollten, mit ge­eigneter Finanzierung, bei der Erreichung der oben genannten Ziele und beim Ausbau der wissenschaftlichen und technologischen Zusammenarbeit aller Staaten eine große Rolle spielen, damit eine entwicklungsbezo-gene Anwendung von Wissenschaft und Tech­nologie sichergestellt wird. Der Arbeit der einschlägigen Organisationen der Vereinten Nationen — insbesondere der Konferenz der Vereinten Nationen für Handel und Entwick­lung, der Organisation der Vereinten Na­tionen für industrielle Entwicklung, der In­ternationalen Arbeitsorganisation, der Orga­nisation der Vereinten Nationen für Erzie­hung, Wissenschaft und Kultur, der Organi­sation für Ernährung und Landwirtschaft, der Weltorganisation für geistiges Eigentum und des Entwicklungsprogramms der Ver­einten Nationen — zur Erleichterung des Transfers und der Verbreitung von Techno­logie sollte hoher Vorrang eingeräumt wer­den. Der Generalsekretär der Vereinten Na­tionen sollte Schritte unternehmen, um zu gewährleisten, daß innerhalb der Vereinten Nationen vorhandene Technologie und Er­fahrung weit verbreitet wird und den Ent­

wicklungsländern, die sie benötigen, leicht zugänglich ist. 9. Die Weltgesundheitsorganisation und die zuständigen Organe der Vereinten Nationen, insbesondere das Kinderhilfswerk der Ver­einten Nationen, sollten die internationalen Bemühungen zur Verbesserung des Gesund­heitsstands in den Entwicklungsländern ver­stärken, indem sie der Verhütung von Krankheit und Unterernährung Vorrang ein­räumen und den Gemeinschaften Gesund­heitsgrunddienste, einschließlich der Mütter-, Kinder- und Familienfürsorge, bereitstellen. 
10. Da die Abwanderung von Fachpersonal in die entwickelten Länder die Entwicklung der Entwicklungsländer ernsthaft behindert, muß dringend eine nationale und internatio­nale Politik erarbeitet werden, damit dem >brain drain< und seinen nachteiligen Wir­kungen Einhalt geboten wird. 
IV. Industrialisierung 
1. Die Generalversammlung unterstützt die Erklärung und den Aktionsplan von Lima über Zusammenarbeit bei der industriellen Entwicklung und fordert alle Regierungen auf, individuell bzw. kollektiv die erfor­derlichen Maßnahmen und Entscheidungen zu treffen, um ihren Verpflichtungen gemäß der Erklärung und dem Aktionsplan von Lima wirksam nachzukommen. 
2. Die entwickelten Länder sollten die Er­arbeitung heuer Zielsetzungen erleichtern und vorhandene Zielsetzungen einschließlich der Arbeitsmarktpolitik ausbauen, die eine Verlegung ihrer Industrien fördern, welche für die Entwicklungsländer international eine geringere Konkurrenz darstellen, so daß Strukturanpassungen in den ersteren und eine bessere Nutzung des natürlichen und menschlichen Potentials in letzteren er­folgen. Dabei können die Wirtschaftsstruk­turen und die wirtschaftlichen, sozialen und Sicherheitsbelange der beteiligten entwickel­ten Länder und die Notwendigkeit Berück­sichtigung finden, solche Industrien in le­bensfähigere Produktionsabläufe oder in an­dere Wirtschaftszweige zu verlagern. 
3. Ein Konsultationssystem, wie es der Ak­tionsplan von Lima vorsieht, sollte auf glo­baler, regionaler, interregionaler und sekto­raler Ebene innerhalb der Organisation der Vereinten Nationen für industrielle Entwick­lung und anderer geeigneter internationaler Gremien zwischen den entwickelten Ländern und den Entwicklungsländern und unter den Entwicklungsländern selbst eingerichtet wer­den, um die Erreichung der im Bereich der Industrialisierung gesteckten Ziele zu er­leichtern, einschließlich der Verlegung ge­wisser in den entwickelten Ländern vor­handener Produktionskapazitäten und der Schaffung neuer Industrieanlagen in den Entwicklungsländern. In diesem Zusammen­hang sollte auf Antrag der betreffenden Länder die Organisation der Vereinten Na­tionen für industrielle Entwicklung als Ver­handlungsforum für Abkommen im Bereich der Industrie zwischen entwickelten Län­dern und Entwicklungsländern und unter den Entwicklungsländern selbst dienen. 
4. Der Exekutivdirektor der Organisation der Vereinten Nationen für industrielle Entwick­lung sollte sofort dafür sorgen, daß diese Organisation als Konsultations- und Ver­handlungsforum für Industrieabkommen be­reitsteht. In seinen Bericht an die nächste Tagung des Rates für industrielle Entwick­lung über die hierfür getroffenen Maßnah­men sollte der Exekutivdirektor auch Vor­schläge für die Einrichtung eines Konsulta­tionssystems aufnehmen. Der Rat wird auf­gefordert, bald Verfahrensregeln für dieses System zu entwerfen. 
5. Zur Förderung der Zusammenarbeit zwi­schen den entwickelten Ländern und den Entwicklungsländern sollten sich beide Sei­ten bemühen, einander geeignete Informa­tionen über ihre Schwerpunktbereiche und die von ihnen gewünschte Form der indu­striellen Zusammenarbeit zukommen zu las­sen. Die Bemühungen der Konferenz der Vereinten Nationen für Handel und Ent­wicklung über Dreieckskooperation zwischen Ländern unterschiedlicher Wirtschafts- und Gesellschaftsstruktur könnten zu konstruk­tiven Vorschlägen für die Industrialisierung der Entwicklungsländer führen. 

6. Die entwickelten Länder sollten wann immer möglich ihre Unternehmen ermutigen, sich im Rahmen der Entwicklungspläne und -programme der Entwicklungsländer, die dies wünschen, an Investitionsvorhaben zu beteiligen; diese Beteiligung sollte gemäß den Rechtsvorschriften der betreffenden Ent­wicklungsländer erfolgen. 
7. Unter der Schirmherrschaft der Organisa­tion der Vereinten Nationen für industrielle Entwicklung und in Konsultation mit dem Generalsekretär der Konferenz der Verein­ten Nationen für Handel und Entwicklung sollten alle Regierungen eine gemeinsame Untersuchung vornehmen und dabei Wissen, Erfahrung und Können der Vereinten Na­tionen in bezug auf Methoden und Mecha­nismen einer diversifizlerten finanziellen und technischen Zusammenarbeit, die den besonderen und wechselnden Erfordernissen internationaler industrieller Zusammenarbeit angepaßt sind, sowie ein allgemeines Sy­stem von Leitlinien für die zweiseitige in­dustrielle Zusammenarbeit voll nutzen. Ein Bericht über den Stand dieser Untersuchung sollte der Generalversammlung auf ihrer 31. Tagung vorgelegt werden. 
8. Besondere Aufmerksamkeit sollte den spe­ziellen Problemen der Industrialisierung der am wenigsten entwickelten und der Binnen-und Inselländer unter den Entwicklungslän­dern gelten, um ihnen die technischen und finanziellen Hilfsmittel und die unerläß­lichen Güter zur Verfügung zu stellen, die sie brauchen, um ihre speziellen Probleme überwinden und die ihnen aufgrund ihres menschlichen und materiellen Potentials zu­kommende Rolle In der Weltwirtschaft spie­len zu können. 
9. Die Generalversammlung macht sich die Empfehlung der zweiten Generalkonferenz der Organisation der Vereinten Nationen für industrielle Entwicklung zu eigen, diese in den Rang einer Sonderorganisation zu erhe­ben, und beschließt die Einsetzung eines zwischenstaatlichen Gesamtausschusses unter Einbeziehung der Teilnehmerstaaten der zweiten Generalkonferenz, der in Wien zu­sammentreten und eine Satzung für die Or­ganisation der Vereinten Nationen für indu­strielle Entwicklung als Sonderorganisation entwerfen soll, die einer vom Generalsekre­tär im letzten Quartal 1976 einzuberufenden Konferenz von Bevollmächtigten vorzulegen ist. 
10. Angesichts der Bedeutung der bevor­stehenden Weltarbeitskonferenz sollten die Regierungen angemessene Vorbereitungen und Konsultationen einleiten. 
V. Ernährung und Landwirtschaft 
1. Die Lösung der Welternährungsprobleme liegt in erster Linie in einer schnellen Stei­gerung der Nahrungsmittelproduktion in den Entwicklungsländern. Hierzu sollten drin­gend notwendige Änderungen in der Struk­tur der Weltnahrungsmittelproduktion ein­geleitet und handelspolitische Maßnahmen durchgeführt werden, um eine spürbare Er­höhung der landwirtschaftlichen Produktion und der Ausfuhrerlöse der Entwicklungs­länder zu erzielen. 
2. Zur Erreichung dieser Ziele ist es wesent­lich, daß die entwickelten Länder und die Entwicklungsländer, die hierzu in der Lage sind, den Umfang der Landwirtschafts- und Nahrungsmittelproduktionshilfe an Entwick­lungsländer beträchtlich steigern und daß die entwickelten Länder den Marktzugang für unverarbeitete und verarbeitete Nah-rungs- und Agrarerzeugnisse, an denen die Entwicklungsländer ein Exportinteresse ha­ben, tatsächlich erleichtern und gegebenen­falls erforderliche Anpassungsmaßnahmen ergreifen. 
3. Die Entwicklungsländer sollten der För­derung der Landwirtschaft und des Fischerei­wesens einen hohen Stellenwert beimessen, ihre Investitionen hierfür entsprechend er­höhen und eine Politik verfolgen, die den landwirtschaftlichen Erzeugern ausreichende Anreize biete. Es obliegt jedem einzelnen Staat, die Wechselwirkung zwischen der Aus­weitung der Nahrungsmittelerzeugung und sozialen und wirtschaftlichen Reformen nach seinem souveränen Ermessen und im Ein­klang mit seiner Entwicklungsplanung und 
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-Politik so zu fördern, daß eine integrierte Entwicklung des ländlichen Raumes entsteht. Die Nachernteverluste in den Entwicklungs­ländern sollten vorrangig gesenkt werden, so daß sie bis 1985 um mindestens 50 Prozent geringer sind. Alle Länder und zuständigen internationalen Organisationen sollten finan­ziell und technisch bei der Erreichung dieses Zieles mitwirken. Besondere Aufmerksam­keit sollte der Verbesserung der Verteilungs­systeme für Nahrungsmittel gelten. 
4. Die Beratungsgruppe für Fragen der Nah­rungsmittelerzeugung und Investitionen in Entwicklungsländern sollte schnell ermitteln, in Welchen Entwicklungsländern die Nah­rungsmittelerzeugung sehr schnell und wirk­sam gesteigert werden kann und in welchen anderen Entwicklungsländern sich eine schnelle Agrarexpansion ermöglichen ließe, insbesondere in Ländern mit Nahrungsmit­teldefiziten. Diese Feststellungen würden es den entwickelten Ländern und den zuständi­gen internationalen Organisationen erleich­tern, ihre Mittel auf eine rasche Steigerung der landwirtschaftlichen Erzeugung in den Entwicklungsländern zu konzentrieren. 
5. Die entwickelten Länder sollten eine Poli­tik verfolgen, die eine stabile Versorgung der Entwicklungsländer mit ausreichenden Mengen von Düngemitteln und anderen Ein­satzstoffen zu angemessenen Preisen sicher­stellt. Desgleichen sollten sie den Entwick­lungsländern bei der Steigerung der Lei­stungsfähigkeit ihrer Industrie für Dünge­mittel und andere landwirtschaftliche Einsatz­stoffe behilflich sein und zu diesem Zweck Investitionen in den Entwicklungsländern fördern. Dabei sollte man sich des Instru­mentariums des internationalen Versorgungs­systems für Kunstdünger bedienen. 
6. Zur Gewinnung zusätzlicher Mittel für die landwirtschaftliche Entwicklung in den Ent­wicklungsländern zu Vorzugsbedingungen sollten die entwickelten Länder und die Ent­wicklungsländer, die dazu In der Lage sind, freiwillig erhebliche Beiträge zum geplanten internationalen Fonds zur Förderung der Landwirtschaft zusagen, so daß dieser bis Ende 1975 mit einem Anfangskapital von SZR 1000 Millionen gegründet werden kann. Da­nach sollten dem Fonds kontinuierlich wei­tere Mittel zugeführt werden. 
7. Angesichts der erheblichen Bedeutung der landwirtschaftlichen Grundlagen- und ange­wandten Forschung für die Anhebung der Qualität und Quantität der Nahrungsmittel­erzeugung sollten die entwickelten Länder die Ausweitung der Tätigkeit bestehender in­ternationaler Agrarforschungszentren unter­stützen. Im Rahmen ihrer bilateralen Pro­gramme sollten sie ihre Verbindung mit die­sen internationalen Forschungszentren und mit den nationalen Agrarforschungszentren der Entwicklungsländer stärken. Zur Verbes­serung der Produktivität und Wettbewerbs­fähigkeit synthetischer Agrar- und Forster­zeugnisse außerhalb des Nahrungsmittelbe­reichs sollten Forschung und technische Hilfe durch einen geeigneten Mechanismus koor­diniert und finanziet werden. 
8. Angesichts der Bedeutung der Nahrungs­mittelhilfe als Ubergangsmaßnahme sollten alle Länder sowohl den Grundsatz einer Min-destnahrungsmittelhilfe als auch das Konzept einer Vorausplanung der Nahrungsmittel­hilfe akzeptieren. Das Ziel für das Erntejahr 1975—76 sollte bei 10 Millionen Tonnen Ge­treide liegen. Sie sollten auch den Grundsatz annehmen, wonach Nahrungsmittelhilfe auf der Grundlage einer objektiven Bedarfser­mittlung in den Empfängerländern verteilt werden sollte. In diesem Zusammenhang werden alle Länder zur Teilnahme an dem Weltinformations- und Frühwarnsystem für Nahrungsmittel und Landwirtschaft aufge­fordert. 
9. Die entwickelten Länder sollten dort, w o bisher Nahrungsmittellieferungen nicht als Zuschuß geliefert wurden, den Zuschußanteil an der Nahrungsmittelhilfe erhöhen und in wachsendem Maße eine multilaterale Vertei­lung dieser Hilfe akzeptieren. Bei der Liefe­rung und Finanzierung von Getreide zu wei­chen Bedingungen an Entwicklungsländer, die dieser Hilfe bedürfen, sollten die ent­wickelten Länder und das Welternährungs­programm den Interessen der Nahrungsmittel 

ausführenden Entwicklungsländer angemes­sen Rechnung tragen und darauf achten, daß in diese Hilfe soweit möglich Nahrungsmit­telkäufe aus den Nahrungsmittel ausführen­den Entwicklungsländern eingehen. 
10. Die entwickelten Länder und die Ent­wicklungsländer, die dazu in der Lage sind, sollten den am schwersten betroffenen Län­dern Getreidelieferungen und Kapitalhilfe zu günstigsten Bedingungen gewähren, da­mit sie ihre Bedürfnisse an Nahrungsmit­teln und landwirtschaftlicher Entwicklung im Rahmen der Zwänge ihrer Zahlungsbl-lanzposition decken können. Die Geberländer sollten im übrigen bilateral und multilateral Bar- und Sachhilfe zu weichen Bedingungen bereitstellen, damit die am schwersten be­troffenen Länder den geschätzten Bedarf von etwa 1 Million t pflanzlicher Nährstoffe im Erntejahr 1975—1976 decken können. 
11. Die entwickelten Länder sollten ihre bi­laterale und multilaterale Nahrungsmittel­hilfe im Einklang mit den Verfahren der Grundsätze der Organisation der Vereinten Nationen für Ernährung und Landwirtschaft hinsichtlich der Überschußverwertung lei­sten, damit unnötige Marktpreisschwankun­gen oder eine Zerrüttung der kommerziellen Ausfuhrmärkte, die für exportierende Ent­wicklungsländer von Interesse sind, vermie­den werden. 
12. Alle Länder sollten der Internationalen Verpflichtung über die Sicherung der Welt­ernährung beitreten. Sie sollten Weltvorräte an Getreide anlegen und unterhalten, die national oder regional an strategischen Stand­orten in entwickelten Ländern und Entwick­lungsländern, Einfuhr- und Ausfuhrländern gehalten werden und groß genug sein soll­ten, um voraussehbare größere Produktions­ausfälle auszugleichen. Die Arbeit im Welt­ernährungsrat und anderen geeigneten Foren sollte intensiv und vorrangig fortgeführt werden, um — auch unter Berücksichtigung des auf dieser Tagung gemachten Vorschlags, wonach der Weizen- und Reisanteil am Ge­samtvorrat 30 Mio. t betragen soll — den Um­fang der erforderlichen Vorräte zu bestim­men. Der Welternährungsrat sollte der Gene­ralversammlung auf ihrer 31. Tagung hier­über berichten. Die entwickelten Länder sollten die Entwicklungsländer bei ihren Be­mühungen unterstützen, ihren vereinbarten Anteil an diesen Vorräten anzulegen und zu unterhalten. Bis zur Einrichtung des Welt­getreidevorrats sollten die entwickelten Län­der und die Entwicklungsländer, die dazu in der Lage sind, Lagervorräte und/oder Geld­mittel als Notreserve zur Bereitstellung an das Welternährungsprogramm vorsehen, um dieses besser in die Lage zu versetzen, mit Krisensituationen in Entwicklungsländern fertig zu werden. Das Mindestziel sollten 500 000 t sein. 
13. Die Mitglieder der Generalversammlung bekräftigen ihre volle Unterstützung der Ent­schließungen der Welternährungskonferenz und fordern den Welternährungsrat auf, die Durchführung des Abschnitts V dieser Ent­schließung zu überwachen und der General­versammlung auf ihrer 31. Tagung zu berich­ten. 
VI. Zusammenarbeit der Entwicklungsländer 
1. Die entwickelten Länder und die Verein­ten Nationen sind aufgerufen, die Entwick­lungsländer auf deren Bitte bei der Stärkung und Ausweitung ihrer Zusammenarbeit auf subregionaler, regionaler und interregiona­ler Ebene zu unterstützen. Hierzu sollten geeignete institutionelle Vorkehrungen im Rahmen der Entwicklungshilfeeinrichtungen der Vereinten Nationen getroffen bzw. aus­gebaut werden, so z. B. in der Konferenz der Vereinten Nationen für Handel und Entwick­lung, der Organisation für industrielle Ent­wicklung und dem Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen. 
2. Der Generalsekretär wird im Verein mit den einschlägigen Organisationen der Ver­einten Nationen ersucht, laufende Vorhaben und Tätigkeiten weiter zu unterstützen und Einrichtungen in den Entwicklungsländern mit weiteren Untersuchungen unter Berück­sichtigung des bereits in den Vereinten Na­tionen einschließlich insbesondere der Regio­nalkommissionen und der Konferenz der 

Vereinten Nationen für Handel und Ent­wicklung vorhandenen Materials und im Ein­klang mit subregionalen und regionalen Ab­machungen zu beauftragen. Diese weiteren Untersuchungen, die der Generalversamm­lung auf ihrer 31. Tagung vorzulegen wären, sollten zunächst folgendes umfassen: 
a) Nutzung von know-how, Fertigkeiten, na­türlichen Hilfsquellen, Technologie und Finanzmitteln, die in den Entwicklungs­ländern vorhanden sind, für die Investi­tionsförderung in Industrie, Landwirt­schaft, Verkehrs- und Nachrichtenwesen; 
b) Maßnahmen der Handeisliberalisierung einschließlich Zahlungs- und Verrechnungs­regelungen für Primärgrundstoffe, Fertig­waren und Dienstleistungen wie Bankge­schäfte, Versand, Versicherung und Rück­versicherung ; 
c) Übertragung von Technologie. 3. Im Verein mit anderen Initiativen würden diese Untersuchungen über Zusammenarbeit der Entwicklungsländer das Entstehen einer systematischen Wirtschaftsentwicklung der Entwicklungsländer begünstigen. 
VII. Umstrukturierung der wirtschaftlichen und sozialen Sektoren der Vereinten Natio­nen 
1. Um den Umstrukturierungsprozeß der Ver­einten Nationen einzuleiten, der sie besser dazu befähigen soll, gemäß den Entschlie­ßungen der Generalversammlung Nr. 3172 (XXVIII) vom 17. Dezember 1973 und Nr. 3343 (XXIX) vom 17. Dezember 1974 die Probleme der internationalen wirtschaftlichen Entwick­lung und Zusammenarbeit umfassend und tatkräftig zu behandeln und den Forderun­gen der Erklärung und des Aktionspro­gramms über die Errichtung einer neuen Weltwirtschaftsordnung sowie der Charta der wirtschaftlichen Rechte und Pflichten der Staaten gerecht zu werden, wird hiermit zur Vorbereitung ausgereifter Aktionsvorschläge ein Ad-hoc-Ausschuß für die Umstrukturie­rung der wirtschaftlichen und sozialen Sek­toren der Vereinten Nationen als Gesamt­ausschuß der Generalversammlung eingesetzt, der allen Staaten zur Teilnahme offen steht. Der Ad-hoc-Ausschuß sollte seine Arbeit so­fort aufnehmen und die Generalversamm­lung auf ihrer 30. Tagung über den erzielten Fortschritt unterrichten sowie ihr auf ihrer 31. Tagung über den Wirtschafts- und Sozial­rat auf dessen wiederaufgenommener Tagung Bericht erstatten. Bei seiner Arbeit sollte der Ad-hoc-Ausschuß u. a. die einschlägigen Vor­schläge und Dokumente berücksichtigen, die in Vorbereitung der 7. Sondertagung der Ge­neralversammlung gemäß Entschließung 3343 (XXIX) und anderen entsprechenden Be­schlüssen einschließlich des Berichts der Sachverständigengruppe über die Struktur der Vereinten Nationen unter dem Titel >Ei-ne neue Struktur der Vereinten Nationen für weltweite wirtschaftliche Zusammenarbeit^ der Niederschriften über die entsprechenden Beratungen des Wirtschafts- und Sozialrats, des Handels- und Entwicklungsrats, des Gou­verneursrats des Entwicklungsprogramms der Vereinten Nationen und der 7. Sonder­tagung der Generalversammlung sowie der Ergebnisse der bevorstehenden Beratungen der Konferenz der Vereinten Nationen für Handel und Entwicklung auf ihrer 4. Tagung über institutionelle Vorkehrungen und des Gouverneursrats des Umweltprogramms der Vereinten Nationen auf seiner 4. Tagung, vor­gelegt wurden. Alle Organe der Vereinten Nationen einschließlich der Regionalkommis­sionen sowie der Sonderorganisationen und der internationalen Atomenergie-Organisa­tion werden zur Teilnahme an der Arbeit des Ad-hoc-Ausschusses auf hoher Ebene aufgefordert und gebeten, etwaigen Ersu­chen des Ausschusses um Informationen, Da­ten oder Stellungnahmen nachzukommen. 
2. In der Zwischenzeit sollte der Wirtschafts­und Sozialrat den gemäß der Ratsentschlie­ßung 1768 (LIV) vom 18. Mai 1973 und der Entschließung 3341 (XXIX) der Generalver­sammlung vom 17. Dezember 1974 begonne­nen Rationalisierungs- und Reformprozeß fortführen und spätestens auf seiner wieder­aufgenommenen 61. Tagung die Empfehlun­gen des Ad-hoc-Ausschusses voll berücksich­tigen, die sich im Rahmen dieser Entschlie­ßungen bewegen. 
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Entschließungen und Anträge des Sicherheitsrats 
und der Generalversammlung: 
Nahost, UN-Mitgliedschaft, West-Sahara 

Nahost 
SICHERHEITSRAT — Gegenstand: Weiterer Einsatz der Friedenstruppe der Vereinten Nationen zur Überwachung der Entflech­tung auf dem Sinai. — Entschließung 371 (1975) vom 24. Juli 1975 Der Sicherheitsrat, — in Erinnerung an seine Entschließungen 338 (1973), 340 (1973), 341 (1973), 346 (1974), 362 (1974) und 368 (1975), — unter Berücksichtigung des Schreibens des Stellvertretenden Ministerpräsidenten und Ministers für Auswärtige Angelegenheiten der Arabischen Republik Ägypten vom 14. Juli 1975 an den Generalsekretär (S/11757), — im Bewußtsein des Appells des Präsidenten des Sicherheitsrats an die Regierung der Arabischen Republik Ägypten vom 21. Juli 1975 (S/11771) und mit dem Ausdruck der Genugtuung über die Antwort der Regierung der Arabischen Republik Ägypten hierzu (S/11771), — nach Erörterung des Berichts des General­sekretärs über die Friedenstruppe der Ver­einten Nationen (S/11758), 
— mit dem Ausdruck der Sorge über den wei­terhin bestehenden Zustand der Spannung in dem Gebiet und über das Fehlen eines Fortschritts in Richtung auf die Erreichung eines gerechten und dauerhaften Friedens im Nahen Osten, 
1. fordert die betroffenen Parteien auf, un­verzüglich die Entschließung des Sicher­heitsrats 338 (1973) zu erfüllen; 
2. beschließt, das Mandat der Friedenstruppe der Vereinten Nationen für einen Zeit­raum von drei Monaten, das heißt bis zum 24. Oktober 1975, zu erneuern; 
3. ersucht den Generalsekretär, am Ende die­ses Zeitraums oder zu irgendeiner ande­ren Zeit innerhalb dieses Zeitraums einen Bericht über die Lage im Nahen Osten und über die Schritte, die zur Erfüllung der Entschließung 338 (1973) erfolgt sind, vorzulegen. 
Abstimmungsergebnis: + 1 3 ; —0; = 0 . China und der Irak nahmen an der Abstimmung nicht teil. 
UN-Mitgliedschaft 
SICHERHEITSRAT — Gegenstand: Aufnah­me der Republik Süd-Vietnam. — Ent­schließungsantrag S/11795 vom 8. August 1975 Der Sicherheitsrat, — nach Prüfung des Gesuchs der Republik Süd-Vietnam um Aufnahme in die Ver­einten Nationen (S/11761), > empfiehlt der Generalversammlung, die Republik Süd-Vietnam als Mitglied in die Vereinten Nationen aufzunehmen. 
Abstimmungsergebnis vom 11. August 1975: + 13; — 1 : Vereinigte Staaten; = 1 : Costa Rica. Wegen der ablehnenden Stimme der Vereinigten Staaten wurde der Antrag nicht angenommen (Veto). 
SICHERHEITSRAT — Gegenstand: Aufnah­me der Demokratischen Republik Vietnam. — Entschließungsantrag S/11796 vom 8. Au­gust 1975 
Der Sicherheitsrat, — nach Prüfung des Gesuchs der Demokrati­schen Republik Vietnam um Aufnahme in die Vereinten Nationen (S/11761), > empfiehlt der Generalversammlung, die Demokratische Republik Vietnam als Mit­glied in die Vereinten Nationen aufzuneh­men. \ 
Abstimmungsergebnis vom 11. August 1975: + 13; — 1 : Vereinigte Staaten; = 1 : Costa Rica. Wegen der ablehnenden Stimme der Vereinigten Staaten wurde der Antrag nicht angenommen (Veto). 
SICHERHEITSRAT — Gegenstand: Aufnah­me der Republik Kap Verde. — Entschlie­ßung 372 (1975) vom 18. August 1975 

Der Sicherheitsrat, — nach Prüfung des Gesuchs der Republik Kap Verde um Aufnahme in die Vereinten Nationen (S/11800), > empfiehlt der Generalversammlung, die Republik Kap Verde als Mitglied in die Vereinten Nationen aufzunehmen. 
Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 
SICHERHEITSRAT — Gegenstand: Aufnah­me der Republik Sao Tome und Principe. — Entschließung 373 (1975) vom 18. August 1975 
Der Sicherheitsrat, — nach Prüfung des Gesuchs der Demokrati­schen Republik Sao Tome und Principe um Aufnahme in die Vereinten Nationen (S/11804), > empfiehlt der Generalversammlung, die Demokratische Republik Sao Tome und Principe als Mitglied in die Vereinten Na­tionen aufzunehmen. 
Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 
SICHERHEITSRAT — Gegenstand: Aufnah­me der Volksrepublik Mosambik. — Ent­schließung 374 (1975) vom 18. August 1975 
Der Sicherheitsrat, — nach Prüfung des Gesuchs der Volksrepu­blik Mosambik um Aufnahme in die Ver­einten Nationen (S/11805), 
> empfiehlt der Generalversammlung, die Volksrepublik Mosambik als Mitglied in die Vereinten Nationen aufzunehmen. 
Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 
GENERALVERSAMMLUNG — Gegenstand: Aufnahme neuer Mitglieder in die Verein­ten Nationen. — Entschließung 3366 (XXX) vom 19. September 1975 
Die Generalversammlung, — nach Prüfung des besonderen Berichts des Sicherheitsrats an die Generalversamm­lung (S/10179), — in Kenntnisnahme der Schreiben der Stän­digen Beobachter der Demokratischen Re­publik Vietnam und der Republik Süd-Vietnam bei den Vereinten Nationen an den Präsidenten der Generalversammlung (A/10238), — in Bestätigung der legitimen Rechte der Demokratischen Republik Vietnam und der Republik Süd-Vietnam, Mitglieder der Ver­einten Nationen zu werden, — unter Berücksichtigung der Fähigkeit und Bereitschaft der Demokratischen Republik Vietnam und der Republik Süd-Vietnam, die Verpflichtungen der Charta der Ver­einten Nationen zu erfüllen, — in Kenntnis, daß am 11. August 1975 drei­zehn Mitglieder des Sicherheitsrats für die beiden Entschließungsanträge gestimmt ha­ben, welche die Aufnahme der Demokra­tischen Republik Vietnam und der Repu­blik Süd-Vietnam in die Vereinten Natio­nen empfahlen, 1. ist der Ansicht, daß die Demokratische Re­publik Vietnam und die Republik Süd-Vietnam als Mitglieder in die Vereinten Nationen aufgenommen werden sollten; 
2. ersucht dementsprechend den Sicherheits­rat, ihre Gesuche unverzüglich und befür­wortend in genauer Übereinstimmung mit Artikel 4 Absatz 1 der Charta der Verein­ten Nationen erneut zu behandeln. 
Abstimmungsergebnis: +123 (u. a. die Mit­glieder der Europäischen Gemeinschaft); - 9: Bolivien, Dominikanische Republik, Israel, Kolumbien, Malawi, Nicaragua, Pa­raguay, Uruguay, Vereinigte Staaten. 
SICHERHEITSRAT — Gegenstand: Aufnah­me von Papua-Neuguinea. — Entschließung 375 (1975) vom 22. September 1975 
Der Sicherheitsrat, — nach Prüfung des Gesuchs von Papua-Neu­guinea um Aufnahme in die Vereinten Na-Nationen (S/11823), 

> empfiehlt der Generalversammlung, Pa­pua-Neuguinea als Mitglied in die Verein­ten Nationen aufzunehmen. 
Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 
SICHERHEITSRAT — Gegenstand: Aufnah­me der Republik Süd-Vietnam. — Ent­schließungsantrag S/11832 vom 29. Septem­ber 1975 
Der Sicherheitsrat, — nach erneuter Prüfung des Gesuchs der Republik Süd-Vietnam um Aufnahme in die Vereinten Nationen, im Einklang mit dem Gesuch, das in der Entschließung der Generalversammlung 3366 (XXX) vom 19. September 1975 enthalten 1st, 
> empfiehlt der Generalversammlung, die Republik Süd-Vietnam als Mitglied in die Vereinten Nationen aufzunehmen. 
Abstimmungsergebnis vom 30. September 1975: + 14; — 1 : Vereinigte Staaten. Wegen der ablehnenden Stimme der Vereinigten Staa­ten wurde der Antrag nicht angenommen (Veto). 
SICHERHEITSRAT — Gegenstand: Aufnah­me der Demokratischen Republik Vietnam. — Entschließungsantrag S/11833 vom 29. September 1975 
Der Sicherheitsrat, — nach erneuter Prüfung des Gesuchs der Demokratischen Republik Vietnam um Aufnahme in die Vereinten Nationen, im Einklang mit dem Gesuch, das in der Ent­schließung der Generalversammlung 3366 (XXX) vom 19. September 1975 enthalten ist, > empfiehlt der Generalversammlung, die Demokratische Republik Vietnam als Mit­glied in die Vereinten Nationen aufzuneh­men. 
Abstimmungsergebnis vom 30. September 1975: + 14; — 1 : Vereinigte Staaten. Wegen der ablehnenden Stimme der Vereinigten Staa­ten wurde der Antrag nicht angenommen (Veto). 
SICHERHEITSRAT — Gegenstand: Aufnah­me der Komoren. — Entschließung 376 (1975) vom 17. Oktober 1975 
Der Sicherheitsrat, — nach Prüfung des Gesuchs der Komoren um Aufnahme in die Vereinten Nationen, > empfiehlt der Generalversammlung, die Komoren als Mitglied in die Vereinten Nationen aufzunehmen. 
Abstimmungsergebnis: +14; —0; = 0 . Frank­reich nahm an der Abstimmung nicht teil. 
West-Sahara 
SICHERHEITSRAT — Gegenstand: Die West-Sahara-Frage. — Entschließung 377 (1975) vom 22. Oktober 1975 Der Sicherheitsrat, — nach Erörterung der Lage hinsichtlich der West-Sahara und des Schreibens des Stän­digen Vertreters Spaniens an den Präsi­denten des Sicherheitsrats vom 18. Okto­ber 1975 (S/11850), — mit Bestätigung der Bestimmungen der Entschließung der Generalversammlung 1514 (XV) und aller anderen sachbezogenen Entschließungen der Generalversammlung über dieses Gebiet, 1. ersucht den Generalsekretär, handelnd in Übereinstimmung mit Artikel 34 der Char­ta sowie unbeschadet jeder Maßnahme, welche die Generalversammlung gemäß den Bestimmungen ihrer Entschließung 3292 (XXIX) ergreifen könnte, und unbe­schadet von Verhandlungen, welche die be­teiligten und interessierten Parteien nach Artikel 33 der Charta unternehmen könn­ten, sofortige Konsultationen mit den be­teiligten und interessierten Parteien zu beginnen und dem Sicherheitsrat sobald als möglich über die Ergebnisse seiner Konsultationen zu berichten, damit der Sicherheitsrat instand gesetzt wird, geeig­nete Mittel zur Behandlung der gegen­wärtigen Lage hinsichtlich der West-Saha­ra anzuwenden, 
2. appelliert an die beteiligten Parteien, Zu­rückhaltung und Mäßigung zu üben und die Mission des Generalsekretärs unter zu­friedenstellenden Umständen zu ermög­lichen. 
Abstimmungsergebnis: Angenommen ohne förmliche Abstimmung. 
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Die Mitgliedschaften in UN-Organen im Jahre 1975 (Fortsetzung) 

Kommission 
für soziale Entwicklung (32) 

Ägypten 
Belgien 
Chile 
Costa Rica 
Dominikanische Republik 
Elfenbeinküste 
Finnland 
Frankreich 
Gabun 
Großbritannien 
Indien 
Indonesien 
Irak 
Italien 
Japan 
Kolumbien 
Mali 
Mauretanien 
Mexiko 
Neuseeland 
Nigeria 
Österreich 
Rumänien 
Sowjetunion 
Sudan 
Thailand 
Tschechoslowakei 
Ukraine 
Uruguay 
Vereinigte Staaten 
Zaire 
Zypern 

Kommission für die Rechtsstellung 
der Frau (32) 

Ägypten 
Argentinien 
Belgien 
Chile 
China 
Costa Rica 
Dominikanische Republik 
Frankreich 
Gabun 
Griechenland 
Großbritannien 
Guinea 
Indien 
Indonesien 
Japan 
Kanada 
Kenia 
Kolumbien 
Liberia 
Madagaskar 
Nicaragua 
Norwegen 
Philippinen 
Rumänien 
Schweden 
Senegal 
Sowjetunion 
Thailand 
Ungarn 
Vereinigte Staaten 
Weißrußland 
Zaire 

Kommission 
für Bevölkerungsfragen (27) 

Ägypten 
Brasilien 

Costa Rica 
Dänemark 
Ecuador 
Frankreich 
Ghana 
Großbritannien 
Indien 
Indonesien 
Japan 
Marokko 
Mauretanien 
Niederlande 
Niger 
Panama 
Peru 
Philippinen 
Rumänien 
Rwanda 
Schweden 
Sowjetunion 
Thailand 
Tunesien 
Türkei 
Ukraine 
Vereinigte Staaten 

Kommission für Statistik (24) 
Argentinien 
Brasilien 
Frankreich 
Gabun 
Ghana 
Großbritannien 
Indien 
Japan 
Kanada 
Kenia 
Malaysia 
Neuseeland 
Schweden 
Sierra Leone 
Sowjetunion 
Spanien 
Sri Lanka 
Tschechoslowakei 
Tunesien 
Ukraine 
Ungarn 
Uruguay 
Venezuela 
Vereinigte Staaten 

Suchtstoffkommission (30) 
Ägypten 
Argentinien 
Australien 
Brasilien 
Chile 
Deutschland, BR 
Frankreich 
Großbritannien 
Indien 
Indonesien 
Iran 
Jamaika 
Japan 
Jugoslawien 
Kanada 
Kenia 
Marokko 
Mexiko 
Nigeria 
Pakistan 

Peru 
Rumänien 
Schweden 
Schweiz 
Sowjetunion 
Thailand 
Togo 
Türkei 
Ungarn 
Vereinigte Staaten 

Internationales 
Suchtstoff-Kontrollamt (11) 

D. P. Anand (Indien) 
Michel A. Attisso (Togo) 
Nikolia K. Barcov (Sowjetunion) 
Ross A. Chapman (Kanada) 
R. de la Fuenta Muniz Ramon 

(Mexiko) 
Sükrü Kaymakealan (Türkei) 
Sir Frederick Mason 

(Großbritannien) 
Victorio V. Olguin (Argentinien) 
Martin R. Pollner 

(Vereinigte Staaten) 
Paul Reuter (Frankreich) 
Tsutomo Shimomura (Japan) 

Verwaltungsrat 
des Weltkinderhilfswerks (30) 

Ägypten 
Bolivien 
Bulgarien 
Dahome 
Deutschland, BR 
Finnland 
Frankreich 
Großbritannien 
Guinea 
Indien 
Indonesien 
Italien 
Japan 
Jugoslawien 
Kanada 
Kolumbien 
Kuba 
Niederlande 
Pakistan 
Peru 
Philippinen 
Polen 
Rwanda 
Schweden 
Schweiz 
Sowjetunion 
Thailand 
Uganda 
Vereinigte Staaten 
Zentralafrikanische Republik 

Welternährungsrat (36) 
Ägypten 
Argentinien 
Australien 
Bangladesch 
Deutschland, BR 
Frankreich 
Gabun 
Großbritannien 
Guatemala 
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Guinea 
Indien 
Indonesien 
Irak 
Iran 
Italien 
Japan 
Jugoslawien 
Kanada 
Kenia 
Kolumbien 
Kuba 
Libyen 
Mali 
Mexiko 
Pakistan 
Rumänien 
Sambia 
Schweden 
Sowjetunion 
Sri Lanka 
Togo 
Trinidad und Tobago 
Tschad 
Ungarn 
Venezuela 
Vereinigte Staaten 

UN/FAO Ausschuß 
des Welternährungsprogramms (24) 

Argentinien 
Chile 
Deutschland, BR 
Frankreich 
Großbritannien 
Indien 
Indonesien 
Irland 
Japan 
Kanada 
Malawi 
Mauretanien 
Niederlande 
Norwegen 
Pakistan 
Saudi-Arabien 
Schweden 
Schweiz 
Senegal 
Sudan 
Tunesien 
Türkei 
Ungarn 
Vereinigte Staaten 

Verwaltungsrat 
des UN-Hochkommissars 
für Flüchtlinge (31) 

Algerien 
Australien 
Belgien 
Brasilien 
China 
Dänemark 
Deutschland, BR 
Frankreich 
Griechenland 
Großbritannien 
Iran 
Israel 
Italien 
Jugoslawien 
Kanada 
Kolumbien 
Libanon 
Madagaskar 

Niederlande 
Nigeria 
Norwegen 
Österreich 
Schweden 
Schweiz 
Tansania 
Tunesien 
Türkei 
Uganda 
Vatikan 
Venezuela 
Vereinigte Staaten 

Völkerrechtskommission (25) 
Roberto Ago, Italien 
Mohammed Bedj aoui, Algerien 
Suat Bilge, Türkei 
Juan Jose Calle y Calle, Peru 
Jorge Castaneda, Mexiko 
Abdullah El-Erian, Ägypten 
Taslim Olawale Elias, Nigeria 
Edvard Hambro, Norwegen 
Richard D. Kearney, 

Vereinigte Staaten 
Alfredo Martinez Moreno, 

El Salvador 
C. W. Pinto, Sri Lanka 
R. Q. Quentin-Baxter, 

Neuseeland 
Alfred Ramangasasoavina, 

Madagaskar 
Paul Reuter, Frankreich 
Zenon Rossides, Zypern 
Milan Sahovic, Jugoslawien 
Jose Sette Camara, Brasilien 
Abdul Hakim Tabibi, Afghanistan 
Arnold J. P. Tammes, 

Niederlande 
Doudou Thiam, Senegal 
Senjin Tsuruoka, Japan 
Nikolai Ushakov, Sowjetunion 
Endre Ustor, Ungarn 
Francis Vallat, Großbritannien 
Mustafa Kamil Yasseen, Irak 

Ausschuß für 
Charta-Uberprüfung (42) 

Algerien 
Argentinien 
Brasilien 
China 
DDR 
Deutschland, BR 
Ecuador 
El Salvador 
Finnland 
Frankreich 
Ghana 
Griechenland 
Großbritannien 
Guyana 
Indien 
Indonesien 
Iran 
Italien 
Japan 
Jugoslawien 
Kenia 
Kolumbien 
Kongo 
Liberia 
Mexiko 
Nepal 
Neuseeland 
Nigeria 

Pakistan 
Philippinen 
Polen 
Rwanda 
Sambia 
Sierra Leone 
Sowjetunion 
Spanien 
Tschechoslowakei 
Tunesien 
Türkei 
Venezuela 
Vereinigte Staaten 
Zypern 

Ausschuß für den 
Internationalen Zivildienst (15) 

A. L. Adu, Ghana 
Amj ad Ali, Pakistan 
Michael O. Ani, Nigeria 
Anatoly S. Chistyakov, 

Sowjetunion 
Pascal Frochaux, Schweiz 
Toru Haguiwara, Japan 
Parmeshwar N. Haksar, Indien 
Robert E. Hampton, 

Vereinigte Staaten 
Arthur H. M. Hills, 

Großbritannien 
Jiri Nosek, Tschechoslowakei 
Antonio Fonseea, Brasilien 
Jean Louis Plihon, Frankreich 
Raul J. Quijano, Argentinien 
Doudou Thiam, Senegal 
Mrs. Halima Warzazi, Marokko 

Ausschuß 
für Internationales Handelsrecht (36) 

Ägypten 
Argentinien 
Australien 
Barbados 
Belgien 
Brasilien 
Bulgarien 
Chile 
Deutschland, BR 
Frankreich 
Gabun 
Ghana 
Griechenland 
Großbritannien 
Guyana 
Indien 
Japan 
Kenia 
Mexiko 
Nepal 
Nigeria 
Norwegen 
Österreich 
Philippinen 
Polen 
Sierra Leone 
Singapur 
Somalia *• 
Sowj etunion 
Syrien 
Tansania 
Tschechoslowakei 
Ungarn 
Vereinigte Staaten 
Zaire 
Zypern 

Vereinte Nationen 5/75 163 



Ausschuß zur Kontrolle 
und Verhinderung 
von Verbrechen (15) 

Tolani Asuni, Nigeria 
Maurice Aydalot, Frankreich 
Nils Christie, Norwegen 
Mustafa El-Augi, Libanon 
Marcel Ette Bougi, Elfenbeinküste 
Sergio Garcia Ramirez, Mexiko 
Giuseppe de Gennaro, Italien 
Sa'id Hekmat, Iran 
Wojciech Michalski, Polen 
Jorge Arturo Montero Castro, 

Costa Rica 
Sir Arthur Peterson, 

Großbritannien 
Ramananda Prasad Singh, Indien 
Richard W. Velde, 

Vereinigte Staaten 
Boris Alekseevich Viktorov, 

Sowjetunion 
Yip Yat-Hoong, Malaysia 

Wirtschaftskommission 
für Europa (34) 

Albanien / 
Belgien 
Bulgarien 
Dänemark 
DDR 
Deutschland, BR 
Finnland 
Frankreich 
Griechenland 
Großbritannien 
Irland 
Island 
Italien 
Jugoslawien 
Kanada 
Luxemburg 
Malta 
Niederlande 
Norwegen 
Österreich 
Polen 
Portugal 
Rumänien 
Schweden 
Schweiz 
Sowj etunion 
Spanien 
Tschechoslowakei 
Türkei 
Ukraine 
Ungarn 
Vereinigte Staaten 
Weißrußland 
Zypern 
Beraterstatus: 
Alle anderen Mitgliedstaaten 
der Vereinten Nationen 

Wirtschafts- und Sozialkommission 
für Asien und den Pazifik (31) 

Afghanistan 
Australien 
Bangladesch 
Bhutan 
Birma 
China 
Frankreich 
Großbritannien 
Indien 
Indonesien 
Iran 

Japan 
Kambodscha 
Laos 
Malaysia 
Mongolei 
Nauru 
Nepal 
Neuseeland 
Niederlande 
Pakistan 
Philippinen 
Singapur 
Sowjetunion 
Sri Lanka 
Südkorea 
Südvietnam 
Thailand 
Tonga 
Vereinigte Staaten 
Westsamoa 
Assoziierte Mitglieder (8) 
Britisch Salomon-Inseln 
Brunei 
Cook-Inseln 
Fidschi-Inseln 
Gilbert- und Ellice-Inseln 
Hongkong 
Papua und Neuguinea 
Pazifische Inseln 
Beraterstatus: 
Alle anderen Mitgliedstaaten 
der Vereinten Nationen 
und die Schweiz 

Wirtschaftskommission 
für Westasien (12) 

Arabische Emirate 
Bahrain 
Irak 
Jemen 
Jordanien 
Katar 
Kuweit 
Libanon 
Oman 
Saudi-Arabien 
Südjemen 
Syrien 
Beraterstatus: 
Alle anderen Mitgliedstaaten 
der Vereinten Nationen 

Wirtschaftskommission 
für Lateinamerika (31) 

Argentinien 
Bahamas 
Barbados 
Bolivien 
Brasilien 
Chile 
Costa Rica 
Dominikanische Republik 
Ecuador 
El Salvador 
Frankreich 
Grenada 
Großbritannien 
Guatemala 
Guyana 
Haiti 
Honduras 
Jamaika 
Kanada 
Kolumbien 
Kuba 
Mexiko 

Nicaragua 
Niederlande 
Panama 
Paraguay 
Peru 
Trinidad und Tobago 
Uruguay 
Venezuela 
Vereinigte SStaaten 
Assoziierte Mitglieder (2) 
Britisch-Honduras/Belize 
Inselgruppe Antigua u. a. 
Beraterstatus: 
Alle anderen Mitgliedstaaten 
der Vereinten Nationen 
und die Schweiz 

Wirtschaftskommission 
für Afrika (43) 

Ägypten 
Algerien 
Äquatorial-Guinea 
Äthiopien 
Botswana 
Burundi 
Dahome 
Elfenbeinküste 
Gabun 
Gambia 
Ghana 
Guinea 
Guinea-Bissau 
Kamerun 
Kenia 
Kongo 
Lesotho 
Liberia 
Libyen 
Madagaskar 
Malawi 
Mali 
Marokko 
Mauretanien 
Mauritius 
Niger 
Nigeria 
Obervolta 
Rwanda 
Sambia 
Senegal 
Sierra Leone 
Somalia 
Südafrika 
Sudan 
Swasiland 
Tansania 
Togo 
Tschad 
Tunesien 
Uganda 
Zaire 
Zentralafrikanische Republik 
Assoziierte Mitglieder 
Assoziierte Mitglieder sind nicht­
selbständige Gebiete in Afrika (ein­
schließlich afrikanischer Inseln) 
sowie andere Staaten, die für in­
ternationale Beziehungen dieser 
Gebiete verantwortlich sind 
(Frankreich, Großbritannien, Spa­
nien, mit Ausnahme Portugals). 
Beraterstatus: 
Alle anderen Mitgliedstaaten 
der Vereinten Nationen 
und die Schweiz 

(Wird fortgesetzt) 
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> 

New York / Geneva 

The Growth of World Industry — 1972 edition 
Volume I. General Industrial Statistics, 1962—1971 
This is the sixth in a series of annual compilations of statistics on world industry designed to meet both 
the general demand for information of this kind and the special requirements of the United Nations, 
particularly the United Nations Industrial Development Organization (UNIDO), and related international 
bodies. 
610 pages Sales number: E.74.XVII.4 U.S. $ 24,00 

United Nations Juridical Yearbook 1972 
Legislative texts and treaty provisions relating to the legal status of the United Nations, general review of 
the legal activities of the United Nations and information regarding treaties concerning legislation con­
cluded under the auspices of the organizations concerned during the year in question. 
282 pages Sales number: E.74.V.1 Clothbound: U.S. $ 12,00 

Statistical Yearbook, 1973 
Comprehensive collection of international statistics relating to: population; manpower; production; con­
struction; energy; trade; communications; consumption; balance of payments; wages and prices; natio­
nal accounts; finance; international capital flow; health; housing; education and mass communications. 
Bilingual (English/French) 
847 pages Sales number: E/F.74.XVII. 1 Clothbound: U.S. 8 35,00, paperbound: U.S. $ 25,00 

Demographic Yearbook, 1973 
International demographic survey of statistics for over 250 countries and territories on population trends; 
marriages, divorces; births, deaths and expectation of life. Published since 1949. Bilingual (English/ 
French). 
664 pages Sales number: E/F.74.XIII.1 Clothbound: U.S. 8 38,00, paperbound: U.S. 8 30,00 

The Impact of Multinational Corporations on Development and 
on International Relations 
The focus of this report is on international machinery and action to promote, at the international level, 
cooperation and harmonization regarding the role of multinational corporations. It is divided in three 
parts: Part One deals with generalities about the impact on development and on international relations; 
Part Two analyses financial flows and balance of payments, technology, employment, consumer protec­
tion, transfer pricing, taxation; Part Three contains the comments of the members of the Group of Emi­
nent Persons who held three sessions in Geneva in September 1973. 
166 pages Sales number: E.74.II.A.5 U.S. 8 10,00 

Available at the equivalent In local currencies through: 
Alexander Horn, Spiegelgasse 9, 6200 Wiesbaden, 
Ft. Eisenschmidt, Postfach 70 03 06, 6000 Frankfurt/Main 70, 
El wert und M eurer, Hauptstraße 101, 1000 Berlin 62, 
W. E. Saarbach, GmbH, Föllerstraße 2, 5000 Köln, 
or directly from Sales Section, Palais des Nations, CH-1211 Geneva 10 

MITARBEIT I N I N T E R N A T I O N A L E N O R G A N I S A T I O N E N Das Büro für Führungskräfte zu Internationalen 
Organisationen (BFIO) berät und informiert 
Interessenten über Vakanzen, Möglichkeiten 
und Voraussetzungen für den Dienst 
in Internationalen Organisationen 

Anfragen erbittet: 
Büro Führungskräfte 
zu Internationalen Organisationen 
6 Frankfurt, Feuerbachstraße 44 
Tel.: (0611) 7 11 11 - Telex: 04-11632 



BHWt Die Bausparhassef 

die es ihren Kunden leichter macht. 

n Dienst! 

Damit alle im öffentlichen Dienst 
leichter bauen können, gibt's das BHW. 
Das BHW ist die Bausparkasse, die ihren 
Kunden Vorzugsleistungen bietet, die es 
sonst nirgends gibt: Die beliebten BHW-
Extras. 

So zahlen beispielsweise BHW-Bau-
sparer für Bauspardarlehen schon seit fast 
20 Jahren n u r 4 1 / 2 % Darlehenszinsen, 
bei 3 % Guthabenzinsen. Und dazu hat das 

BHW einen Extra-Tarif, der auf die Klein-
und Mittelverdiener zugeschnitten ist. 
Mit kleinen Sparraten und besonders 
niedrigen Tilgungsraten. So wird's Bauen 
leichter. Lesen Sie doch mal die Broschüre 
„Eigentum und Sicherheit für Deutsch­
lands öffentlichen Dienst". Da steht alles 
drin. Übers BHW und die BHW-Extras. 
Sie bekommen sie kostenlos bei jeder 
BHW-Beratungsstelle oder auch direkt 
beim BHW in Hameln. Karte genügt. 

BHW die Bausparkasse 
für Deutschlands 
öffentlichen Dienst 
325 Hameln 
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